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Vorwort. 


Die  Frage  der  gewerblichen  Kinderarbeit  und  der 
zu  ihrer  Milderung  erlassenen  Gesetzgebung  ist  im 
Laufe  der  letzten  Jahre  vielfach  behandelt  worden,  in 
sehr  vielen  Fällen  in  der  Absicht,  auf  dem  Wege  einer 
Kritik  der  bestehenden  Bestimmungen  und  der  Auf- 
zeigung von  Gründen  für  ihre  nidht  durchgreifenden 
Erfolge  eine  Verbeisserung  in  der  Lage  der  erwerbs- 
tätigen Kinder  zu  erreichen.  Auch  in  der  vorliegenden 
Arbeit  ist  der  Kinderschutzgedanke,  der  das  Kind 
wieder  kindlicher  Beschäftigung  und  dem  Spiel  zu- 
rückgeben und  es  vor  Ausbeutung  und  Ueberanstren- 
Riino;  bewahren  will,  das  letzte  Ziel,  dem  alle  Unter- 
suchungen dienen  sollen.  Darum  schien  es  aber  nicht 
uninteressant,  nachzuprüfen,  in  welcher  Weise  ver- 
sucht worden  ist,  dem  mit  der  besten  Absicht  in  das 
Leben  gerufenen  Kinderschutzgesetz  Geltung  zu  ver- 
schaffen, und  welcher  Erfolg  den  Bemühungen  be- 
schieden gewesen  ist,  soweit  sich  das  aus  dem  nicht 
allzu  reichlichen  Material  ergibt.  In  erster  Linie  wur- 
den bei  der  Beurteilung  die  Jahresberichte  der  Qe- 
werbeaufsichtsbeamten  herangezogen,  nicht  ohne  zu 
berücksichtigen,  dass  die  darin  enthaltenen  Schilde- 
rungen einen  allgemein  gültigen  Charakter  nicht 
tragen  können,  weil  sie  sich  naturgemäss  auf  die  Fest- 
stellung besonderer  Fälle  und  die  Bewegung  der 
Kinderarbeit  in  einzelnen  kleinen  Bezirken  beschränken 
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müssen.  Zahlenmaterial,  das  eime  vergleichsmässige 
Darstellung  ermöglichen  könnte,  ist  so  gut  wie  gar 
nicht  vorhanden;  es  wurde  daher  auf  die  Wiedergabe 
jeder  Tabelle  verzichtet. 

Die  Verhältnisse  in  Schlesien  konnten,  wie  es  des 
grossen  Anteils  wegen,  den  diese  Provinz  an  der 
deutschen  Kinderarbeit  hat,  beabsichtigt  worden  war, 
nicht  genauer  untersucht  werden,  weil  infolge  der 
Kriegsverhältnisse  nähere  Aufschlüsse  im  allgemeinen 
von  den  zuständigen  Stellen  verweigert  werden 
mussten.  Es  konnten  daher  nur  die  aus  eigener  prakti- 
scher Arbeit  und  in  persönlicher  Feststellung  ge- 
machten Erfahrungen  bei  der  Bearbeitung  verwandt 
werden. 


Einleitung. 


„Was  aber  die  Aenderung  der  öffentlichen  Mei- 
nung wie  der  sittlichen  Anschauungen  der  Bevölkerung 
anlangt,  so  geht  diese  nur  äusserst  langsam,  gene- 
rationenweise vor  sich  und  immer  unter  dem  Eindruck 
vollzogener  äusserer  Tatsachen,  sodass  sie  allein  nicht 
ausreichend  Hilfe  bieten  kann*'^). 
♦  In  diesen  Worten  wird  die  Entwickelung  der 
Kinderschutzgesetzgebung  gekennzeichnet;  denn  Jahr- 
zehnte vergingen,  ehe  einige  wenige  das  Elend  des 
arbeitenden  Kindes  erkannten,  und  auch  dann  noch 
mussten  zahllose  Widerstände  überwunden  werden, 
um  die  Rechtlosigkeit  der  Hilflosesten  unter  den  Ar- 
beitern zu  brechen.  Das  Regulativ  von  1839  in  Preus- 
sen,  die  Novelle  zur  Gewerbeordnung  vom  Jahre  1891, 
das  Verbot  der  Fabrikarbeit  für  Kinder  enthaltend, 
diese  gesetzgeberischen  Massnahmen  waren  Etappen 
in  dem  Feldzug  gegen  das  fehlende  soziale  Verant- 
wortungsgefühl der  Arbeitgeber  und  die  Verständnis- 
losigkeit  der  Eltern,  Sie  waren  die  vollzogenen  Tat- 
sachen, die  zur  Stärkung  einer  neuen,  sittlich  höher 
stehenden  Einsicht  in  die  Pflichten  eines  Volkes  gegen 
die  heranwachsende  Generation  beitragen  sollten.  Und 
„äusserst  langsam"  hat  sich  die  Aenderung  der  öffent- 
lichen Meinung  vollzogen.   Auch  Jahrzehnte  nach  dem 
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Regulativ  von  1839  schickte  man  Kinder  noch  zu 
Tausenden  in  die  Fabriken  und  iiess  sie  dort  vom*1 
zartesten  Alter  an  Tag  und  Nacht  arbeiten,  ohne  Rück- 
sicht auf  ihre  Gesundheit  und  die  Fortbildung  ihres 
Geistes.  Und  wenn  auch  nach  den  Bestimmungen 
von  1891  die  Kinderarbeit  in  den  Fabriken  „wesentlich 
an  Bedeutung  verloren"  hat,  so  hat  sie  doch  „im  Hand- 
werk, der  Hausindustrie  und  bei  sonstiger  gewerblicher 
Beschäftigung  einen  erheblichen  Umiang  angenom- 
men"^). Eine  neue  Gesetzgebung  war  also  nötig,  um 
die  allgemeine  Aufmerksamkeit  auf  die  noch  bestehen- 
den Missstände  zu  lenken;  aber  es  hat  zwölf  Jahre  ge- 
dauert, bis  sich  das  Bewusstsein  Bahn  gebrochen  hat, 
dass  man  das  Kind  in  der  Familie  aufsuchen  und  dort 
seine  Tätigkeit  überwachen  müsse.  Aufgabe  der  vor- 
liegenden Arbeit  ist  es,  zu  untersuchen,  ob  es  dem  Ge- 
setz gelungen  ist,  in  das  Volksbewusstsein  einzudringen 
und  in  der  öffentlichen  Meinung  die  Wandlung  hervor- 
zurufen, die  nötig  ist,  um  das  Kind  vor  der  Ueber- 
lastung  mit  Erwerbsarbeit  zu  bewahren. 

Es  ist  eine  Frage  der  Zukunft,  wieviele  Jahre  wer- 
den vergehen  müssen,  bis  der  Schutz  für  das  arbeitende 
Kind  auch  in  Haus-  und  Landwirtschaft  für  unentbehr- 
lich erachtet  werden  kann  und  wird.  Noch  will  die  All- 
gemeinheit von  der  Notwendigkeit  solcher  Massregeln 
nichts  wissen;  der  Zukunftsentwickelung  wird  es  in 
Verbindung  mit  dem  gesetzlichen  Zwange  vorbehalten 
bleiben,  auch  hier  die  Aufklärung  und  Wandlung  der 
öffentlichen  Anschauung  herbeizuführen. 

Die  historische  Entwicklung  der  Gesetzgebung  im 
Interesse  des  arbeitenden  Kindes  in  Deutschland  ist 
für  diese  Arbeit  nicht  von  ausschlaggebender  Bedeu- 
tung. Es  wurde  daher  darauf  verzichtet,  sie  darzu- 
stellen, nicht  zuletzt  auch  im  Hinblick  auf  die  ausführ- 


liiijjdachi'ei'jen  sui  t.ae  ßutiuetiregior'Uiig'Mi  >  uro  i).  12.  1897. 
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liehe  Behandlung,  die  sie  in  den  Arbeiten  von  An- 
ton^) und  von  A  g  a  h  d^)  erfahren  hat. 

Dass  trotz  der  seit  1891  bestehenden  und  in  den 
folgenden  Jahren  noch  ausgebauten  Regelung  der 
Kinderarbeit  in  Fabriken  eine  Erweiterung  der  gesetz- 
lichen Bestimmungen  auf  die  gewerbliche  Beschäfti- 
s:ung  von  Kindern  überhaupt  dringend  notwendig  war, 
hatte  sich  die  deutsche  Lehrerschaft,  vor  allem  Kon- 
rad Agahd  in  Gemeinschaft  mit  interessierten  Ver- 
einen, wie  dem  „Verein  zum  Schutze  der  Kinder  vor 
Ausnutzung  und  Misshandlung*'  in  Berlin,  jahrelang 
bemüht  aufzuzeigen;  Oewerbeinspektionen  und  Han- 
il eiskam mern  hatten  ebenso  wie  die  Kenner  der  Haus- 
arbeit in  einzelnen  Teilen  Deutschlands  wiederholt  auf 
die  übermässige  Kinderarbeit  und  ihre  Gefahren  hinge- 
\\  ieseii.  Die  Aufmerksamkeit  der  staatlichen  Behörden 
\^  urde  nachhaltig  erst  auf  die  bedenkliche  Zahl  ge- 
\\  erblich  tätiger  Kinder  durch  die  Berufszähluing  vom 
Jahre  1895  gelenkt,  die  214051  erwerbstätige  Kinder 
(einschliesslich  Landwirtschaft  und  häusliche  Dienst- 
leistungen) anführt.  Es  wird  aus  diesen  Zablen  ge- 
schlossen, „dass  es  den  Anschein  gewinnt,  als  ob  bei 
Anwendung  der  angeführten  Bestimmungen  nicht  alle 
Missstände  beseitigt  werden  würden"^).  Daher  wurde, 
um  einen  Ueberblick  darüber  zu  erlangen,  „in  welchen 
Gewerbezweigen  Missstände  bei  der  Beschäftigung  der 
Kinder  bestehen  und  welcher  Art  diese  Missstände 
sind",  im  Jahre  1898  eine  Erhebung  angeordnet,  deren 
Ergebnis  alle  Befürchtungen  übertraf.  Im  Deutschen 
Reich  wurden  in  diesem  Jahre  544283  Kinder  ermittelt 
(oder  6,53%  sämtlicher  Volksschulkinder),  die  ausser- 

*)  Günther  K.  Anton:  „Geschichte  der  preussischen  Fabrikge- 
setzgebung", Staats-  und  sozialwissenschaftliche  Forschungeu.  Bd,  2. 
1891. 

Konrad  Agahd:    ^Kinderarbeit  und  Gesetz  gegen  die  Aus- 
beutung kindlicher  Arbeitskraft*.  1902. 

')  Rundschreiben  an  die  Bundesregierungen  vom  9.  12.  1897. 


^    6  — 


halb  der  Fabriken  in  noch  nicht  oder  noch  schul- 
pflichtigem Alter  beschäftigt  wurden.  Dabei  stand 
überdies  fest,  dass  die  „ermittelte  Zahl  hinter  der  Wirk- 
lichkeit noch  zurückbleibt,  da  bei  der  Untersuchung 
nicht  alle  Gebiete  des  Reiches  und  nicht  alle  Zweige 
der  gewerblichen  Tätigkeit  berücksichtigt  worden 
sind"^). 

Der  amtlichen  Feststellung  dieser  bedauerlichen 
Zustände  folgte  ein  Vorschlag  zur  Aenderung  erst  nach  | 
5  Jahren;  im  Januar  1903  wurde  der  Entwurf  zu  einem 
Gesetz  dem  Reichstag  vorgelegt,  am  30.  3.  1903  wurde 
seine  endgültige  Fassung  beschlossen,  und  am 
L  Januar  1904  trat  es  in  Kraft. 

In  den  Motiven  des  Gesetzes  wird  ausdrücklich 
betont,  dass  nicht  beabsichtigt  worden  ist,  eine  Aende- 
rung in  den  bisher  söhon  bestehenden  reichsrechtlichen  ^ 
Beschränkungen  der  Kinderarbeit  vorzunehmen;  das  ] 
Gesetz  soll  vielmehr  ergänzend  neben  die  bereits  be-  ■ 
stehenden  Bestimmungen  treten.  Von  diesen  kommen 
namentlich  in  Betracht  die  Bestimmungen  über  den 
Ausschluss  von  Kindern  unter  13  Jahren  und  noch  i 
schulpflichtigen  Kindern  über  13  Jahren  aus  den  Fa- 
briken  (§  135  Abs.  1  GG.),  den  Werkstätten  der  Klei- 
der- und  WäscbekoTifektion  (§  154  Abs,  4  GO.  und 
Kaiserliche  Verordnung  vom  31.  5.  1897)  und  den 
Werkstätten  mit  Motorbetrieb.  (§  154  Abs.  3  GG). 
Ferner  sind  zu  erwähnen  die  Bestimmungen  über  den 
Ausschluss  von  Kindern  unter  14  Jahren  aus  gewissen 
Räumen  in  denjenigen  Anlagen,  welche  Zündhölzer 
unter  Verwendung  von  weissem  Phosphor  herstellen, 
sowie  die  zahlreichen  vom  Bundesrat  auf  Grund  der 
Gewerbeordnung  §§  120e  und  139a  erlassenen  Be- 
stimmungen über  den  Ausschluss  oder  über  Beschrän- 
kungen der  Beschäftigung  von  Kindern  unter  14  Jahren 


*)  Begründung  des  Entwurfs,  Verhanglungen  d.  deutschen  Reichs- 
tages, X.  Leg.  Per.  II.  Sess.  1900|08  Änl.  Bd.  VI,  3825. 


in  gesundheitsgefährlichen  Betrieben  oder  bei  gesund- 
heitsgefährlichen oder  sonst  ungeeigneten  Beschäfti- 
gungsarten. Auch  die  Einschränkung  der  Kinderarbeit 
im  ambulanten  Gewerbebetrieb  und  im  Hausierhandel, 
die  in  der  00.  §§  57  Abs.  1.  §  60b  Abs.  3,  §  62  Abs.  3 
enthalten  ist,  bleibt  durch  das  Kindersc'hutzgesetz  un- 
berührt. Abweichend  von  der  00.  gilt  das  Oesetz 
ohne  Rücksicht  darauf,  ob  ein  Arbeitsvertrag  vorliegt 
oder  nicht. 

In  den  Kommissionsverhandlungen  wurde  hervor- 
gehoben, dass  übermässige  Anstrengung  der  Kinder, 
die  bedenkliche  Dauer  der  Kinderbeschäftigung  und  die 
Beschäftigung  in  gesundheitsgefährlichen  Betrieben 
durch  das  Oesetz  beseitigt  werden  sollen.  Damit  sind 
seine  Aufgaben  festgelegt,  die  sich  ebenso  wie  die  der 
früheren  Bestimmungen  nicht  gegen  die  Kinderarbeit 
schlechthin  wenden.  Von  grösster  Wichtigkeit  ist 
aber,  dass  fortan  die  Beschäftigung  von  Kindern  nicht 
sowohl  ausserhalb  der  Familie,  sondern  vielmehr  auch, 
entgegen  §  154  Abs.  4  00.,  in  solchen  Betrieben,  die 
ausschliesslich  Familienangehörige  beschäftigen,  ge- 
setzlich überwacht  werden  soll.  Allerdings  soll  da- 
durch zugleich  und  in  erster  Linie  den  Eltern  ein  Mass- 
stab gegeben  werden,  nach  dem  sie  sich  bei  der  Be- 
schäftigung ihrer  eigenen  Kinder  richten  können,  ehe 
sie  mit  dem  Oesetz  in  Konflikt  geraten,  und  auch  das 
Interesse  der  Lehrer  und  Oeistlichen  soll  durch  die  Be- 
stimmung auf  die  Kinderarbeit  gelenkt  werden. 

Der  Inhalt  des  Gesetzes  ist  in  grossen  Zügen 
folgender : 

Geregelt  wird  die  Erwerbsarbeit  von  Knaben  und 
Alädchen  unter  13  Jahren,  die  noch  zum  Besuch  der 
Volksschule  verpflichtet  sind,  in  Betrieben,  welche  als 
gewerbliche  im  Sinne  des  Gesetzes  anzusehen  sind 
(§  1  und  §  2  des  K.ScIi.G.). 

Fremde  Kinder  und  eigene  Kinder  werden  streng 
unterschieden  (§  3). 
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Fremde  Kinder  dürfen  von  vollendetem  12.  Le= 
bensjahre  an  täglich  3  (in  den  Ferien  4)  Stunden  —  je- 
doch nicht  von  8  Uhr  abends  bis  8  Uhr  morgens  und 
nicht  an  Sonn-  und  Feiertagen  —  in  nicht  durch  §  4 
verbotenen  Werkstätten,  im  Handels-  und  Verkehrs- 
gewerbe  besdiäftigt  werden  (§  5  und  §  9).  Geboten  ist 
eine  zweistündige  Mittagspause  sowie  eine  Stunde 
Pause  nach  dem  Nachmittagsunterricht.  Warenaus- 
tragen  und  Botengänge  sind  fremden  Kindern  an 
Sonn-  und  Feiertagen  von  8—1  Uhr  vormittags,  aber 
nicht  während  des  Hauptgottesdienstes  und  nicht  eine 
Stunde  vorher,  erlaubt  (§  8).  Bei  der  Beschäftigung 
fremder  Kinder  besteht  für  die  Arbeitgeber  die  An- 
zeigepflicht und  für  die  gesetzlichen  Vertreter  der 
Kinder  die  Pflicht  zur  Beschaffung  einer  Arbeitskarte 
(§§  10,  11). 

Für  eigene  Kinder,  zu  denen  die  an  Kindesstatt  an- 
genommenen und  bevormundeten,  sowie  Zwangser- 
ziehungszöglinge, soweit  sie  mit  eigenen  Kindern  be- 
schäftigt werden,  gehören,  gelten,  wenn  sie  für  Dritte 
arbeiten,  dieselben  Bestimmungen  (§  13  Abs.  2).  Im 
eigenen  selbständigen  Betriebe  der  Eltern  dürfen  die 
Kinder  jedoch  vom  10.  Lebensjahre  an  tagsüber  von 
8  Uhr  früh  bis  8  Uhr  abends,  ausschliesslich  einer 
zweistündigen  Mittagspause  und  mit  Ausnahme  der 
Feiertage  (§  13  Abs.  1  und  3),  sodann  jederzeit  unbe- 
schränkt mit  Botengängen  aller  Art  für  die  Eltern  be- 
schäftigt werden  (§  17). 

Allen  Kindern  unter  12  Jahren  ist  die  Tätigkeit  in 
Gast-  und  Schankwirtschaften  verboten  und  allen 
Mädchen  bis  zu  13  Jahren  das  Bedienen  der  Gäste. 
{§§  7,  16).  Verboten  ist  die  Beschäftigung  bei  öffent- 
lichen theatralischen  Vorstellungen  und  Schaustellun- 
geni,  sofern  nicht  ein  höheres  Interesse  der  Kunst  und 
Wissenschaft  obwaltet  (§§  6,  15).  Verboten  ist  ferner 
die  Beschäftigung  in  einer  grossen  Reihe  von  Be- 
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trieben,  die  körperliche  oder  sittliche  Schädigung  der 
Kinder  hervorrufen  können  (§  4). 

„Das  Gesetz  erteilt  dem  Bundesrat  die  Befugnis, 
tirieichterungen  und  Beschränkungen  vorzunehmen, 
gestattet  über  seine  Bestimmungen  hinausgehende 
landesgesetzliche  Beschränkungen,  gibt  schliesslich 
auch  den  Polizeibehörden  das  Recht,  eine  an  sich  zu- 
lassige Beschäftigung  für  einzelne  Kinder  beim  Zu- 
ta:^eiie(en.  erheblicher  Missstände  auf  Antrag  oder 
nach  Anhörung  der  Schulaufsichtsbehörde  einzu- 
scliränken  oder  zu  untersagen  (§§  14,  20,  21,  30). 

Kennzeichnend  für  den  Ernst  und  Nachdruck,  den 
das  Gesetz  auf  die  Wahrung  der  von  ihm  gezogenen 
Grenzen,  auf  die  Erfüllung  legt,  ist  nicht  sowohl  die 
Androhung  von  Geldstrafen  für  die  Verletzung  der 
wichtigsten  materiellen  Festsetzungen,  als  vielmehr  die 
dem  Richter  beigelegte  Befugnis,  im  Falle  gewohn- 
heitsmässiger  Zuwiderhandlung  auf  Freiheitsstrafen, 
auf  Gefängnis  oder  auf  Haft  primär  zu  erkennen"*) 
(§§  23-29). 

Das  Gesetz  bezieht  sich  auf  Kinderarbeit  in  Be- 
trieben, die  gewerblich  im  Sinne  der  Gewerbeordnung 
sind;  eine  ausdrückliche  Definition  dieses  Begriffes  ist 
nicht  gegeben.  Negativ  gehört  zu  einem  gewerblichen 
Betriebe,  dass  er  weder  bloss  gelegentliche  Geschäfte 
zur  Folge  hat,  noch  dass  nicht  Gewinnerzielung  der 
Hauptzweck  ist.  Die  freien  Berufe,  auch  Beschäfti- 
gungen in  der  Verwaltung  eigenen  Vermögens,  gehören 
nicht  unter  die  Kategorie,  und  somit  unterstehen  z.  B. 
Kinder  als  Modelle  des  Künstlers  oder  als  Hilfe  bei  Er- 
füllung eines  Mietsvertrages,  der  rrft  der  Vermietung 
von  Zimmern  verbunden  ist,  nicht  dem  Kinderschutz- 
gesetz.  Ausserhalb  des  Gesetzes  liegen  ferner  alle 
Verrichtungen,  die  zur  Land-  und  Forstwirtschaft,  so- 


^)  C  z  i  m  a  t  i  8  :  „Ueber  daß  Kinclerschutzgesetz".  Vortrag,  ge 
halten  am  28.  1.  1907  im  Bergischen  Verein  für  Gemeinwohl. 
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wie  zum  Gartenbau  (ausgenommen  die  Handels- 
gärtnerei) gehören. 

Um  die  beiden  letzten  Punkte  ist  bei  der  Beratung 
im  Reichstage  lebhaft  gekämpft  worden,  und  es  ist  im 
Plenum,  allerdings  von  einer  Minderheit,  darauf  Wert 
gelegt  worden,  besonders  die  landwirtschaftliche 
Kinderarbeit  in  den  Rahmen  des  Gesetzes  zu  ziehen. 
Auch  Agahd,  dessen  Schrift  über  die  Kinderarbeit 
zur  Zeit  der  Gesetzesvorlage  erschien  und  die  ihren 
Einfluss  auf  die  Beratungen  ausübte,  trat^)  nachdrück- 
lich für  die  Regelumg  der  Kinderarbeit  in  der  Landwirt- 
schaft ein.  Seinem  Wunsche  verlieh  er  mit  einer  Rei'he 
von  Beispielen  über  Ausnutzung  und  Benachteiligung 
von  in  der  Landarbeit  erwerbstätigen  Kindern  Nach- 
druck, Beispiele,  die  immer  noch  Geltung  haben  und 
die  auch  in  der  Gegenwart  beliebig  vermehrt  werden 
könnten.  Denn  auch  die  arbeitenden  Landkinder  sind 
bei  ihrer  Beschäftigung  Gefahren  aller  Art  ausgesetzt. 
Es  ist  gewiss  nicht  einzusehen,  warum  im  Gegensatz 
zu  den  gewerblich  tätigen  Kindern  die  Landjugend 
schon  im  zartesten  Alter  sehr  anstrengende  Arbeiten 
—  wie  z.  B.  Rüben  verziehen  und  Kartoffeln  hacken  — 
bei  jeder  Witterung,  oft  vom  frühen  Morgen  bis  zum 
späten  Abend,  verrichten  dürfen.  Auch  das  Los  der 
Hütekinder  ist  nicht  immer  glücklich,  wenn  auch  die 
schlimmsten  Auswüchse,  die  Beschäftigung  von  Tiroler 
Kindern  in  Bayern,  dank  der  Bemühungen  der  zu- 
ständigen Geistlichkeit  erheblich  gemildert  worden 
sind.  Unverhältnismässig  hoch  sind  ferner  die  Un- 
glücksfälle, denen  Kinder  bei  der  Bedienung  landwirt- 
schaftlicher Maschinen  zum  Opfer  fallen,  ohne  dass 
ein  Gesetz  sie,  wie  die  in  gewerblichen  Motorwerk- 
stätten beschäftigten,  schützt.  Die  Gerichtsentschei- 
dungen, die  solche  Fälle  als  dem  Kinderschutzgesetz 
unterstehend  bestrafen,  können  den  mangelnden  ge- 

»)  A  g  a  h  d  a.  a.  0.  S.  128  f. 


—  11  — 


setzlichen  Schutz  nicht  ersetzen.  Im  höchsten  Grade 
bedenkhch  ist  es  schHessHch,  dass  in  zahlreichen 
fällen  die  Schulzeit  zu  Gunsten  dringender  Landar- 
beiten gekürzt  wird. 

Die  Heranziehung  von  Kindern  zur  Hilfe  geschieht 
sowohl  in  mittleren  und  kleinen  landwirtschaftlichen, 
als  in  Notfällen  auch  in  grossen  Betrieben,  eine  gesetz- 
liche Regelung  dürfte  also  alle  Arten  der  Bewirt- 
schaftung treffen.  Jedoch  ist  anzunehmen,  dass,  wie 
ini  gewerblichen  Betriebe,  der  kleine  Besitzer,  der  seine 
eigenen  oder  in  Pflege  befindliche  Kinder  zur  täglichen 
Arbeit  dringend  benötigt,  anj  meisten  unter  Beschrän- 
kungen leiden  würde.  Der  Grossgrundbesitzer  wäre 
dagegen  eher  imstande,  in  normalen  Zeiten  auf  die 
Hilfe  der  Kinder,  die  vornehmlich  in  der  Erntezeit  in 
Anspruch  genommen  wird,  zu  verzichten.  Diese  An- 
sicht wird  unterstützt  durch  eine  Zusammenstellung 
über  Kinderarbeit  in  landwirtschaftHchen  Hauptbe- 
trieben Preussens:^)  neben  der  nicht  ständigen  Mitar- 
beit familienangehöriger  Kinder  ist  auch  die  ständige 
Kinderlohnarbeit  in  den  mittelbäuerlichen  und  klein- 
bäuerlichen Wirtschaften  am  häufigsten  vertreten.  In 
Anbetracht  des  landwirtschaftlichen  Arbeitermangels 
müssen  unter  diesen  Verhältnissen  einer  Erweiterung 
des  Kinderschutzes  natürlich  grosse  Schwierigkeiten 
entgegenstehen.  Die  Einbeziehung  der  Kinderland- 
arbeit in  das  Gesetz  ist  seinerzeit  aber  auch  noch  aus 
anderen  Gründen  unterblieben.  Die  gewerbliche  Be- 
schäftigung der  Kinder  ist  von  der  landwirtschaftlichen 
so  erheblich  verschieden,  dass  eine  einheitliche,  ge- 
setzliche Regelung  nur  auf  Kosten  der  ohnehin  schon 
geringen  Verständlichkeit  des  Kinderschutzgesetzes 
hätte  geschehen  können.  Dazu  waren  Erfahrungen,  die 
die  intensive  Durchführung  derartig  umfassender  und 


')  Zeitschrift  des  Königl.  Preuss.  StatistiBchen  Landeßamtes  fü 
1915.    55.  Jahrgang  8.  IV. 
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einschneidender  Massnahmen  hätte  unterstützen  kön- 
nen, auf  keinem  Gebiete  vorhanden.  Einer  kommen- 
den Zeit  sollte  es  daher  nach  Beschluss  des  Reichs- 
tages vorbehalten  bleiben,  für  den  Schutz  zu  sorgen, 
wenn  Umfang  und  Art  der  ländlichen  Kinderarbeit 
durch  eine  Reichserhebung  festgestellt  sein  würden, 
und  wenn  der  Durchführung  neuer  Bestimmungen  die 
Erfahrungen  bei  der  Ueberwachung  gewerblicher  Kin- 
derbeschäftigung  würde  zu  Grunde  gelegt  werden 
können.  Die  Erhebung  hat  im  Jahr  1904  stattgefunden^ 
ihre  Ergebnisse  sind  aber  bedauerlicherweise  bis  heut 
noch  nicht  veröffentlicht  worden  —  mit  Ausnahme  der 
bayrischen  Feststellungen,  die  1908  bekannt  gegeben 
wurden,  —  und  damit  ist  die  ganze  Frage  vorläufig 
zurückgestellt  worden.  Es  ist  jedoch  zu  hoffen,  dass 
die  Ueberzeugung  von  der  Notwendigkeit  einer  Beauf- 
sichtigung und  Kontrolle  der  Kinderarbeit  in  der  Land- 
wirtschaft sich  in  den  massgebenden  Kreisen  immer 
mehr  Bahn  brechen,  und  dass  eine  Beschränkung  er- 
möglicht werden  wird,  sei  es  auch  zunächst  nur  durch 
eine  schärfere  Anziehung  des  Schulzwanges. 

Dem  Gesetz  unterstehen  ebenfalls  nicht  die  in 
häuslichen  Diensten  beschäftigten  Kinder;  eine  Unzahl 
von  ihnen,  meist  Mädchen,  müssen  gegen  Entgelt  im 
fremden  Haushalt  helfen  und  werden  mit  hauswirt- 
schaftlichen Arbeiten,  sowie  besonders  auch  mit 
Kinderwarten,  häufig  übermässig  angestrengt.  Irgend- 
welche gesetzhche  Beschränkung  der  Ausbeutung 
solcher  in  vielen  Familien  benutzten,  billigen  Arbeits- 
kräfte gibt  es  nicht.  Hierzu  kommt  noch  die  grosse 
Zahl  der  in  der  eigenen  Familie  mit  hauswirtschaft- 
lichen Arbeiten  überanstrengten  Kinder:  Die  Ueber- 
lastung  auch  noch  junger  Kinder  mit  Versorgung  des 
elterlichen  Haushaltes  und  der  Wartung  kleinerer  Ge- 
schwister, das  stundenweite  Essentragen^)  für  die  in 

»)  „Ein  Kapitel  Kinderarbeit".  Dr.  HeUmut  W  o  1  f  f-Aschaffen 
bürg.    Soz.  Praxis  XV.  Nr.  9.  Spalte  224. 
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der  Fabrik  tätigen  Eltern  sind  Beschäftigungen,  die  der 
gewerblichen  Kinderarbeit  in  vieler  Hinsicht  an  Schäd- 
lichkeit nicht  nachstehen.  Auch  hier  dürfte  der  Oe- 
setzgeber nicht  vor  der  Familie  haltmachen,  wenigstens 
dann  nicht,  wenn  sich  die  Solgen  übermässiger  An- 
strengung in  der  Entwicklung  der  Kinder  zeigen  und 
das  Vormundschaftsgericht  gemäss  §  1666  nicht  ein- 
schreiten kann. 

Schliesslich  sei  noch  darauf  hingewiesen,  dass  bis- 
her noch  von  keinem  Gesetz  die  sog.  „Päckel jungen" 
gefasst  werden,  d.  h.  die  Knaben,  die  sich  an  Bahn- 
höfen den  Reisenden  zum  Tragen  des  Reisegepäckes 
anbieten.  Die  Kinder,  die  bei  dieser  Beschäftigung  rast 
mühelos  unverhältnismässig  viel  Geld  verdienen,  — 
jetzt  im  Krieg  blüht  ihr  Geschäft  besonders  —  werden 
durch  das  Herumilungern,  durch  die  freie  Verfügung 
über  recht  hohe  Summen  (2 — 10  Mark  Tagesverdienst 
gehören  keineswegs  zu  den  Selten'heiten)  fast  alle  auf 
Abwege  geführt,  wie  sorgfältige  Beobachtungen  von 
verschiedenen  Schulmännern  und  Feststellungen  von 
Geistlichen  einiger  Strafanstalten  erwiesen  haben^). 
Da  kein  Arbeitgeber  vorhanden  ist  und  die  Knaben 
auch  zu  den  „eigenen"  Kindern  nicht  zu  rechnen  sind, 
weil  die  Eltern,  die  meist  von  dem  Beruf  ihrer  Söhne 
gar  nichts  wissen,  sie  nicht  in  ihrem  Betrieb  beschäfti- 
gen, kommt  das  Kinderschutzgesetz  nicht  in  Betracht. 
Auch  dann,  wenn  die  örtliche  Polizei  sich  bemüht,  diese 
Beschäftigung  zu  überwachen,  sieht  sie  meistens  von 
einer  Anzeige  zur  strafrechtlichen  Verfolgung  ab,  da  es 
zweifelhaft  ist,  ob  der  Täter  die  erforderliche  Einsicht 
hat  oder  die  Ausübung  des  Dienstmanngewerbes  vor- 
liegt.  Es  wäre  sehr  zu  wünschen,  dass  die  hier  augen- 

Ausführliches  Material  hat  der  deutsche  Kiuderschutiverbaud 
gesaiflmelt,  der  auch  in  einer  Eingabe  an  den  Minister  des  Inneren  um 
Abfettdlung  dioser  Zustände  gebeten  hat;  ciuo  allgemeine  Regelung 
konnte  aber  vor  der  Hand  nicht  in  AuHsicht  gestellt  werden. 
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scheinlich  bestehende  Lücke  im  Gesetz  bei  einer 
Ueberarbeitung  der  Kinderschutzgesetzgebung  nicht 
ausser  acht  gelassen  würde. 


A.  Durchführung  des  Kinderschutzgesetzas. 

„Ein  Gesetz,  das  seine  Wirkung  in  die  Familie  er- 
streckt, will  nicht  nur  erlassen,  sondern  auch  beige- 
bracht werden''"^).  In  diesen  Worten  B  i  1 1  m  a  n  n  s 
liegt  die  Bedeutung,  die  der  Durchführung  des  Kinder- 
schutzgesetzes  zukommt  und  die  ihr  auch  bei  den 
Verhandlungen  im  Reichstage  beigemessen  worden  ist. 
Die  Notwendigkeit  einer  besonders  sorgfältigen  Ueber- 
wachung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  war  einmal 
dadurch  bedingt,  dass  sie  einen  vollkommen  neuartigen 
Charakter  trugen,  und  dass  sie  daher  ohne  nachdrück- 
liche Beaufsichtigung  in  das  Verständnis  der  Bevölke- 
ninu  nur  schwer  eindringen  konnten.  Die  Neuartigkeit 
lag  in  der  bis  dahin  niemals  getroffenen  Unterscheidung 
zwischen  „eiigenen",  „eigenen  Kindern,  die  für  Dritte 
arbeiten"  und  „fremden  Kindern",  sowie  in  dem  Ein- 
dringen der  Aufsicht  in  die  Rechte  der  Familie.  Die 
Durchführung  konnte  im  Hinblick  auf  diese  Punkte  sich 
auf  eine  Erfährung  nicht  stützen,  sondern  musste  neue 
Wege  gehen.  Soweit  sich  das  Gesetz  auf  Arbeiten  in 
Werkstätten  und  grösseren,  gewerblichen  Betrieben 
bezieht,  konnte  die  Kontrolle  zwar  der  früheren  Beauf- 
sichtigung von  kindlicher  Fabrikarbeit  angepasst  wer- 
den, wenn  auch  die  gesonderte  Behandlung  der  eigenen 
und  fremden,  sowie  der  eigenen,  aber  für  Dritte  be- 
schäftigten Kinder,  eine  erhebliche  Erschwerung  bei 
den  Revisionen  bilden  musste.  Schwieriger  war  aber 
noch  die  Erfassung  des  innerhalb  der  Familie  erwerbs- 


»)  B  i  1 1  m  a  n  :  Die  Hausindustrie  und  Heimarbeit  im  Gross 
Herzogtum  Baden  zu  Anfang  des  20.  Jahrhunderts.    S.  1108. 
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tätigen  Kindes,  da  zumeist  Anhaltspunkte  für  die  Fest- 
steilung überliaupt  nicht  und  niemals  in  ausreichendem 
Masse  gegeben  waren.  Ein  zweiter  Qrund  für  die  be- 
sonders sorgfältig  zu  organisierende  Methode  der  Be- 
aufsichtigung lag  in  den  einschneidcTiden  Folgen,  die 
das  Qesetz  für  gewisse  Qewerbegruppen  und  für  einen 
grossen  Teil  der  ArbeiterfamiUen  hatte.  Von  vorn- 
herein musste  dem  Umstände  Rechnung  getragen  wer- 
den, dass  mit  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  in  den 
Oewerbekreisen,  denen  nun  eine  beträchthche  Zahl  von 
billigen  und  schwer  ersetzbaren  Hilfskräften  verloren 
gingen,  sich  grosse  Abneigung  gegen  Innehaltung  der 
Vorschriften  einstellen,  und  dass  es  auch  von  dieser  ^ 
Seite  an  Umgehungsversuchen  nicht  fehlen  würde.  Ein 
noch  grösserer  Widerstand  war  aber  von  denen  zu  er- 
warten, die  durch  die  Kinderarbeit  eine  wenn  auch 
noch  so  geringe  Erhöhung  ihres  Einkommens  zu  ver- 
zeichnen hatten,  also  in  den  weitaus  meisten  Fällen  von 
den  Eltern  der  jetzt  in  manchen  Beschäftigungen  be- 
hinderten Kinder.  Nach  dem  Verbot  der  Fabrikarbeit 
für  Kinder  waren  diese  nicht  ohne  zwingenden  Qrund 
zur  Erwerbstätigkeit  in  Hausindustrie  und  Heimarbeit 
übergegangen,  vielmehr  war  die  Verschiebung  eine 
notwendige  Folge  der  sozialen  Lage  eines  Teiles  der 
Bevölkerung.  Auf  den  Zusammenhang  zwischen  wirt- 
schaftlicher Notlage  und  Kinderarbeit  musste  Rück- 
sicht genommen  werden,  und  nur  allmählich  konnte 
man  hoffen,  den  bestehenden  Missständen  durch  An- 
wendung des  Gesetzes  abzuhelfen.  An  dem  Versuch, 
ihm  Geltung  zu  verschaffen,  haben  sich  sowohl  amtliche 
als  private  Körperschaften  unter  Zuhilfenahme  der 
verschiedensten  Mittel  beteiligt. 
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I.  Regelung  der  Durchführung  dureh  Reich  und 
Bundesstaaten. 

1.  Bekanntmachungen  des  Bundesrates. 

Um  den  Behörden  die  schwierige  Aufgabe  der 
Durchführung  zu  erleichtern,  hat  der  Bundesrat  von 
seinem  Rechte  §  14  Abs.  1  K.Sch.Q.  Gebrauch  gemacht 
und  für  einzehie  durch  das  Gesetz  besonders  empfind- 
heh  betroffene  Gewerbearten  Uebergangsbestimmun- 
gen  erlassen.  In  der  Bekanntmachung  vom  17.  12.  1903 
wird  verfügt,  dass  eigene  Kinder,  die  am  1.  1.  1904  das 
10.  Lebensjahr  vollendet  haben,  in  Werkstätten  der 
Bandwirkerei  und  Weberei  im  Regierungsbezirk 
Düsseldorf  und  im  Grossherzoglich  Badenschen  Kreise 
Waldshut  bis  zum  3L  12.  1905  mit  Spulen  beschäftigt 
werden  dürften,  wenn  sich  Wohn-  und  Werkstätte  in 
demselben  Hause  befinden,  und  unter  Beachtung  der 
Dauer  der  Beschäftigung  nach  §  13  K.Sch.G.  Von 
grösserer  Bedeutung  war  die  Erlaubnis,  dass  bis  zum 
31.  12.  1905  eigene  Kinder,  die  am  1.  1.  1904  das  achte 
Lebensjahr  zurückgelegt  hatten,  in  zahlreichen,  ge- 
nannten Bezirken  bestimmte  Arbeiten  verrichten 
durften.  Es  handelte  sich  dabei  in  der  Hauptsache  um 
solche  Heimarbeit,  die  sich  bisher  vorzügMch  der 
Kinderarbeit  bedient  hatte,  wie  die  Glas-,  Schiefer-  und 
Spielwarenindustrie  des  Kreises  Sonneberg,  um  Hilfe- 
leistung in  der  Christbaumschmuck-,  Spielwaren-  und 
Nadelindustrie  in  Bayern,  Knopf-  und  Porzellan- 
industrie in  Baden,  Blumen-  und  Papierindustrie  in 
Sachsen,  Textüindustrie  u.  a.  m.  Die  Verfügung  liess 
die  Bestimmungen  bezüglich  Dauer  und  Art  der  Be- 
schäftigung unberührt,  kam  aber  den  bestehenden 
Verhältnissen  insoweit  entgegen,  als  sie  die  Erwerbs- 
arbeit einem  Teil  der  schon  früher  tätigen  jüngeren 
Kinder  auch  fernerhin  gestattete,  derart  dass  diese 
nach  Ablauf  der  Uebergangsfrist  das  Schutzalter  über- 
scliritten  haben  würden.    Die  Ausnahmen  sind  nach 


-   IT  - 


reiflicher  Prüfung  zugebilligt  worden;  in  einem  Erlass 
des  preussischen  Ministers  vom  25.  5.  1903,  in  dem 
Vorschläge  für  die  bevorstehenden  Ausnahmebewilli- 
gungen von  den  Regierungen  eingefordert  wurden, 
wird  betont,  dass  „im  Interesse  des  mit  dem  Gesetze 
verfolgten  Zweckes"  grundsätzlich  davon  auszugehen 
sei,  „dass  bei  Zulassung  von  Ausnahmen  nirgend  über 
das  Mass  des  im  wirtschaftlichen  Interesse  der  betroffe- 
nen Betriebe  unbedingt  Gebotenen  hinausgegangeji 
wird".  Das  unbedingt  Gebotene  wird  an  anderer  Stelle 
dahin  erklärt,  dass  „den  hausindustriellen  Betrieben 
das  Einleben  in  die  neuen,  gesetzlichen  Vorschriften 
erleichtert  und  ihnen  die  erforderliche  Zeit  gewährt 
wird,  damit  sie  die  vielfach  notwendig  werdenden 
Aenderungen  in  der  Betriebsweise  allmählich  durch- 
führen können".  In  einem  zweiten  Erlass  des  preussi- 
schen Ministers  vom  8.  1.  1904  wurde  nochmals  aus- 
drücklich darauf  hingewiesen,  dass,  „um  die  Absicht 
des  Gesetzes  zu  erreichen  und  eine  allmähliche  Durch- 
führung der  gesetzlichen  Vorschriften  anzubahnen", 
der  Bundesrat  die  zugelassenen  Ausnahmen  an  die  Be- 
dingung geknüpft  habe,  dass  die  Kinder  am  1.  1.  1904 
das  8.  Lebensjahr  vollendet  haben  müssten. 

Die  Uebergangsbestimmungen  sind  vielfach  bean- 
standet, und  es  ist  ihr  Charakter  als  Schutzbestimmung 
stark  in  Zweifel  gestellt  worden,  weil  nach  ihnen  z.  B. 
9  Jahre  alte  Kinder  noch  10  Stunden  täglich  mit 
Knöpfeaufnähen  und  dergleichen  beschäftigt  werden 
konnten,  und  eigene  Kinder,  gegenüber  den  fremden, 
in  höherem  Masse  benachteiligt  wurden,  als  schon 
.durch  das  Gesetz  bedingt  ist.  Diese  Befürchtungen 
sind  jedoch  im  Verhältnis  zu  der  im  Anfang  noch  sehr 
in  unvollkommenen  Versuchen  steckenden  Durch- 
führung überhaupt  gering  zu  bewerten;  es  war  dank 
der  Bestimmungen  eben  nun  gesetzlich  unter  Vorbehalt 
gestattet,  was  sonst  als  Zuwiderhandlung  doch  ge- 
schehen wäre.   Tatsächlich  war  der  Nutzen  der  in  der 
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beisten  Absicht  zugelassenen  Ausnahmen  aber  nur  ein 
beschränkter.  Abgesehen  davon,  dass  von  ihnen  in 
einzelnen  Bezirken  —  wie  im  Regierungsbezirk  Düssel- 
dorf, wo  dem  Kinderschutzgesetz  schon  durch  eine 
Polizeiverordnung  von  1891,  die  Kinderarbeit  in  der 
Hausindustrie  wesentlich  einschränkte,  vorgearbeitet 
worden  war  —  kaum  Gebrauch  gemacht  wurde,  sodass 
sich  der  Uebergang  zu  dem  gesetzlichen  Zustande 
ohne  Härten  vollzog,  gaben  sie  manchen  Anlass,  um 
das  Verständnis  für  das  Gesetz  noch  zu  erschweren. 
In  Mecklenburg  wurde  daher  von  der  Vereinfachung 
der  Bestimmungen  durch  Fortfall  der  Ausnahmen  eine 
bessere  Durchführung  erhofft,  und  im  Bericht  der 
Württembergischen  Qewerbeinspektion  für  das  Jahr 
1906  wurde  der  Ablauf  der  Ausnahmeverfügungen 
geradezu  als  ein  „wesentlicher  Fortschritt"  bezeichnet, 
weil  die  Beaufsichtigung  nun  einheitlich  gestaltet  wer- 
den konnte.  War  es  doch  bis  dahin  oft  vorgekommen, 
dass  in  ein  und  demselben  Orte  für  die  Beschäftigung 
von  Kindern  in  verschiedenen  Brwerbszweigen  ver- 
schiedene Altersgrenzen  massgebend  waren^,  eine 
Regelung,  die  begreiflicherweise  vielen  Eltern  unge- 
rechtfertigt und  unverständlich  erscheinen  musste. 
Die  „allmähliche  Durchführung",  die  mit  den  Aus- 
nahmebewilligungen erleichtert  werden  sollte,  wurde 
schliesslich  nur  in  geringem  Masse  erreicht;  denn  es 
war  nur  natürlich,  dass  Eltern,  die  nach  Ablauf  der 
Bestimmungen  ihre  jüngeren  Kinder  nicht  mehr  mit 
8  Jahren  zur  Arbeit  heranziehen  durften,  wie  sie  es  mit 
den  älteren  getan  hatten,  sich  ihr  vermeintliches  Recht 
gegen  das  Gesetz  verschafften.  Zahlreiche  Ueber- 
tretungen  wurden  darauf  zurückgeführt. 

Trotz  des  offenbar  geringen  Erfolges,  den  die 
Bundesratsbekanntmachungen  für  die  Ausführung  des 
Gesetzes  zu  verzeichnen  hatten,  wurden  die  Aus- 
nahmen, wenn  auch  nicht  in  vollem  Umfange,  nach  Ab- 
lauf der  Zeit  noch  für  zwei  weitere  Jahre  bewüligt. 
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Der  Zweck  dieser  Massnahme  ist  nicht  mehr  auf  dem 
Oebiete  des  Kinderschutzes  zu  suchen,  sondern  allein 
auf  wirtschaftliche  Ueberlegungen  zurückzuführen.  In 
den  Heimarbeitsbezirken,  in  denen  Kinderarbeit  nach 
Ansicht  djer  oberen  Verwaltungsbehörden  schlechter- 
dings nicht  zu  entbehren  war,  ohne  der  Industrie  und 
damit  den  Arbeitern  selbst  schweren  Schaden  zuzu- 
fügen, wurden  die  Ausnahmen  weiter  zugebilliigt,  und 
zwar  unter  der  das  Verständnis  des  Gesetzes  noch 
mehr  erschwerenden  Bedingung,  dass  die  zur  Arbeit 
zugelassenen  Kinder  das  9.  Lebensjahr  überschritten 
haben  müssten.  Damit  kommt  ein  neuer  Jahrgang 
unter  die  erwerbstätigen  Kinder,  ein  Umstand,  der  zu 
neuen  Missständen  genug  beigetragen  hat.  In  den 
hausindustriellen  Betrieben,  die  hauptsächlich  der 
schlechten  Entlohnung  wegen  auf  die  Mithilfe  von  Kin- 
dern angewiesen  waren,  hat  naturgemäss  auch  die 
verlängerte  Milderung  des  Gesetzes  eine  Einge- 
wöhnung in  die  Bestimmungen  nicht  hervorrufen 
können.  So  betont  B  i  e  r  e  r^)  die  Zwecklosigkeit  der 
Versuche  für  die  Sonneberger  Hausindustrie.  In  allen 
von  den  Uebergangsbestimmungen  erfassten  Haupt- 
sitzen der  Heimarbeit  hat  das  Gesetz  durch  vorüber- 
gehende Erleichterungen  nicht  eingebürgert  werden 
können,  weil  die  Wurzel  des  Uebels,  der  wirtschaft- 
liche Notstand  und  die  unzureichende  Entlohnung  der 
Heimarbeiter,  weiter  fortbestand. 

Dem  Kinderschutzgedanken  ist  der  Bundesrat 
nach  einigen  Jahren  besser  gerecht  geworden  durch 
den  Beschluss  vom  1.  7.  1907  (R.G.Bl.  S.  404),  in  dem 
auf  Grund  des  §  4  Abs.  2  K.Sch.  G.  die  Beschäftigung 
von  Kindern  bei  der  Reinigung  von  Dampfkesseln  ver- 
boten wurde. 


B  i  e  r  e  r  :    Hausindustrielle   Kinderarbeit  im   Kreise  Sonne- 
berg    S  10. 
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2.  Ausführungsanweisungen  der  Bundesstaaten. 

Alle  Bundesstaaten  haben  im  Anschluss  an  das 
Gesetz  Ausführungsbestimmungen  erlassen,  um  seiner 
Durchführung  Richtung  und  Sinn  zu  geben.  Da  nach 
§21  K.Sch.G.  die  Aufsicht  in  den  einzelnen  Bundes- 
staaten noch  besonders  geregelt  werden  kann,  war  die 
Möglichkeit  verschiedener  Durchführungsarten  offen 
gelassen,  was  in  gewisser  Beziehung  für  die  Lösung 
des  Problems  von  Vorteil  war.  So  zeigen  auch  die 
Verfügungen  trotz  Uebereinstimmung  in  den  grossen 
Zügen  in  den  Einzelheiten  Abweichungen^  die  auf  die 
örtlichen  Verschiedenheiten  zurückzuführen  und  die 
den  jeweiligen  Verhältnissen  angepasst  sind. 

Was  die  Ausführungsanweisungen  selbst  anlangt, 
so  ist  die  Festsetzung  der  zuständigen  Behörden  allen 
gemeinsam.  Ein  grosser  Teil  der  Bundesstaaten 
regelt  sodann  die  Zubilligung  von  Ausnahmen  für  die 
Beschäftigung  von  Kindern  bei  öffentlichen  theatrali- 
schen Vorstellungen  und  anderen  öffentlichen  Schau- 
stellungen. Nach  Anhörung  der  Schulbehörde  hat  die 
untere  Verwaltungsbehörde  zu  entscheiden,  ob  ein 
höheres  Interesse  der  Kunst  und  Wissenschaft  obwaltet 
und  die  Erlaubnis  zur  Mitwirkung  von  Kindern  davon 
abhängig  zu  machen,  dass  die  Kinder  nicht  in  zu 
jugendlichem  Alter  stehen  und  Dauer,  Zeit  und  Wieder- 
holung ihres  Auftretens  nicht  mit  Ueberanstrengungen 
verbunden  sind.  Die  Person  des  Leiters  des  Unter- 
nehmens muss  genügend  Sicherheit  dafür  bieten,  dass 
die  Kinder  vor  sittlichen  Gefahren  behütet  bleiben.  In 
Württemberg  werden  an  die  Bewilligung  ausdrücklich 
noch  genaue  Vorschriften  über  den  Aufenthalt  der  Kin- 
der in  der  Zeit,  in  der  sie  sich  ankleiden  und  bereit- 
halten, über  Beaufsichtigung  und  abendliche  Heimbe- 
förderung geknüpft.  Der  unteren  Verwaltungsbehörde 
—  in  Preussen  dem  Landrat  und  in  Städten  mit  mehr 
als  10  000  Einwohnern  der  Ortspolizeibehörde  —  sind 
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damit  sehr  weitgehende  Befugnisse  eingeräumt  wor- 
den, und  die  Entscheidung  darüber,  ob  „ein  höheres 
Interesse"  vorHegt  oder  ob  die  Beschäftigung  eine  den 
kindlichen  physischen  und  psychischen  Kräften  ange- 
messene ist,  dürfte  nicht  immer  den  Verhältnissen  ent- 
sprechend ausgefallen  sein.  Ein  Beispiel  dafür  ist  ein 
Fall,  der  sich  1908  in  Wiesbaden  zugetragen  hat: 
Trotzdem  der  zuständige  Kreisschulinspektor  sich 
gegen  die  Genehmigung  der  Mitwirkung  einiger 
Schülerinnen  bei  einer  Operette  aussprach,  weil  er  Ob- 
walten eines  höheren  Interesses  bezweifelte  und  den 
Einfluss  der  Aufführung  auf  die  Söhülerinnen  nicht  für 
günstig  hielt,  und  obwohl  sich  auch  die  Gewerbe- 
inspektion im  gleichen  Sinne  äusserte,  gestattete  doch 
die  Polizeibehörde  auf  Grund  eigener  besserer  Sach- 
kenntnis die  Beschäftigung  der  Kinder.  Tatsächlich 
ist  die  Erlaubnis  zur  Mitwirkung  von  Kindern  bei  Auf- 
führungen allen  Theatern  mit  der  sog.  grossen  Kon- 
zession in  den  weitaus  meisten  Fällen  gewährt  worden, 
sodass  diese  Art  von  Kinderarbeit  sich  unter  den  Augen 
des  grossen  Publikums  fast  täglich  vollzieht.  Wün- 
schenswert wäre  es  natürlich,  dass  das  Auftreten  von 
Kindern  völlig  unterbliebe,  im  Interesse  der  kleinen 
Schauspieler  selbst,  die  durch  diese  Beschäftigung  in 
eine  körperlich  und  geistig  ungesunde  Lebensweise 
hineingedrängt  werden;  jedoch  weist  die  Begründung 
zum  Gesetz  mit  Redht  darauf  hin,  dass  mit  Rücksicht 
auf  die  Kinderrollen  in  klassischen  Stücken  die  Mit- 
wirkung von  Kindern  kaum  gänzlich  entbehrt  werden 
könne.  Die  sog.  Spezialitäten-,  Akrobaten-  und  Ar- 
tistenvorstellungen, Cirkusaufführungen  und  ähnliche 
Veranstaltungen  fallen  nicht  unter  die  Ausnahmebe- 
stimmungen. 

Nicht  nur  der  Bundesrat,  sondern  auch  die  einzel- 
nen Landesregierungen  haben  im  Rahmen  der  An- 
weisungen Uebergangsbestimmungen  erlassen,  und 
zwar  solche,  die  sich  auf  das  Austragen  von  Waren 
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und  die  Beschäftigung  von  Kindern  mit  Botengängen 
beziehen.  Auch  hier  bleibt  der  unteren  Verwaltungs- 
behörde nach  Anhörung  der  Schulaufsichtsbehörde 
überlassen,  zu  gestatten,  dass  bis  zum  31.  12.  1908, 
unter  Berücksichtigung  des  §  9  Abs.  3,  bezüglich  der 
Beschäftigung  an  Sonn-  und  Feiertagen,  Kinder  über 
12  Jahre  (fremde  und  eigene  Kinder  für  Dritte)  von 
6^2  Uhr  morgens  an  und  eine  Stunde  vor  dem  Vor- 
mittagsunterricht Warenaustragen  und  Botengänge 
übernehmen  dürfen.  Es  wird  jedoch  zur  Bedingung 
gemacht,  „dass  nirgend  über  das  zur  Eingewöhnung  in 
die  neuen  gesetzlichen  Vorschriften  unbedingt  er- 
forderliche Mass  hinausgegangen  wird,  und  dass  die 
Ausnahmen  grundsätzlidh  nicht  im  voraus  für  die 
ganze  zulässige  Zeit"  zu  gewähren  seien.  Die  Be- 
stimmung nimmt  also  hauptsächlich  die  Interessen  der 
Gewerbetreibenden  wahr,  die  sich*  der  Kinder  bedienen 
dürfen,  solange  sich  „ein  ausreichender  Ersatz  für  die 
Frühbeschäftigung  der  Kinder  einstweilen  nicht  'hat  be- 
schaffen lassen".  In  Württemberg  wird  die  Bewilli-  ^ 
gung  von  Ausnahmen  noch  davon  abhängig  gemacht, 
dass  die  bisher  übliche  Beschäftigung  (die  in  allen 
Bundesstaaten  nachweisbar  sein  muss)  den  erfolg-  I 
reichen  Schulbesuch  nicht  beeinträchtigt  oder  gesund- 
heitliche und  sittliche  Gefahren  nicht  gezeigt  hat.  Mit 
den  vom  Bundesrat  erlassenen  Uebergangsbestimmim- 
gen  teilen  diese  das  Los,  ihren  Zweck  so  gut  wie  gar- 
nicht  erfüllt  zu  haben.  Das  Verbot  des  morgendlichen 
Austragens,  besonders  von  Backwaren  und  Milch,  ist 
jedenfalls  dadurch  weder  der  Einsicht  der  Eltern  noch 
der  der  Arbeitgeber  näher  gebracht  worden,  vielmehr 
wurden  die  Bestimmungen  häufig  noch  insofern  ausge- 
nutzt, als  die  Beschäftigung  auch  schon  vor  6V2  Uhr 
morgens  einsetzte.  Trotz  der  Uebergafngsigenehmigung 
werden  schon  1905  zahlreiche  Versuche  gemacht,  das 
Gesetz  zu  umgehen,  indem  Mütter  sich  beim  Brot-  und 
Milchaustragen  von  ihren  Kindern  „begleiten"  lassen, 


d.  h.  die  Kinder  treppauf  und  treppab  laufen  und  die 
Waren  abliefern  müssen,  während  die  Mütter  auf  der 
Strasse  warten.  Dass  die  zuständigen  Behörden  von 
der  Zweckmässigkeit  dieser  Bestimmung  auch  nicht 
immer  überzeugt  waren,  geht  daraus  hervor,  dass  sie 
in  versdhiedenen  Orten  dahingehende  Anträge  ab- 
schlugen oder  auch  die  Genehmigung  beschränkten. 

Für  die  Durchführung  von  grosser  Wichtigkeit 
sind  die  Anweisungen  über  die  Aufgaben  der  Orts- 
polizeibehörden bezüglich  der  Anzeigepflicht  der  Ar- 
beitgeber bei  Beschäftigung  von  fremden  Kindern  und 
der  Ausstellung  von  Arbeitskarten  für  fremde,  er- 
werbstätige Kinder.  Auf  Grund  der  Anzeigen  müssen 
Verzeichnisse  geführt  werden  über  die  Betriebe,  die 
fremde  Kinder  beschäftigen,  und  ebenso  muss  die  Aus- 
stellung einer  jeden  Arbeitskarte  in  besondere  Listen 
eingetragen  werden.  Beide  Verzeichnisse  können  von 
den  Gewerbeaufsichtsbeamten  jederzeit  eingesehen 
werden.  Die  Wichtigkeit  dieser  Bestimmung  wird  ver- 
ständlich, wenn  man  sich  vergegenwärtigt,  dass  die 
Angaben  der  Listen  in.  der  ersten  Zeit  fast  der  einzige 
Anhalt  gewesen  sind,  auf  Grund  dessen  die  Aufsichts- 
organe eine  Ueberwachung  der  Kinderarbeit  vor- 
nehmen konnten.  Dass  die  Handhabung  dieser  zweck- 
mässigen Einrichtung  in  sehr  vielen  Fällen  lückenhaft 
gewesen  ist,  sodass  ihre  Absicht  ganz  verfehlt  wurde, 
ist  daher  umso  mehr  bedauerlich. 

Durch  die  Bestimmung  über  §  20  betreffend  die 
polizeilichen  Verfügungen  soll  das  System  der  Listen- 
führung noch  weiter  ausgebaut  werden.  Wird  nämlich 
auf  Grund  der  polizeilidhen  Befugnisse  und  nach  An- 
hörung der  Schulbehörde  die  Beschäftigung  eines 
einzelnen  Kindes  oder  eine  ganze  Gewerbeart  unter- 
sagt, so  geht  damit  die  Entziehung  schon  ausgestellter 
Arbeitskarten  Hand  in  Hand;  ein  entsprechender  Ver- 
merk wird  in  der  Liste  gemacht,  sodass  bei  der  Kon- 
trolle den  neuen  Verhältnissen  Rechnung  getragen 
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werden  kann.  Im  übrigen  ist  von  Bedeutung,  dass 
einige  Staaten  —  unter  anderem  auch  Preussen  — 
Wert  darauf  legen,  dass  vor  Untersagung  einer 
schädigenden  Beschäftigung  ausser  der  Schulaufsichts- 
behörde „in  denjenigen  Fällen,  wo  ein  Schularzt  ange- 
stellt ist",  dieser  gehört  werden  soll.  Die  Heran- 
ziehung des  Arztes  zur  Durchführung  der  gesetzlichen 
Bestimmungen  ist  leider  trotz  aller  Forderungen,  die 
schon  im  Reichstage  in  dieser  Hinsicht  erhoben  wor- 
den sind,  weder  im  Oesetz  noch  in  den  Verfügungen 
der  einzelnen  Landesregierungen  ausdrücklich  ange- 
ordnet worden.  Dass  die  ärztliche  Mithilfe  ein  not- 
wendiges Erfordernis  bei  der  Beurteilung  von  Kinder- 
arbeit ist,  wird  auch  von  fachmännischer  Seite  oft  ge- 
nug betont;  so  äussern  sich  z.  B.  Medizinalrat 
Kriege  und  Dr.  Franz  Klaholt^)  folgender- 
massen:  „Wichtig  ist  auch  die  Mitwirkung  des 
Schularztes,  da  es  vor  allem  gilt,  gesundheitliche 
Gefahren  von  den  Kindern  abzuwenden.  Bei  den 
regelmässigen  schulärztlichen  Besidhtigungen  sollte 
er  sich  sämtliche  gewerblich  beschäftigten  Kinder 
vorstellen  lassen  und  jeden  zweifelhaften  Fall  nach 
der  Untersuchung  des  Kindes  mit  dem  Klassenlehrer 
und  Rektor  eingehend  besprechen.  Eine  kurze  ärzt- 
liche Aeusserung  über  den  Gesundheitszustand  des 
Kindes  wird  der  Polizeibehörde  gewiss  oft  von  Wert 
sein,  wenn  sie  darüber  entscheiden  soll,  ob  im  Einzel- 
fall eine  gewerbliche  Beschäftigung  zu  erlauben  oder 
einzuschränken  oder  gar  zu  verbieten  ist". 

Für  die  Durchführung  bestimmend  sind  die  Aus- 
führungsanweisungen über  die  Aufsicht,  deren  be- 
sondere Reglung  nach  §  21  den  Landesregierungen  frei- 
steht.   Preussen  und  ein  Teil  der  anderen  Bundes- 


*)  Die  Gesundheitspflege  des  Kindes.  ^Schutz  der  erwerbstätigen 
Jugend"  von  Medizinalrat  Dr.  Hermann  Kriege  Mnd  Dr.  Fran?  Klaholt; 
8.  616. 
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Staaten  ordnen  an,  dass  die  Ortspolizeibehörde  die 
Vorschriften  über  die  Beschäftigung  von  Kindern  in 
Speditionsgesdhäf ten  mit  Fuhrwerksbetrieb,  im  Handel 
und  Verkehrsgewerbe,  bei  theatralischen  Vorstellungen 
und  im  Betriebe  von  Gast-  und  Schankwirtschaften, 
sowie  die  Beschäftigung  mit  Warenaustragen  und 
Botengängen  in  diesen  Betrieben,  ferner  die  Vor- 
schriften über  Anzeigepflicht  und  Arbeitskarten  wahr- 
nimmt. „Im  übrigen  wird  die  Aufsicht  über  die  Aus- 
führung der  die  Beschäftigung  von  Kindern  regelnden 
Bestimmungen  des  Gesetzes  von  den  Ortspolizeibe- 
hörden und  den  Gewerbeaufsicliitsbeamten*'  ausgeübt. 
Die  Ausführungsanweisung  für  Württemberg  betont, 
dass  „die  Kräfte  der  Gewerbeaufsichtsbeamten  zu 
diesem  Zweck  durch  die  Beigabe  von  Beamten  ohne 
höhere  Vorbildung  verstärkt  worden  sind".  Damit 
wird  den  Vorschlägen  entgegengekommen,  die  in  den 
Reichstagsverhandlungen  von  verschiedenen  Seiten 
gemacht  worden  waren,  nämlich,  dass  zur  gründlichen 
Durchführung  gebildete  Beamte  angestellt  werden 
möchten.  Vv^ürttemberg  ist  der  einzige  Bundesstaat, 
der  von  vornherein  der  weiteren  Ueberlastung  der 
Gewerbeinspektionen  infolge  des  Kinderschutzgesetzes 
durch  Anstellung  neuer  Kräfte  vorzubeugen  und  damit 
der  Durchführung  der  Bestimmungen  die  Wege  zu 
ebnen  sucht.  In  einigen  Bundesstaaten  wird  in  den 
Ausführungsanweisungen  sogleich  darauf  hingewiesen, 
dass  bei  der  Aufsicht  die  Mitwirkung  der  Schule  uner- 
lässlich  sei.  In  Sachsen-Meinigen  und  in  Sachsen- 
Altenburg  wird  zugleich  in  einem  besonderen  Erlasse 
angeordnet,  dass  die  Gemeindewaisenräte  verpflichtet 
seien,  ihr  Augenmerk  auf  die  Durchführung  des  Ge- 
setzes zu  richten  und  von  Uebertretungen  dem  Vor- 
mundschaftsgericht Anzeige  zu  machen.  Wie 
B  i  e  r  e  r^)  ausführt,  ist  die  erhoffte  Wirkung  dieser 
Verordnung  so  gut  wie  ganz  ausgeblieben;  „von  einer 

B  i  e  r  c  r,  a.  a.  0.  S.  100. 
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Tätigkeit  der  Gemeindewaisenräte,  soweit  sie  nicht 
Lehrer  sind,  ist  nichts  bekannt  geworden".  Der  Orund 
dafür  ist  in  iihrer  anderweitigen,  starken  Inanspruch- 
nahme zu  suchen. 

Die  mit  der  Aufsicht  betrauten  Beamten  haben 
„die  Befolgung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  bei 
jeder  sich  bietenden  Gelegenheit  zu  überwachen"  und 
zu  diesem  Zwecke  sich  regelmässig  wiederholende  Re- 
visionen der  Werkstätten,  in  denen  Kinder  beschäftigt 
werden,  zu  unternehmen. 

II.  Ausführung  durch  amtliche  Körperschaften. 
1.  Gewerbeaufsicht. 

Die  Ausführung  lag  also  vor  allen  Dingen  in  der 
Hand  der  Gewerbeaufsichtsbeamten  und  der  Polizei- 
behörden; beide  salien  sich  vor  eine  neue  und  umfang- 
reiche Aufgabe  gestellt,  der  gerecht  zu  werden  sie 
sich  mit  den  verschiedensten  Mitteln  bemühten. 

In  den  Gewerbeinspektionen  waren  die  erwünsch- 
ten besonderen  Beamten  zur  Beaufsichtigung  der  Ge- 
setzeserfüllung im  erhofften  Sinne  nicht  eingestellt 
worden.  Jedoch  hat  sich  erfreulicherweise  in  nicht  all- 
zu langer  Zeit  in  allen  Teilen  des  Reiches  die  Ueber- 
zeugung  Bahn  gebrochen,  dass  die  Ueberwachung  der 
kindlichen  Erwerbsarbeit  in  der  Familie  am  besten  von 
Frauen  ausgeübt  werden  könnte.  An  sehr  vielen  Ge- 
werbeinspektionen sind  seit  Bestehen  des  Gesetzes 
weibliche  Hilfskräfte  angestellt  worden  (in  Preussen 
gab  es  allerdings  noch  im  Jahre  1913  leider  nur 
17  Assistentinnen  an  187  Inspektionen),  die  zwar  in 
erster  Linie  der  Frauenarbeit  ihre  Aufmerksamkeit 
schenken  sollen,  deren  Aufgabe  aber  nicht  zum  kleinen 
Teil  darin  besteht,  die  Durchführung  des  Kinderschutz- 
gesetzes  wahrzunehmen.  Die  Aufsichtstätigkeit  vor 
allem  in  der  Heimarbeit  erfordert  vielfach  Verkehr  mit 
den  weiblichen  Hausindustriellen,  mit  Müttern  und 


Hausfrauen;  sie  verlangt  eingehenden  Rat,  Aufklärung 
und  Hilfe  auf  dem  Gebiet  der  Kindererziehung  und 
-pflege,  Forderungen,  die  zweilellos  eine  Frau  am 
besten  erfüllen  kann.  Gegen  die  Ansicht  B  i  e  r  e  r  s^), 
der  pessimistisch  meint,  es  stellten  sich  der  Tätigkeit 
der  weiblichen  Beamtin  „naturgemäss  die  gleichen 
Hindernisse  in  den  Weg  wie  den  andern  Organen,  die 
sich  vor  ihr  durch  gütlichen  Zuspruch  oder  durch 
scharfe  Kontrolle  um  das  Gesetz  bemüht  haben",  muss 
festgestellt  werden,  dass  es  gerade  den  weiblichen  An- 
gestellten gelungen  ist,  das  Vertrauen  der  besuchten 
Familien  zu  erringen,  und  dass  durch  ihre  Tätigkeit  die 
Befolgung  des  Gesetzes  gefördert  werden  konnte.  — 
Im  Grossherzogtum  Hessen  hat  man  mit  dem  aus  ver- 
schiedenen Gründen  angestellten  Gehilfen  aus  dem 
Arbeiterstand  auch  bei  der  Durchführung  des  Kinder- 
schutzgesetzes  gute  Erfahrungen  gemacht.  Er  ist  be- 
sonders damit  beauftragt,  die  erforderlichen  Revi- 
sionen vorzunehmen,  belehrend  auf  Eltern  und  Arbeit- 
geber zu  wirken  und  für  Abstellung  der  Zuwider- 
handlungen zu  sorgen.  Auch  in  anderen  Landesteilen 
hat  man  schliesslich  den  durch  das  Gesetz  vermehrten 
Anforderungen  Rechnung  tragen  müssen;  so  wurde 
z.  B.  in  Fürth  nach  kurzer  Zeit  noch  ein  besonderer 
Beamter  zur  Revision  der  Heimarbeitwerkstätten 
angestellt,  da  Polizei-  und  Gewerbeaufsichtsbeamte  zur 
Kontrolle  der  Betriebe  nicht  ausreichten.  Unerlässlich 
ist  für  die  Gewerbeinspektionen  zur  wirksamen  Durch- 
führung des  Gesetzes  die  Zusammenarbeit  mit  den 
Ortspolizeibehörden  und  Schulen,  und  ihre  wechsel- 
seitige Beeinflussung,  Belehrung  und  Unterstützung 
ist  unbedingt  erforderlich.  Diese  Notwendigkeit  ist 
schon  in  den  Reichstagsverhandlungen  betont  worden, 
sie  wird  in  den  Ausführungsanweisungen  hervorge- 
hoben, und  die  Jahresberichte  der  Gewerbeaufsichts- 
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bearnten  enthalten  immer  wieder  die  Forderung  eines 
einheitlichen  Handelns. 

Die  Mittel,  deren  man  sich  zur  Erreichung  des  ge- 
forderten Zieles  bedient,  sind  sowohl  solche,  die  die 
gesetzlichen  Bestimmungen  und  ihren  Zweck  in 
weitesten  Kreisen  bekannt  machen,  als  solche,  die  den 
Beamten  die  Aufsicht  über  die  Ausführung  ermög- 
lichen, ihnen  Unterlage  für  die  Kontrolle  schaffen 
sollen.  In  den  ersten  Jahren  nach  Inkrafttreten  des 
Gesetzes  lag  naturgemäss  der  grössere  Nachdruck  auf 
seiner  Verbreitung;  ein  Ueberblick  über  Art  und  Zahl 
der  erwerbstätigen  Kinder  konnte  dagegen  erst  all- 
mählich geschaffen  werden.  Sehr  beliebt  und  überall 
benutzt  sind  als  Mittel,  das  Gesetz  zur  Kenntnis  der 
Bevölkerung  zu  bringen,  die  sog.  Merkblätter,  die  ent- 
weder in  möglichst  knapper  und  übersichtlicher  Form 
die  wichtigsten  Verbote  und  Gebote  enthalten,  oder 
nur  allgemein  den  Zweck  der  Bestimmung  erläutern 
und  auf  die  Gefahren  übermässiger  Kinderarbeit  hin- 
weisen. Die  Abfassung  der  Merkblätter  ist  nicht 
immer  glücklich;  die  Schwierigkeit,  die  recht  ver- 
wickelten und  oft  nur  im  Zusammenhang  mit  der 
Gewerbeordnung  verständlichen  Bestimmungen  klar 
und  leicht  fasslich  darzustellen,  hat  sich  vielfach  als  zu 
gross  erwiesen.  Andererseits  ist  wieder  die  Not- 
wendigkeit, Merkblätter  zu  verteilen,  durch  die  Unver- 
ständlichkeit  des  Gesetzes  bedingt.  Wohl  alle  Aul- 
sichtsbehörden haben  zu  diesem  Hilfsmittel  gegriffen, 
und  Merkblätter  sind  in  ganz  Deutschland  an  Schul- 
kinder, an  Eltern  und  Arbeitgeber,  an  Lehrer,  Wohl- 
fahrtsvereine und  Polizeiorgane  verteilt  worden,  fm 
Grossherzogtum  Hessen  sucht  der  Gehilfe  alle  Fa- 
milien, in  denen  durch  die  Verzeichnisse  Kinderarbeit 
ermittelt  wurde,  auf  und  händigt  ihnen  das  Merkblatt 
ein,  eine  zwar  sehr  zeitraubende  Art  der  Aufklärung, 
die  aber,  wie  durch  Nachrevision  festgestellt  wurde, 
von  dem  besten  Erfolg  begleitet  ist.  Ebenfalls  zur  Auf- 
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klärung  dienen  Benachrichtigungskarten  an  Eltern  er- 
werbstätiger Kinder  oder  eingeschriebene  Briefe  an 
solche  Unternehmen  und  Firmen^  die  Kinder  im 
Wiederholungsfall  ungesetzlich  in  ihren  Betrieben  be- 
schäftigen. An  die  gesamte  Bevölkerung  wenden  sich 
die  Qewerbeinspektionen  durch  Bekanntmachungen  in 
Zeitungen  und  Fachzeitschriften,  durch  Rundschreiben 
und  Broschüren.  Weiterhin  trugen  zur  Verbreitung 
des  Gesetzes  auch  Besuche  der  Beamten  in  ihren  Be- 
zirken bei,  wie  sie  im  Orossherzogtum  Hessen  vorge- 
nommen wurden.  Vorträge  bei  Lehrerkonferenzen,  in 
Vereinen  und  Arbeiterversammlungen  halfen  die 
Kenntnis  der  Bestimmungen  in  weiteren  Kreisen 
wenigstens  zu  vermitteln. 

Zu  den  vorbeugenden  Massnahmen  kommt  jedoch 
als  weit  wichtigerer  Teil  der  Durchführung  die  eigent- 
liche Ueberwachung  der  Kinderarbeit,  und  der  Art 
ihrer  Ausführung  ist  ein  mehr  oder  weniger  grosser 
Erfolg  des  Gesetzes  zuzuschreiben.  Schon  bei  den 
Beratungen  im  Reichstaige  hat  man  die  Schwierigkeiten 
einer  durchgreifenden  Kontrolle  nicht  verkannt,  hat 
aber  ihre  zweckmässige  Ausgestaltung  den  jeweiligen 
Verhältnissen  angepasst  wissen  wollen.  Das  Gesetz 
selbst  lässt  in  diesem  Punkte  den  Behörden  freie  Hand; 
es  gibt  nur  negativ  den  Hinweis,  „dass  in  Privat- 
wohnungen, in  denen  ausschliesslich  eigene  Kinder  be- 
schäftigt werden,  Revisionen  während  der  Nachtzeit 
nur  stattfinden  dürfen,  wenn  Tatsachen  vorliegen, 
v\^elche  den  Verdacht  der  Nachtbeschäftigung  dieser 
Kinder  begründen*'^).  Die  grosse  Frage  ist  jedoch  für 
die  Beamten,  wie  sie  überhaupt  zu  Verdachtsmomenten 
kommen  sollen,  und  wie  sie  einheitlich  und  möglichst 
lückenlos  Zuwiderhandlungen  auffinden  können.  Die 
schon  in  der  Begründung  des  Gesetzes  betonte 
Schwierigkeit  einer  ausreichenden  Kontrolle  hat  sich 
im  vollen  Umfange  seit  Wirksamkeit  der  Bestimmun- 
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gen bestätigt.  In  der  Zeit  nach  Inkrafttreten  des  Ge- 
setzes konnten  sich  die  Gewerbeaufsichtsbeamten  nur 
an  die  Angaben  halten,  die  in  den  polizeihchen  Ver- 
zeichnissen von  den  fremde  Kinder  beschäftigenden 
Unternehmern  und  über  die  ausgestellten  Arbeits- 
karten enthalten  sind.  Ganz  abgesehen  davon,  dass 
diese  Listen  eingestandenermassen  nur  einen  Bruch- 
teil der  zur  Anzeige  Verpflichteten  enthalten,  umfassen 
sie  gerade  das  ungeheure  Gebiet  der  in  der  Heimarbeit 
'und  in  sonstigen  elterlichen  Betrieben  beschäftigten 
Kinder  überhaupt  nicht.  Die  Berichte  der  GewerbeaUf- 
sichtsbeamten  sind  daher  in  den  ersten  Jahren  voll  von 
Klagen  über  die  geringe  Möglichkeit,  gerade  der 
schlimmsten  Kinderarbeit  auf  die  Spur  kommen  zu 
können.  In  vielen  Berichten  wird  zugegeben,  dass 
„Kinderarbeit  in  gewerblichen  Betrieben  ganz  verein- 
zelt und  nur  zufälligerweise  wahrzunehmen  ist"^)  oder 
dass  „die  Revisionstätigkeit  in  der  Hausindustrie  hin- 
sichtlich d'es  Vollzuges  des  Kinderschutzgesetzes  sich 
auf  Vornahme  von  Stichproben"  beschränken  musste^). 
Sehr  richtig  wird  darauf  hingewiesen,  „dass  es  nicht 
Aufgabe  der  Gewerbeinspektion  sein  könne,  sich  eine 
Grundlage  (nämlich  für  die  Kontrolle)  durch  Herum- 
fragen von  Haus  zu  Haus  zu  verschaffen"^). 

Trotzdem  waren  die  Beamten  —  besonders  in 
Süddeutschland  —  auf  alle  Weise  bemüht,  Art  und  Um- 
fang der  Kinderarbeit  zu  ergründen.  Reisen  und  Be- 
suche verdächtiger  Bezirke  sollten  dazu  verhelfen, 
Oemeindevorstände,  Schulbehörden  und  Polizeiorgane 
wurden,  nicht  immer  mit  Glück,  befragt.  Im  König- 
reich Sachsen  nahm  eine  der  Gewerbeaufsichtsbe- 
amtinnen, um  mit  der  ihrer  Aufsicht  unterstellten  Be- 
völkerung möglichst  Fühlung  zu  gewinnen,  einen  drei- 
maligen längeren  Aufenthalt  in  verschiedenen  Orten 
ihres  Auf  Sichtsbezirkes;  dass  ihr  dabei  auch  nicht  zu- 
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*)  .  „        „  ,     S.  113. 
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letzt  die  Ueberwachung  der  Kinderarbeit  oblag,  und 
dass  sie  dadurch  wichtige  Einblicke  in  die  Beschäfti- 
gungsart der  Kinder  erhielt,  steht  ausser  Zweifei. 
üinige  der  Beamtinnen  widmeten  sich  auch  der  vor- 
beugenden Arbeit,  indem  sie  mit  Vorliebe  Familien  auf- 
suchten, deren  Kinder  noch  nicht  mitarbeiteten,  um  die 
Heimarbeiterinnen  vor  der  zu  frühen  Heranziehung 
ihrer  Kinder  zur  Arbeit  zu  warnen;  ein  Erfolg  war 
dann  eher  zu  erwarten,  als  wenn  die  Mütter  schon  mit 
dem  Verdienst  der  Kinder  rechnen.  Alle  mühsamen 
Versuche  der  Gewerbeaufsichtsbeamten  sind  besonders 
in  der  ersten  Zeit  mit  grossen  Anforderungen  an  ihre 
seelischen  und  körperlichen  Kräfte  verbunden  gewesen. 
Der  Verkehr  mit  Eltern  und  Arbeitgebern  erforderte 
Takt,  Vorsicht,  Ruhe  und  Selbstbeherrschung,  der  Ein- 
blick in  Not  und  Elend,  angesichts  deren  der  Zweck 
des  Kinderschutzgesetzes  erörtert  werden  sollte,  er- 
schwerte die  Aufgabe  ungemein.  Dazu  waren  zur  Auf- 
findung der  Kinderarbeit,  vorzüglich  der  unkontrollier- 
baren Heimarbeit,  viele  oft  vergebliche  Wege  nötig. 

Eine  Hilfe  erwuchs  den  Beamten  im  Laufe  der  Zeit 
in  den  Volkssichulen,  in  denen  erst  vereinzelt,  dann 
nach  Massgabe  der  Anordnungen  der  verschiedenen 
Landesregierungen  allgemein  die  Zabl  der  gewerblich 
beschäftigten  Kinder  festzustellen  versucht  wurde. 
Seitdem  in  den  Schulen  die  Namen  der  Kinder  und  der 
Arbeitgeber,  Art  und  Ort  der  Beschäftigung  aufge- 
nommen werden,  ist  mit  besserem  Erfolg  begonnen 
worden,  der  erwerbsmässigen  Kinderarbeit  syste- 
matisch nachzugehen.  Die  Erhebungen  geschehen  in 
der  Weise,  dass  die  Kinder  selbst  von  ihrem  Lehrer 
über  ihre  Tätigkeit  ausserhalb  der  Schule  befragt  und 
ihre  unter  das  Gesetz  fallenden  Beschäftigungen  in 
einer  Liste  vermerkt  werden;  diese  Liste  bildet  dann 
eine  Unterlage  für  die  Najchprüfungen  der  Kinderarbeit 
durch  die  Behörden.  Es  besteht  kein  Zweifel,  dass  die 
Schullisten  insgesamt  für  die  Durchführung  des  Ge- 
setzes  einen   nicht  mehr   zu   entbehrenden  Dienst 
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leisten;  ihre  Notwendigkeit  wird  auch  in  sämtlichen 
Berichten  der  Oewerbeaufsichtsbeamten  anerkannt. 
FreiHch  muss  berücksichtigt  werden,  dass  sie  im  Ver- 
gleich zu  den  ersten  Jahren  ihrer  Aufstellung  an  Be- 
deutung verloren  haben,  und  es  ist  bedauerlich,  dass 
man  den  Grund  dafür  in  der  infolge  der  regelmässigen 
Eiefragung  der  Schüler  geförderten  Verbreitung  des 
Kinderschutzgesetzes  unter  den  Eltern  der  arbeitenden 
Kinder  zu  suchen  hat.  Die  Qesetzeskenntnis  hat  somit 
nicht  verringerte  erwerbsmässige  Kinderarbeit  zur 
Folge  gehabt,  sondern  sie  hat  in  den  meisten  Fällen 
nur  zur  grösseren  Vorsicht  der  Schulkinder  bei  ihren 
Auskünften  Anlasis  gegeben.  Nicht  allein  das  Miss- 
trauen gegen  jedes  Eindringen  in  die  Familie,  wie  es 
schliesshch  auch  die  Schuilerhebumgen  sind,  von  denen 
die  meisten  Kinder  als  eiinem  wichtigen  und  interessan- 
ten Ereignis  sofort  zu  Hause  berichten,  auch  der  zu- 
weilen nicht  verborgen  bleibende  Zusammenhang 
zwischen  den  Fragen  in  der  Schule  und  der  nach- 
folgenden Kontrolle,  gegebenenfalls  sogar  der  Be- 
strafung, führt  vorsichtige  Eltern  dazu,  ihren  Kindern 
von  vornherein  jegiliche  Angaben  über  ihre  Beschäfti- 
gung zu  verbieten.  Die  Folge  davon  ist,  dass  sich  die 
Kinder  immer  spärlicher  äussern,  dass  sie  ungenaue 
oder  unwahre  Auskunft  geben,  aus  Furcht  vor  der 
Strafe,  die  ihnen  zu  Hause  droht,  sodass  nicht  nur  der 
Zweck  der  Schullisten  beeimträchtigt  wird,  sondern 
sich  auch  pädagogisch  ernste  Bedenken  gegen  dieses 
Mittel  erheben.  Verstärkt  werden  die  Bedenken  noch 
bei  der  Beobachtung,  dass  viele  Kinder  sich  zu  phan- 
tastischen Schilderen  gen  durch  den  Wunsch  verleiten 
lassen,  hinter  den  Schulkameraden  an  Fleiss  und 
Leistungsfähigkeit  nicht  zurückstehen,  und  dass  sie 
sich  daher  mit  Arbeiten  grosstun,  die  sie  in  Wirklich- 
keit niemals  verrichtet  haben.  Derartige  Angaben 
verringern  natürlich  die  Uebersiohtlichkeit  der  Kinder- 
arbeit, und  es  ist  nicht  erstaunlich,  wenn  die  Oewerbe- 
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aufsichtsbeamten  immerhin  mit  einein  gewissen  Vor- 
behalt an  die  Schullisten  herangehen.  Der  wechselnde 
Einfhiss  der  Listen  auf  die  Durchführung  des  Gesetzes 
und  die  Auffindung  von  Kinderarbeit  prägt  sich  au<ih  in 
den  Jahresberichten  aus:  während  die  ersten  Schul- 
verzeichni^se  eine  Fülle  von  Anregung  boten,  die  sich 
in  der  hoch  emporschnellenden  Zahl  der  beschäftigten 
Kinder,  der  Zuwiderhandlungen  und  der  Beschäfti- 
gu-ngsarten  äusserte,  bleibt  der  gleiche  Erfolg  in  den 
nächsten  Ja,hren  aus,  ohne  daiss  daraus  auf  verminderte 
Kinderarbeit  geschlossen  werden  kann.  Die  zurück- 
i.^ehenden  Zahlen  und  die  geringen  neuen  Feststellun- 
gen in  den  folgenden  Berichten  werden  von  den  Ge- 
v/erbeaufsiohtsbeamten  selbst  sehr  vorsichtig  beurteilt 
und  nicht  zum  geringen  Teile  der  grösseren  Zurück- 
[^altuing  der  Kinder  in  ihren  Angaben  zugeschrieben. 
Trotz  dieser  eitngestandenen  Mängel  sind  aber  die 
listen  für  die  Auf  Sichtsbeamten  noch  immer  von 
grösstem  Nutzen  und  solange  alis  Unterlage  für  ihre 
Kontrollen  unentbehrlich,  als  nicht  eine  andere  um- 
fassendere Methode  die  Auffindung  von  Kinderarbeit 
ermögHcht. 

Auf  dem  Gebiet  der  Heimarbeit  scheint  der 
Wunsch  nach  einer  verbesserten  Methode  bis  zu  einem 
gewissen  Gerade  schon  erfüllt  zu  sein,  nämlich  durch 
das  1912  in  Kraft  getretene  Hausarbeitsgesetz.  Abge- 
sehen von  den  das  Kinderschutzgesetz  besonders  in 
ihren  Rahmen  ziehenden  Bestimmungen  ist  die  Fest- 
setzung der  Registrierpflicht^)  für  die  Hauisarbeiter 
beschäftigenden  Gewerbetreibenden  von  höchster 
Wichtigkeit.  Die  Verzeichinisse  der  mit  Hausarbeit  be- 
schäftigten Personen  ist  auf  Erfordern  der  Ortspoli- 
zeibehörde sowie  den  Gewerbeaufsichtsbeamten  jeder- 
zeit zur  Einsiciht  vorzulegen  oder  einzureichen.  Da- 
durch ist  den  Beamten  der  Einblick  in  die  Heimarbeit 
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ermöglioht,  den  sie  bisher  ohne  Unterlagen  für  ihre 
Revisionen  nur  dann  haben  konnten,  wenn  ihnen,  wie  es 
in  Württemberig  vorgekommen  ist,  von  den  Fabriken 
gutwillig  die  Namen  ihrer  Hausarbeiter  angegeben 
worden  waren.  Obgleich  erst  im  April  1912  in  Kraft 
getreten,  zeigt  sich  der  Erfolg  des  Hausarbeitsge- 
setzes in  den  letzten  beiden  Friedensjahren  auf  dem 
Gebiete  des  Kinderschutzes  schon  deutlich  darin,  dass 
gesetzmässige  und  ungesetzliche  Kinderarbeit  in  „un- 
erwartetem Umfange"  ausfindig  gemacht  wird,  und 
dass  man  bisher  noch  nicht  entdeckten  Sitzen  und 
Arten  vom  Kinderbeschäftiguog  auf  die  Spur  kommt. 
Geliegentlich  dieser  Revisionen  ist  es  auch  besser  als 
bisher  möglich,  auf  die  Mütter  erwerbstätiger  Kinder 
einzuwirken;  sobald  ihr  Vertrauen  bezüghch  der  Für- 
sorge für  ihre  eigene  Person  und  eine  angemessene 
Beschäftigung  zu  den  Beamtinnen  hergestellt  ist,  sind 
sie  Vorstellungen  über  Einschränkung  der  Kinderarbeit 
meist  ebenfalls  zugänglicher.  Ein  abschliessendes  Ur- 
teil darüber,  ob  der  Erfolg  der  Registrierpflicht  ein 
bleibender  sein  wird  und  ob  das  Kinderschutzgesetz 
auch  künftig  in  seiner  Durchführung  auf  diese  Weise 
wird  unterstützt  werden  können,  lässt  sich  natürlich 
nicht  abgeben,  da  die  Kriegs] ähre  die  Verhältnisse  in 
der  Heimarbeit  stark  beeinflusst  haben.  Immerhin 
scheint  mit  Hilfe  des  Hausarbeitsgesetzes  ein  Mittel 
gefunden  zu  sein,  das  die  Qewerbeauf Sichtsbeamten  in 
ihrer  mühevollen  Arbeit  um  die  Beaufsichtigung  der 
gewerblich  beschäftigten  Kinder  unterstützen  kann. 


2.  Polizeibehörde. 

Die  Polizeibehörden  sind  durch  die  gesetzlichen 
Bestimmungen  selbst,  sowohl  als  audh  durch  die  Aus- 
führungsanweisungen verpflichtet,  sich  an  der  Durch- 
führung des  Gesetzes  zu  beteiligen.  Auf  die  techni- 
schen Schwierigkeiten,  die  das  Nebeneinanderarbeiten 


zweier  Behörden  in  derselben  Materie  hervorruft,  auf 
die  damit  verbundene  Umständlichkeit  des  Listenaus- 
tausches und  dter  unausbleiblidhen  Verzögerung 
mancher  wichtigen  Revisionen  soll  hier  nur  kurz  hin- 
gewiesen werden;  die  Tatsache  bleibt  jedenfalls  be- 
stehen, dass  die  Mitwirkung  der  Polizei  zur  Beauf- 
sichtigung der  kindlichen  Arbeit  unentbehrlich  ist. 

Die  Polizeibehörden  sahen  sidh  durch  die  ge- 
setzlichen Bestimmungen  in  eine  ähnlich  schwierige 
Lage  versetzt  wie  die  Oewerbeinspektionen :  auch 
ihnen  mangelte  es  an  der  genügenden  Zahl  geeigneter 
Beamten,  die  sich  der  zweckmässigen  Durchführung 
nachdrücklidh  hätten  widmen  können.  Der  Jahres- 
bericht der  Qewerbeinspektion  Qumbinnen  für  1907^) 
dürfte  das  Ridhtige  für  den  überall  herrschenden  Zu- 
stand getroffen  haben,  wenn  er  ausführt:  „Die  Auf- 
gaben der  allgemeinen  Polizei  sind  zu  vielfältig,  als 
dass  eine  besondere  Aufmerksamkeit  in  diesem  einen 
Punkt  erwartet  werden  könnte". 

Die  Qewerbeaufsichtsbeamten  haben  sich  nicht 
ohne  Erfolg  bemüht,  den  Polizeibehörden  bei  ihrer 
schweren  Aufgabe  behilflich  zu  sein;  vor  allem  haben 
sie  sich  angelegen  sein  lassen,  durch  Merkblätter,  Hin- 
weise und  belehrende  Vorträge  das  Verständnis  für  die 
gesetzlichen  Bestimmungen  zu  wecken.  Trotzdem 
blieb  noch  viel  zu  wünsdhen  übrig.  Nur  zu  oft  wird 
darüber  geklagt,  dass  die  Polizeibeamten  selbst  über 
die  Gebote  und  Verbote  des  Kinderschutzgesetzes  nicht 
Bescheid  wüssten  oder  augenfällige  Zuwiderhandlun- 
gen übersähen,  sodass  es  keine  Seltenheit  ist,  wenn 
fremde  Kinder  vor  zurückgelegtem  12.  Jahre  den  Be- 
amten nach  8  Uhr  abends  die  Zeitung  in  das  Polizei- 
lokal bringen,  oder  wenn  ein  Polizeidiener  einer  kleinen 
Stadt  seine  eigene,  zu  junge  Tochter  für  Dritte  Zeitun- 


^)  Jahresberichte  der  Kgl.  Preuss.  Gewerbe^iufsichtsbeamien  und 
Bergbehörden  für  1907     S  in. 
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gen austragen  lässt.  In  Preussen  wird  die  Lücken- 
haftigkeit der  polizeilichen  Aufsidht  besonders  augen-|| 
fällig  nach  Einführung  der  schon  erwähnten  Schul- 
listen; aus  ihnen  war  mit  einem  Sdhkge  ersichtlich, 
dass  der  grösste  Teil  der  Kinderarbeit  und  die  meisten 
Zuwiderhandlungen  den  Polizeibeamten  entgangen 
waren.  In  fast  alilen  Landesteilen  setzt  seit  Bestehen 
des  Gesetzes  das  Verhältnis  der  kleinen  Zahl  von  aus- 
gegebenen Arbeitskarten  zu  der  erheblich  höheren 
von  erwerbstätigen  fremden  Kinder  in  Staunen;  das 
Beispiel  aus  München,  wo  1904  für  1792  fremde  Kin- 
der nur  410  Arbeitskarten  gelöst  worden  waren,  liesse 
sich  beliebig  vermehren.  Noch  deutlidher  zeigt  sich 
ein  gewisses  Versagen  der  Ortspolizeibehörden  bei 
der  Ausgabe  won  Arbeitskarten.  Nicht  nur  in  den 
ersten  Jahren  kommt  es  vor,  dass  Arbeitskarten  für 
verbotene  Besdhäftigungen  ausgestelilt  werden,  und 
dass  die  ungesetzmässige  Beschäfti gütig  der  mit 
diesen  Karten  versehenen  Kinder  erst  auf  Antrag  der 
Oewerbeinspektionen  eingestellt  wird.  Besonders 
häufig  treten  derartige,  auf  Unkenntnis  des  Gesetzes 
beruhende  Föhler  in  kleineren  Orten  auf,  und  die 
Feststellumg  B  i  e  r  e  r  s^),  „dass  man  sich  am 
sichersten  vor  der  Aufsicht  des  Qemeindevorstandes 
fühlte",  stimmt  mit  der  noch  1912  ausgesprochenen 
Forderung  überein,  „dass  es  dringend  notwendig  ist, 
dass  namentlich  in  kleineren  Orten  die  Polizeibehör- 
den sich  noch  mehr  für  die  Sache  erwärmen"^).  Neben 
der  oft  erwähnten  schweren  Verständlichkeit  des  Ge- 
setzes, das  einzuprägen  und  trotz  seiner  vielen  be- 
sonderen Bestimmungen  richtig  anzuwenden  für  die 
ausführenden  Organe  eine  nicht  gering  zu  achtende 
Aufgabe  ist,  spielt  natürlich  auch  das  Verhältnis  dieser 
Beamten  zu  den  Kreisen,  in  denen  Kinderarbeit  be- 


^)  B  i  e  r  e  r  a.a.O.    S  92. 
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obachtet  wird,  eine  Rolle.  Was  B  i  e  r  e  r^)  für  Sonne- 
berg anführt,  gilt  überall,  dass  nämlich  die  Schutz- 
leute und  ländlichen  Polizeibehörden  es  „meist  nicht  mit 
den  Eltern  verderben"  wollen;  es  kommt  auch  vor, 
dass  Mitleid  mit  der  bedrängten  Lage  der  Familien,  in 
denen  Kinder  erwerbstätig  sind,  sie  die  gesetzlichen 
Bestimmungen  übersehen  heisst.  Es  müsste  doch  aber 
endlich  möglidi  sein,  Abhilfe  zu  schaffen  und  bei  den 
Beamten  „die  Erkenntnis  zu  wecken,  dass  bei  der 
Durchführung  des  Gesetzes  nicht  vorzugsweise  polizei- 
liche Interessen  zu  wahren  sind,  sondern  dass  es  eine 
sittliche  Pflicht  ist,  dem  Kinde  zu  dem  ihm  gesetzlich 
gewährleisteten  Rechte  zu  verhelfen"^.  Allerdings 
darf  bei  allen  Forderungen  nicht  ausser  Acht  gelassen 
werden,  dass  es  im  Charakter  der  polizeilichen  Or- 
gamisation  begründet  ist,  wenn  sich  die  Polizeibeamten 
einer  weitergehenden  Aufsicht  nicht  widmen.  Ihre 
Verpflichtung  ist,  sich  streng  an  die  Bestimmungen  zu 
halten;  über  diese  hinaus  ist  ein  selbständiges  Wahr- 
nehmen der  sozialen  Aufgaben  niöht  angängig.  Immer- 
hin ist  in  einigen  Gegenden  die  Beobachtung  der 
morgendlichen  Botengänger  durch  Polizeibeamte  an- 
geregt und  mit  Erfolg  ausgeführt  worden:  durch  Re- 
visionen solcher  Betriebe,  in  denen  Kinderarbeit  ver- 
boten ist,  trotzd^  aber  vermutet  wurde,  und  die  Auf- 
sicht über  gesetzmässiig  besdhäftigte  Kinder  haben  die 
Ortspolizeibehörden  ihren  Teil  zur  Durchführung  des 
Gesetzes  beigetragen.  Am  erfolgreichsten  waren  sie 
naturgemäss  da,  wo,  wie  im  Kreise  Glessen,  die  Poli- 
zeidiener mit  besonderen  Revisionen  der  Kinderbe- 
schäftigung beauftragt  waren.  Im  Grossherzogtum 
Saohsen-Meiningen  bediente  sich  der  Landrat  zur 
Durchführung  des  Gesetzes  der  Feldjäger;  das  hier  der 
Erfolg  trotz  der  anzuerkennenden  Bemühungen  dieser 


Bier  er  a.a.O.  S.  93. 
^)  Jahi^Bberichte  für  Preussen  a.a.O.  1912.    S.  175. 
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Beamten  gering  blieb,  liegt  nach  BierersO  Ansicht 
an  der  Tecihnik  der  Revision. 

3.  Schule. 

Wie  schon  mehrfach  erwähnt  wurde,  ist  die  Mit- 
arbeit der  Schule  bei  der  Ausführung  des  Kinder- 
schutzgesetzes  unentbehrüdh.  Die  Schule  ist  von 
vornherein  die  natürliche  Helferin  auf  allen  Gebieten 
des  Kinderschutzes,  dank  der  täglidien  Beobachtungs- 
möglichkeit der  Schüler  und  des  oft  tiefen  Einblickes 
wegen,  den  die  Lehrer  in  die  Familienverhältnisse 
machen  können.  Schulmänner  ihaben  auch  zuerst  die 
Schäden  übermässiger  Kinderarbeit  erkannt  und  zur 
Verwirklichung  ihrer  gesetzlichen  Regelung  beige- 
tragen; es  war  also  zu  erwarten,  dass  die  Schulbe- 
hörde, sowie  die  gesamte  Lehrerschaft  sich  die  Durch- 
führung des  Gesetzes  besonders  angelegen  sein  lassen 
würden.  Liegt  es  dodh  nicht  zuletzt  auch  im  Interesse 
des  Lehrers,  dass  seine  Schüler  nicht  überanstrengt, 
elend  und  daher  aufnahmeunfähig  zum  Unterrichte  er- 
scheinen, oder  dass  sie  nicht  durch  ihre  Tätigkeit 
ausserhalb  der  Schule  abgelenkt  oder  gar  auf  Abwege 
geftifhrt  werden.  Von  diesen  Gesichtspunkten  aus  ist 
bei  den  Besprechungen  im  Reichstag  ei'ne  nachhaltige 
Heraiizielhung  der  Lehrer  zur  Aufsicht  gewünscht 
worden.  In  der  Begründung  des  Gesetzes  wird  mit 
den  Worten:  „Es  bietet  das  Interesse  der  Lehrer  und 
Geistlichen  an  den  zu  erlassenden  Vorschriften 
immerhin  eine  nicht  zu  uintersdhätzende  Bürgschaft  für 
ihre  Innehaltung**  auf  die  Bedeutung  der  Mit\xn*rkung 
der  Lehrer  hingewiesen.  Trotzdem  unterblieb  in  Rück- 
sicht auf  das  gute  Verhältnis  von  Söhule  mmd  Haus  die 
gesetzliche  Aufnahme  der  Lehrer  selbst  unter  die  Auf- 
sichtsorgane; die  Sdhule  wurde  nur  insoweit  zur  Mit- 
wirkung herangezogen,  als  die  Schulauf Sichtsbehörde 


B  i  e  r  e  r  a.a.O.  S.  94. 
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in  vier  Fällen  „zu  hören"  ist,  ehe  gewisse  Massnahmen 
ergriffen  werden.  Die  Mitwirkung  der  Schule  soll, 
wie  schon  erwähnt,  ausschiaggebend  sein  bei  der  Zu- 
lassung von  Kindern  zu  theatralischen  Vorstellungen, 
bei  den  AusnahmebewiHigungen  für  Beschäftigung  von 
Kindern  bei  Botengängen,  bei  der  Zulassung  von  Kin- 
dern zur  Hilfe  in  Gastwirtschaften,  in  denen  in  der 
Regel  nur  Familienmitglieder  tätig  sind  und  nur  in 
Orten  unter  20  000  Einwohnern,  scbliessliöh  bei  der 
Untersagung  von  an  sich  zulässigen  Arbeiten  für  ein 
einzelnes  Kind  oder  eine  ganze  Kategorie  von  Kindern. 
Mit  diesen  Bestimmungen  wird  allerdings  von  den 
Leihrern  weit  mehr  Mitarbeit  verlamgt,  als  es  zunächst 
den  Anschein  hat,  A  g  a  h  d^)  führt  näher  aus,  dass  die 
EntSchliessungen  der  Schulaufsichtsbefhörde  sich 
letzten  Endes  nur  auf  die  Angaben  und  Urteile  der 
Lehrer  stützen  können,  die  sich  ihrerseits,  um  ein  Ur- 
teil abgeben  zu  können,  mit  den  gesetzlichen  Vor- 
schriften vertraut  machen  und  sich  einem  aufmerk- 
samen Studium  ihrer  Sdhüler,  deren  Gesundheitszu- 
stand und  Familienverhältnissen  hingeben  müssen: 
„Ohne  Heranziehung  der  Lehrer  fehlt  es  den  Sohulbe- 
hörden  auch  bei  vorhandenem  Interesse  durchaus  an 
jeder  Unterlage  zu  irgendwölchem  Vorgehen".  Die 
Kontrolle  selbst  sollte  dem  Lehrer  nicht  obliegen  — 
was  auch  in  den  Bestimmungen  für  Baden  und 
Württemberg  ausdrücklich  hervorgehoben  wird  — , 
um  das  Vertrauen  der  Schüler  nicht  zu  erschüttern 
und  die  Lehrer  den  Eltern  der  Kinder  gegenüber  nicht 
in  die  Lage  von  Aufpassern  zu  bringen,  während  sie 
doch  Berater  und  Freund  auch  des  Elternhauses  sein 
sollen.  Diese  Anschauung  ist  unter  gewissen  Um- 
ständen berechtigt;  namentlich  in  kleinen  Gemeinden 
kann  die  Tätigkeit  des  Lehrers  sehr  erschwert  werden. 


*)  Ä  ^  a  h  d  u.  von  Schulz:  „Das  Gesetz  belr.  Kinderarbeit 
in  gewerblichen  Betrieben.    S.  41. 
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wenn  er  selbst  eine  Art  von  Polizeiorgan  wird  und  er 
sich  scMiesslioh  nicht  nur  ratend  umd  helfend,  sondern  ^ 
etwa  gar  Strafen  veranlassend  in  die  Familienver-hält- J 
nisse  mischt.  Die  Befürchtungen,  die  eigene  Stellung:« 
zu  gefährden,  dürfte  der  Qrund  für  die  Zurückhaltung  l| 
vieler  Lehrer  in  ihren  Aussagen  über  beobachtete 
Kinderarbeit  gewesen  sein,  die  in  einzelnen  Berichten,^ 
der   Qewerbeaufsidhtsbeamten    lebhaft  beklagt  wird.« 

Da  aber  die  Mithilfe  4er  Schule  von  allen  Kreisen  1 
als  unentbehrlich  erkannt  worden  war,  Hess  man  es 
nidht  an  Versuchen  fehlen,  die  Lehrerschaft  für  die . . 
Frage  des  Kinderschutzes  zu  interessieren.   Für  zahl-^  1 
reiche    Kreislehrerkonferenzen    wurde   das    Kinder-  1 
Schutzgesetz  als  Thema  gewählt,  an  dessen  Behand- 
lung sich  lebhafte  Aussprachen  anknüpften,  um  Mittel 
und  Wege  zur  Beschränkung  der  Kinderarbeit  zu  fin- 
den. Einige  Lehrervereine  bemühten  sidh,  das  Material 
über  den  Kinderschutz  zu  sammeln  und  zu  bearbeiten; 
leider  ist  das  nur  in  ganz  geringem  Umfange  ge- 
schehen, obwohl  dadurch  die  Beurteilung  und  Be- 
kämpfung kindlicher  Erwerbsarbeit  fraglos  hätte  unter- 
stützt werden  können.    In  Baden  wurde  vom  Ober- 
schulrat verfügt,  dass  in  Gemeinden,  in  denen  Kinder  in 
gewerblichen  Betrieben  beschäftigt  werden,  die  Orts- 
sdhulbehörde  regelmässig  in  jedem    Vierteljahr  die 
Kinderarbeit  zum  Gegenstand  einer  Beratung  machen 
soll,  deren  Ergebnis  der  Schulvisitatur  zu  berichten  ist. 

Im  allgemeinen  nahmen  auch  die  Aufsichtsbe- 
hörden von  Anfang  an  die  Hilfe  der  Lehrerschaft,  und 
nicht  selten  mit  Erfolg,  in  Anspruch,  sei  es  durch  Vor- 
prüfung von  Beschwerden,  sei  es  durch  den  Austausch 
von  in  der  Schule  gemachten  Beobachtungen.  In  vielen 
Schulen  versuchte  man,  die  Schulkinder  selbst  über 
das  Gesetz  zu  belehren  oder  durch  Elternabende,  bei 
denen  Zweck  und  Inhalt  des  Gesetzes  dargelegt  wur- 
den, aufklärend  auf  die  Angehörigen  der  Kinder  zu 
wirken,  wie  es  in  Sachsen  und  Württemberg  mit  Er- 


I- 

folg  durchgefülirt  worden  ist.  Sehr  bald  bemühten 
sieh  auch  einzelne  Schulbehörden,  die  Arbeit  der  Qe- 
Werbeaufsicht  durch  eine  regelmässige  Listenführung 
über  die  in  der  Sdhule  ermittelten,  gewerblich  tätigen 
Kinder  zu  unterstützen,  bestärkt  durch  das  Beispiel 
des  Grossherzogtums  Hessen.  Dort  stand  man  von 
vornherein  auf  dem  Standpunkte,  dass  die  Mitwirkung 
der  Sühulaufsichtsbehörde  uind  der  Lehrer  bei  der 
Durchführung  des  Gesetzes  nicht  zu  entbehren  sei, 
und  es  wurde  daher  verfügt,  dass  die  Lehrer  den  Qe- 
werbeaufsichtsbeamten  Auskünfte  über  einschlägige 
Fragen  geben  und  Mitteiluingen  über  beobachtete  Miss- 
stände machen  sollten;  dass  für  jede  Schulklasse  ein 
Verzeichnis  der  gewerblich  tätigen  Kinder  geführt 
werden  sollte,  und  dass  die  Schuilaufsichtsbehörde  von 
der  ihr  nach  §  20  Abs.  1  K.Sch.G.  zustehenden  An- 
tragsbefugnis Gebrauch  zu  machen  habe.  Der  Erfolg 
dieser  Massnahmen  blieb  nicht  aus;  gaben  doch  die 
Verzeichnisse  den  Aufsichtsbeamten  „die  hauptsäch- 
lichsten Unterlagen  zur  Ueberwachung  und  Durch- 
führung des  Kinderschuitzgesetzes  sowie  die  statisti- 
schen Unterlagen  an  die  Hand''^).  Auch  der  Ham- 
burger Senat  berücksichtigte  von  Anfang  an  die  Not- 
wendigkeit der  Mitarbeit  der  Schule  im  Verfolg  eines 
die  Interessen  der  Schule  so  unmittelbar  berührenden 
Gesetzes.  Es  wurde  daher  angeordnet,  dass  jeder 
Lehrer  seine  Schüler  daraufhin  zu  beobachten  habe,  ob 
sie  sich  in  der  Schule  auffallend  müde  oder  nachlässig 
zeigen,  mit  ihren  Schularbeiten  im  Rückstand  bleiben 
oder  ob  aus  anderen  Gründen  die  Vermutung  bestehe, 
dass  sie  zu  stark  oder  zur  unrechten  Zeit  angestrengt 
werden.  Verdächtige  Schüler  sind  vom  Hauptlehrer 
—  doch  nicht  in  Gegenwart  der  übrigen  Kinder  — 
über  ihre  Tätigkeit  zu  befragen.    Im  Gegensatz  zu 


*)  Das  Kinderschutzgesetz  im  Grossherzogtum  Hessen,  Jahresbe- 
richte für  1908,  S.  18 
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dem  Standpunkte  so  vieler  anderer  leitenden  Stellen, 
die  eine  unmittelbare  Einwirkung  der  Schule  auf  die 
Familie  des  arbeitenden  Kindes  vermieden  wissen 
woWen,  wird  hier  den  Lehrern  zur  Pflicht  gemacht,  mit 
den  Eltern  der  beschäftigten  Kinder  Rücksprache  zu 
nehmen  und  sie  auf  die  Vorschriften  und  Strafbestim- 
mnngen  hinzuweisen;  erst  bei  erfolglosen  Bemühungen 
soll  die  Ermittlung  auf  dem  Dienstwege  der  Gewerbe- 
inspektion zur  weiteren  Veranlassung  übergeben  wer- 
den. Nach  dieser  Verfügung  wird  also  intensive  Be- 
schäftigung der  Lehrer  mit  ihren  Schülern  und  eine 
Vertiefung  in  das  Gesetz  und  seine  Forderungen  ver- 
fangt, wie  es  im  den  Motiven  erwartet  worden  war. 
Soweit  aus  den  Berichten  der  Gewerbeaufsicht  her- 
vorgeht, ist  die  Heranziehung  der  Lehrer  in  Hamburg 
von  grossem  Nutzen  gewesen,  und  die  Schule  ist  bei 
Bea/ufsichtigung  der  Kinderarbeit  zu  einem  wichtigen 
Faktor  geworden. 

Die  übrigen  Landesregierumgen  entschlossen  sich 
nur  langsam  zu  ähnlichen  Massnahmen.  Daher  finden 
sich  zunächst  nur  vereinzelt  in  einigen  kleinen  Be- 
zirken, die  besonderes  Interesse  an  der  Frage  nehmen, 
auf  Anregung  der  oberen  Verwaltungsbehörde  vorge- 
nommene, regelmässige  Schulerhebungen  über  alle  ge- 
werblich tätigen  Kinder,  so  in  Fürth,  Düsseldorf  und 
Breslau.  Gerade  die  Erfolge  der  einzelnen  Feststellun- 
gen haben  es  aber  dann  erreicht  dass  die  Bundes- 
staaten nach  und  nach  alle  die  obligatorische  Listen- 
führung der  Schulen  über  sämtliche  überhaupt  er- 
werbstätigen Kinder  anordneten,  sodass  die  Schul- 
beobachtimg  heute  wohl  als  allgemein  durchgeführt 
erachtet  werden  kann.  Im  alilgemeinen  ist  man  bei 
dieser  erweiterten  Miitwirkung  der  Lehrer  wieder  von 
dem  Standpunkte  ausgegangen,  dass  eine  direkte  Ver- 
folgung der  ungesetzlichen  Fälle  durch  die  Schule  im 
Interesse  des  Vertrauens,  das  die  Lehrerschaft  von 
Schülern  und  Eltern  geniessen  soll,  nicht  angängig  sei. 
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Die  Feststellutngeo  der  Lehrer  dürfen  daher  in  der 
Regel  nicht  zur  Erwirkung  strafrechtlichen  Ein- 
schreitens benutzt  werden,  vielmehr  sind,  nachdem  sie 
den  Gewerbeinspektionen  zugestellt  worden  sind,  die 
weiteren  Ermittlungen  und  Massnahmen  ohne  Bezug- 
nahme auf  die  Listen  zu  treffen  oder  herbeizuführen. 

Es  wurde  schon  darauf  hingewiesen,  dass  die 
Schullisten  für  die  Beobachtung  der  Kinderarbeit  nicht 
mehr  zu  entbehren  sind,  dass  aber  auch  sie  ein  um- 
fassendes Bild  der  gewerblichen  Tätigkeit  von  Schul- 
kindern nicht  immer  geben  können.  Zu  den  ange- 
führten Gründen  ist  noch  der  hinzuzufügen,  dass  die 
sorgfältige  Ausfüllung  der  Listen  zu  sehr  von  dem  Er- 
messen des  einzelnen  Lehrers  abhängt,  als  dass  eine 
einheitliche  Darstellung  durch  sie  möglich  wäre. 
Zweifellos  kommt  die  Anerkennung,  die  die  Aufsicht 
führenden  Organe  für  die  Mitarbeit  der  Schule  haben, 
ihr  mit  Recht  zu,  in  Anbetracht  der  Hingabe  zahf- 
feicher  Lehrer  an  die  mühevolle  Aufgabe,  der  sie  durch 
gewissenhafte  Beobachtung  und  unermüdliche  Tätig- 
keit zum  Wohle  der  arbeitenden  Kinder  gerecht  zu 
werden  suchen.  Dennoch  ist  nicht  zu  leugnen,  dass 
die  Lehrerschaft  in  ihrer  Gesamtheit  das  Interesse  an 
der  Mithilfe  zur  Durchführung  des  Gesetzes  grössten- 
teils verloren  hat.  Die  Ueberlastung  der  Lehrer  in  den 
Grossstädten  lässt  ihnen  zur  gründlichen  Vertiefung 
in  die  Ziele  und  Bestimmungen  des  Gesetzes  keine 
rechte  Zeit,  eine  intensive  Fühlungnahme  mit  dem 
Elternhaus  ist  zudem  bei  der  übermässig  grossen  Zahl 
von  Schülern  jeder  Klasse  fast  unmöglich  geworden, 
und  der  Lehrer  auf  dem  Lande,  der  überdies  von  seiner 
Umwelt  in  hohem  Masse  abhängig  ist,  erfährt  selten 
Anregung,  sich  von  dem  Kinderschutzgesetz  Kenntnis 
zu  verschaffen.  Vielleicht  könnte  obligatorische  Be- 
handlung dieser  Frage  auf  den  Lehrerseminaren  der 
Beobachtung  des  Gesetzes  mehr  Nachdruck  verleihen. 
Nicht  zuletzt  mag  die  Zurückhaltung  der  Lehrer  auch 
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darin  begrüifdet  sein,  dass  allzu  ängstlich  immer  wieder 
auf  die  Wahrung  des  guten  Verhältnisses  zwischen 
Schule  und  Haus  hingewiesen  worden  ist.  Es  besteht 
kein  Zweifel,  dass  mit  Takt,  Geschicklichkeit  und 
wahrem  Interesse  des  Lehrers  für  seine  Schüler  die 
befürchteten  Folgen  der  Befragung  vermieden  werden 
können,  ja  dass  der  Einfluss  der  Schule  ungesetz- 
mässige  Kinderarbeit  vor  der  Kontrolle  des  Aufsichts- 
beamten und  vor  der  strafrechtlichen  Verfolgung  be- 
seitigen kafin.  Gerade  diese  Seite  der  Mitwirkung  ist 
besonders  zu  betonen;  densn  die  Hilfe  der  Schule  muss 
oft  hinfällig  werden,  wenn  die  festgestellten  Miss- 
stände erst  nach  Ablauf  eines  langen  Dienstweges  den 
zuständigen  Stellen  zur  Kenntnis  und  damit  möglicher- 
weise zur  Abstellung  gelangen. 

In  neuer  Zeit  wird  vielfach  die  Entscheidung  über 
Ausstellung  von  Arbeitskarten  verständigerweiise  der 
Schule  überlassen,  nachdem  schon  früher  in  vielen  Be- 
zirken den  Lehrern  die  Inhaber  von  Arbeitskarten 
unter  ihren  Schülern  namhaft  gemacht  worden  waren, 
um  die  Folgen  der  Erwerbstätigkeit  zu  beobachten. 
Es  ist  das  umso  bemerkenswerter,  als  in  der  Kommis- 
sionsberatung ein  dahingehender  Antrag  abgelehnt 
worden  ist  mit  dem  Bemerken,  dass  die  Arbeitskarte 
kein  Erlaubnissdiein,  sondern  ein  Kon  trollmitte]  sein 
solle.  Von  einer  Durchbrechung  dieses  Prinzips  durch 
ärztliche  und  schulbehördliche  Zustimmung  wurde  die 
Verkürzung  und  der  Eingriff  in  das  freie  Verfügungs- 
recht der  Eltern  befürchtet.  Inzwi'schen  hat  man  ein- 
gesehen, dass  dieser  Standpunkt  unhaltbar  ist.  So- 
wohl die  Schule  als  der  Arzt  haben  ein  Interesse  daran, 
eine  für  das  Kind  unzuträgliche  Beschäftigung  zu  ver- 
hindern: es  ist  sogar  ihre  Pflicht,  im  Hinblick  auf  die 
Ziele  des  Kinderschutzgesetzes  ihren  Einfluss  auf  die 
Behörden  in  sol<ihen  Fällen  geltend  zu  machen. 

An  dieser  Stelle  sei  nochmals  auif  die  Tätigkeit 
der  Schulärzte  bei  der  Durchführung  des  Kinder- 
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Schutzgesetzes  zurückgekomTnen.  Da  keine  behörd- 
liche Regelung  eine  einheitliche  ärztliche  Beobachtung 
des  erwerbstätigen  Kindes  vorsieht,  ist  die  Heran- 
ziehung des  Arztes  zur  Beurteilung  von  Kinderarbeit 
bisher  hauptsächlich  nur  in  grösseren  Gemeinden  üb- 
lich. Immerhin  kann  aus  den  Berichten  der  Schulärzte 
und  den  Mitteilungen  über  schulärztliche  Hilfe  ersehen 
Vierden,  dass  in  den  Schulärzten  im  Bereich  ihrer 
Tätigkeit  eine  neue  Hilfskraft  für  die  Ausführung  des 
Gesetzes  gewonnen  worden  ist.  Nicht  nur,  dass  die 
Verabfolgung  der  Arbeitskarten,  wie  schon  erwähnt, 
zweckmässig  von  dem  Urteile  eines  Arztes  abhängig 
gemacht  wird,  nicht  nur,  dass  eine  regelmässige  Unter- 
suchung der  gewerblich  tätigen  Schulkinder  zur  Auf- 
klärung über  die  Kinderarbeit  und  ihre  Wirkung  dient, 
auch  eine  nadh  bestimmten  Grundsätzen  organisierte 
Berichterstattung  über  die  ärztlichen  Befunde  würde 
die  allgemeine  Aufmerksamkeit  wieder  mehr  auf  die 
Folgen  kindlicher  Erwerbsarbeit  lenken  und  das  In- 
teresse für  das  Kinderschutzgesetz  neu  erwecken.  In 
anregender  Weise  haben  in  neuerer  Zeit  in  Halle  und 
in  Berlin  zwei  Schulärzte  ihre  Untersuchungen  zu- 
sammengestellt^), an  denen  der  oft  ungünstige  Ein- 
fluss  der  gewerblichen  Beschäftigung  auf  die  Gesund- 
heit der  Kinder  in  das  rechte  Licht  gerückt  wird. 
Zweifellos  werden  bei  der  weiteren  Verfolgung  der 
Kinderarbeit  diese  Beobachtungen  nicht  unbeachtet 
geblieben  sein.  Unmittelbar  und  vorbeugend  können 
die  Aerzte  die  Auf  Sichtsbeamten  bei  ihrer  schwierigen 
Tätigkeit  unterstützen,  indem  sie,  wie  es  verschiedent- 
lich geschehen  ist,  ihr  Gutachten  über  die  Eignung  ge- 
wisser Arbeiten  für  Kinder  abgeben  und  dadurch  ge- 
gebenenfaMs  verhüten  können,  dass  Kinder  ohne  Ein- 


»)  Dr.  P  e  t  e  r  8,  Halle,  im  Berliner  Tageblatt  vom  27.  4.  1918 
und  Dr.  Ludwig  Hahn,  Berlin,  in  der  Zschr.  f.  so/.  Medizfn.  Hygiene 
tt.  Med.  Statistik  1910.    Nr.  25. 
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schränkung  in  gesundheitsschädlicher  Weise  be- 
schäftigt werden.  Freilich  ist  zu  einer  intensiven 
Unterstützung  notwendig,  dass  die  Anzahl  der  Schul- 
ärzte erheblich  vermeihrt  wird.  Unter  den  jetzigen 
Umständen  kommt  die  ärztliche  Mitwirkung  fa&t  nur 
für  die  Qrossstädte  in  Betracht,  und  auch  da  ist  die 
Ueberlastung  der  Schulärzte  derartig,  dass  sie  sich 
dem  einzelnen  Kinde  nur  in  besonders  wichtigen  Fällen 
eingehend  widmen  können.  Ländliche  Bezirke  sind 
bisher  in  dieser  Beziehung  so  gut  wie  ganz  vernach- 
lässigt worden;  das  ist  umso  bedauerlicher,  als  die 
Kinderheimarbeit  dadurch  der  ärztlichen  Kontrolle  und 
dem  ärztlichen  Zuspruch  fast  völlig  entzogen  ist. 

Von  Charlottenburg  ausgehend,  ist  besonders 
neuerdings  in  zahlreichen  Qrossstädten  die  syste- 
matische Beobachtung  der  Schulkinder  und  ihrer  Ge- 
sundheit noch  weiter  auisgebaut  worden  durch  die  An- 
stellung von  Schulpflegerinnen,  die  zuerst  in  dem  Ver- 
ein „Jugendheim''  zu  Charlottenburg  ausgebildet  wur- 
den. Auf  Grund  ihrer  theoretischen  Kenntnisse  und 
praktischen  Erfahrungen  ist  es  den  Pflegerinnen  mög- 
Hch,  eine  Vermittdung  zu  bilden  zwischen  Schule  und 
HaUiS  einerseits,  zwischen  amtlicher  Aufsicht  und 
Wohlfahrtspflege  andererseits.  Die  Pflegerinnen  sind 
dem  Schularzt  als  Hilfe  zugeteilt  und  besuchen  in 
seinem  Auftrage  die  fraglichen  Kinder  in  der  Familie; 
sie  können  daher  gegebenenfalls  die  Beschäftigung  von 
Kindern  beobachten,  sdhäd'liche  Arbeiten  auf  dem 
Wege  der  Beratung  abstellen  oder  auch  Mittel  finden, 
um  in  manchen  Fällen  die  Kinderarbeit  überhaupt  un- 
nötig zu  machen  und  dadurch  ihre  Beseitigung  herbei- 
zuführen. In  der  Anstellung  von  Schulpflegerinnen  ist 
fraglos  eine  Entlastung  der  Gewerbeaufsicht  gegeben 
und  zugleich  die  Möglichkeit,  das  Gesetz  „beizu- 
bringen"; es  ist  deshalb  zu  hoffen,  dass  die  guten  Er- 
fahrungen, die  mit  ihnen  bisher  auf  allen  Gebieten  der 
Kinderfürsorge  gemacht  worden  sind,  ihre  Anstellung 
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zunächst  in  allen  grösseren  Städten  begünstigen  wer- 
den. Auf  dem  Lande  kann  die  ausgebaute  Kreisfür- 
sorge vielleicht  in  Zukunft  auch  für  die  Durchführung 
des  Kinderschutzgesetzes  nutzbar  gemacht  werden. 


III.  Private  Bemühungen  um  die  Durchführung. 

1.  Arbeitgeber. 

Den  Aufsichtsbehörden  wurde  ihr  Teil  an  der 
Verwirklichuing  der  gesetzlichen  Bestimmungen  von 
der  Regierung  zugemessen;  nur  der  Nachdruck,  den 
sie  auf  ihre  Pflicht  legen  wollen,  bleibt  ihnen  mehr 
oder  weniger  überlassen.  Ausser  ihnen  haben  sich 
aber  sowohl  die  Kreise,  die  an  der  Durchführung  des 
Kinderschutzgesetzes  unmittelbares  linteresse  haben, 
an  der  Beaufsichtigung  kindlicher  Erwerbsarbeit  be- 
teiligt, als  auch  weitere  Schichten  der  BevölkeruiUg 
bemüht  gewesen  sind,  dem  arbeitenden  Kinde  zu 
seinem  Rechte  zu  verhelfen.  Zu  denen,  die  von  der 
gesetzlichen  Regelung  der  Kinderarbeit  unmittelbar 
betroffen  wurden,  gdhörte  eine  grosise  Anzaihl  von 
Unternehmern.  Das  Gesetz  ist  nicht  anders  wie  seiner- 
zeit das  Fabrikarbeitsverbot  für  Kinder,  von  vielen 
Arbeitgebern  bekämpft  worden,  und'  ähnliche  Be- 
denken im  Hinblick  auf  die  Beeinträchtigung  gewisser 
Oewerbegruppen  und  ihre  Konkurrenzunfähigkeit  auf 
dem  Weltmarkte  bei  Beschränkung  der  kindlichen 
Hilfsarbeit  waren  wieder  laut  geworden.  Trotzdem 
hat  es  nach  Inkrafttreten  des  Gesetzes  nicht  wenige 
Unterneihmer  gegeben,  die  sich  seiner  Notwendigkeit 
bewusst  waren,  und  die  sich  deshalb  seine  Durch- 
führung angelegen  sein  Messen,  oder  die  wenigstens  aus 
dem  Wunsche  heraus,  nicht  mit  den  Bestimmungen  in 
Widerspruch  zu  geraten  und  allen  Weiterungen  zu 
entgehen,  an  der  Beseitigung  schädlicher*  Kinderarbeit 
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mithalfen.  In  vielen  Betrieben  wurden  zu  dem  Zwecke 
IVlasühiinen  eingeführt,  die  die  bisher  von  Kindern  ge- 
leistete Hilfsarbeit  übernahmen,  so  unter  anderem  die 
Fädel-  und  Spülmaschine,  die  Knopfaufnäh-  und 
Fadenabsdhneidevorrichtiing,  sowie  Maschinen  zum 
Einsetzen  von  Federn  in  Druckknöpfe.  Eine  Anzahl 
von  Unternehmern,  die  Heimarbeiter  beschäftigen, 
haben  durch  Aushänge-  und  Merkblätter  aufklärend 
gewirkt,  indem  sie  nacihdrücklich  auf  die  gesetzlichen 
Bestimmungen,  ihren  Zweck  und  die  Folgen  von  Zu- 
widerhandlungen hinwiesen.  Noch  weiter  gingen 
einige  Firmen,  die  die  Beobachtung  der  Bestimmungen 
durch  eigene  Beamte  überwachen  Hessen,  und  sehr 
nachahmenswert  ist  das  Vorgehen  der  Arbeitgeber, 
die,  wie  die  Rheinische  Gummi-  und  Zelloloidfabrik  zu 
Mannheim-Neckarau,  jede  Beschäftigung  von  schul- 
pflichtigen Kindern  streng  untersagen  und  bei  Ueber- 
tretungen  die  Arbeit  dauernd  oder  vorübergehend  ent- 
ziehen. Aehnlidh  handelt  die  Druckerei  einer  schwäbi- 
schen Zeitung,  die  den  Zeitungsausträgerinnen  bei 
Strafe  der  Entlassung  untersagte,  Kinder  unter 
14  Jafhren  mit  Zeitungsaustragen  zu  beschäftigen  oder 
sie  auch  nur  in  die  Geschäftsräume  mitzubringen. 
Lässt  sidh  eigenes  Interesse  und  sozialpolitische  Ein- 
sicht bei  solchen  Massnahmen  nicht  immer  streng 
unterscheiden,  so  ist  ihre  Wirkung  unzweifelhaft  ein- 
drucksvoll und  erfolgreich.  Wünschenswert  wäre  es, 
alle  Arbeitgeber,  die  Kinderarbeit  —  absichtlich  oder 
nur  geduldet  —  in  ihrem  Dienste  haben,  s(^hliesslich  zu 
ähnlichen  Massnahmen  zu  veranlassen  und  zu  be- 
wirken, dass  sie  die  augenblicklichen  Schwierigkeiten 
im  Hinblick  auf  das  Gesamtwohl  bei  der  Durchführung 
des  Gesetzes  auf  sich  nehmen  und  überwinden.  Um 
dieses  Ziel  zu  erreichen,  wird  unermüdliche  Auf- 
klärungsarbeit aller  interessierten  Kreise  auch  in  Zu- 
kunft nötig  sein. 


2.  Sozialdemokratische  Kinderschutzkommisslonen. 

Unmittelbar  an  der  Verwirklichung  des  Gesetzes 
war  und  ist  ferner  die  Arbeiterschaft  selbst  interessiert; 
eine  erfolgreiche  Mitarbeit  ist  von  ihr  aber  nur  da  zu 
erwarten,  wo  sie  organisiert  gemeinsam  vorgehen 
kann.  Erstaunlicherweise  hat  sich  die  organisierte 
Arbeiterschaft  in  den  ersten  Jahren  des  Kinderschutz- 
gesetzes  bei  seiner  Durchführung  passiv  verhalten,  ob- 
wohl sich  die  sozialdemokratische  Reichstagspartei 
mit  allem  Nachdruck  für  die  Regelung  der  Kinder- 
arbeit eingesetzt  hatte  und  obwohl  von  ihren  Ver- 
tretern die  Hilfe  der  Gewerkschaften  bei  der  Kontrolle 
empfohlen  worden  war.  Der  Grund  für  die  Zurück- 
haltung dürfte  nicht  unrichtig  in  der  Tatsaiche  gesucht 
worden  sein,  dass  das  Gesetz  vielen  Arbeiterfamilien 
Schwierigkeiten  und  Unaninehimlichkeiten  bereitete, 
und  dass  man  daher  von  einer  allzu  eifrigen  Verfol- 
gung in  den  einzelnen  Fällen  Abstand  nahm.  Nur  in 
den  Kreisen  der  organisierten  Frauen  fand  der  Ge- 
danke zugleich  lebhaften  Widerhall,  sodass  sie  schon 
im  Jahre  1905  die  Gründung  von  sogenannten  Kinder- 
schutzkommissionen  ins  Auge  fassten  und  begannen^). 
Aber  erst  im  Jahre  1909  wurden  auf  Grund  von  Ver- 
einbarungen zwischen  Partei  vorstand  und  General- 
kommission  durch  gemeinsam  versandte  Zirkulare  die 
örtlichen  Parteileitungen  und  Gewerkschaftskartelle 
aufgefordert,  Kinderschutzkommissionen  zu  bilden 
und  zu  unterstützen.  Den  Aufforderungen  war  ein 
Merkblatt  beigegeben,  das  vervielfältigt  fortan .  als 
Werbe-  und  Aufklärungsmittel  dienen  sollte;  leider  ist 
seine  Fassung  so  knapp  und  mis'sverständlich,  dass  es 
eine  richtige  Kenntnis  des  Gesetzes  nicht  vermitteln 
kann.  Der  Anregung  folgte  eine  Anzahl  von  Partei- 
leitungen, vorzüglich  in  den  grossen  Städten,  sodass 


Lu  i  3  e  Z  i  e  t  z:   Kinderarbeit,  Kindergchutz  und  die  Kinder- 
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im  Jahre  1911  aus  135  Orten  gemcldtet  werden  konnte, 
dass  dort  Kinderschutzkommissionen  beständen; 
nach  den  neuesten  Feststellungen  gibt  es  202  solcher 
Kommissionen.  In  Berlin  wurde  in  23  Versammlungen, 
die  an  einem  Abend  in  den  verschiedensten  Stadt-- 
teilen  und  Vororten  stattfanden  und  unter  dem  Th^ma 
„Missbrauchte  Kinderkraft"  standen,  eine  erfolgreiche 
Werbearbeit  geleistet.  Die  Kinderschutzkommissionen 
haben  sich  als  Hauptaufgabe  gestellt,  den  Umfang  der 
verbotenen  Kinderarbeit  festzustellen  und  den  gesetz- 
widrig beschäftigten  Kindern  zu  helfen;  die  Verbrei- 
tung des  Kinderschutzgesetzes,  die  sie  mit  allen 
Mitteln  anstreben  und  die  Versuche,  Aufklärungen  zu 
geben  über  die  Schädlichkeit  der  Kinderarbeit  und 
über  die  Gefahr,  die  in  der  lohndrückenden  Konkur- 
renz der  Kinder  auf  dem  Arbeitsmarkte  liegt,  stehen 
damit  im  engen  Zusammenhange.  Ueber  den  Rahmen 
dieses  Zieles  hinaus  ziehen  sie  ausserdem  jede  Art  von 
Kinderschutz  —  also  die  Sorge  für  misshandelte,  ge- 
fährdete und  verwahrloste  Kinder  —  in  den  Kreis 
ihrer  Tätigkeit.  Dass  mit  den  Kommissionen  partei- 
politische und  agitatorische  Zwecke  verbunden  sind, 
ist  selbstverständlich,  beeinträchtigt  aber  natürlich 
nicht  die  Beobachtung  des  Gesetzes. 

Wenn  auch  die  Organisation  der  Kinderschutz- 
kommissionen in  den  einzelnen  Kreisen  verschieden 
ist,  so  ist  allen  gemeinsam  die  Bestellung  von  Ver- 
trauenspersonen, die  ihr  Augenmerk  auf  die  Kinder- 
arbeit ihres  Bezirkes  zu  richten  haben.  In  den  meisten 
Fällen  sind  es  erfahrene  Frauen  und  Mütter,  die  den 
Posten  der  „Kontrolleurinnen"  oder  „Helferinnen'' 
übernommen  haben,  die  Meldungen  über  unrecht- 
mässige Beschäftigung  entgegennehmen  und  sich  der 
Nachprüfung  und  Ermittelung  der  einzelnen  Fälle  wid- 
men. Dem  Gedanken  der  Selbsthilfe  entspricht  es,  dass 
in  jedem  Falle  versucht  werden  soll,  die  Gesetzwidrig- 
keit auf  gütlichem  Wege  abzustellen;  die  Vertrauens- 
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leute  bemühen  sich  daher  zunächst,  Eltern  und  Arbelt- 
geber durch  Hinweis  auf  die  Schäden  der  Kinder- 
arbeit, „durch  den  Arzell  an  das  Mitgefühl"^),  durch 
Darlegung  der  strafrechtlichen  Folgen  von  der  Be- 
schäftigung der  Kinder  abzubringen.  Erst  wenn  alle 
Vorstellungen  nicht  helfen,  meldet  die  Kommission  — 
nicht  die  einzelne  Vertrauensperson  —  die  Zuwider- 
handlung der  zuständigen  Behörde.  Der  Erfolg  dieser 
Bemühungen  ist  fast  durchweg  gut,  besonders  in 
grossen  Städten  bilden  sie  eine  wichtige  Ergänzung  zu 
der  Aufsicht  der  behördlichen  Organe,  mit  denen  an 
verschiedenen  Orten  Mand  in  Hand  gearbeitet  wird. 
Weniger  glücklich  sind  die  Ergebnisse  der  Kora- 
missionstätigkeit  im  Bereiche  der  Heimarbeit  in  länd- 
lichen Bezirken,  wie  auch  B  i  e  r  e  r^)  für  den  Sonne- 
berger Bezirk  ausführt.  Der  Hauptnachdruck  wird  von 
den  Kommissionen  auf  die  Beobachtung  der  Be- 
schäftigung von  Kindern  mit  Botengängen  und 
Warenaustragen  gelegt,  der  in  den  Städten  am  meisten 
verbreiteten  und  am  scfiwersten  zu  erfassenden  Kinder- 
arbeit. Durch  morgendliche  Kontrollgänge  gelingt  es 
ihnen,  die  ungesetzlich  beschäftigten  Kinder  aufzu- 
greifen; und  bestehen  natürlich  auch  nicht  geringe 
Schwierigkeiten,  die  Namen  der  kleinen  Botengänger 
festzustellen  und  im  weiteren  Verlauf  die  Zuwider- 
liandluiigen  endgültig  zu  beseitigen,  so  ist  doch  schon 
allein  die  Auffindung  des  Umfanges  dieser  Art  von 
Kinderarbeit  von  grösstem  Wert.  In  Qross-Berlin 
wurden  im  Jahre  1910/11  innerhalb  von  3  Stunden 
3595  Kinder  im  Alter  von  5 — 14  Jahren  beim  Austragen 
von  Milch,  Brot  und  Zeitungen  am  frühen  Morgen  be- 
troffen; im  Jahre  1910  griff  die  Hamburger  Kom- 
mission in  3  Stunden  1921  Kinder  auf,  gewiss  Zahlen, 
die  auch  den  Behörden  zu  denken  geben  müssen  und 
die  festgestellt  zu  haben  ein  grosses  Verdienst  der 

»)  Luise  Z  i  e  t  z  a.a.O.  S.  35 
■)  B  i  e  r  e  r  a.a.O.  S.  114. 
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Kiaitimissian  ttldet.  Den  FeststeHüngen  folgen  i:e- 
wöhhlich  die  Ermittelüngen  und  die  Versuche,  durch 
Aulklärung  zu  wirken  oder  gegebenenfalls  in  Notlagen 
zu  helfen.  Söhr  segensreieh  ist  das  Vorgehen  der 
Wilhelmshafener  Kommission,  die  an  sümtliehe 
Druckereien  ein  Zirkular  richtete,  in  dem  auf  die 
Schädiichkeit  und  Gesetzwidrigkeit  der  Beschäftigung 
von  Kindern  mit  Zeitungsaustragen  am  frühen  Morgen 
und  späten  Abend  hingewiesen  wird.  Die  dauernd  aus- 
geüt)te  Ueberwachung,  der  Einfluss,  den  die  Ver- 
trauenspersonen auf  ihre  Umgebung  gewinnen,  die 
Durchdringung  der  grossen  Masse  mit  dem  Gedanken 
des  Kindersdhutzes  und  die  Verbreitung  der  gesetz- 
lichen Bestimmungen  sind  die  wichtigsten  Ergebnisse, 
die  die  Kinderschutzkommissionen  zu  verzeichnen 
haben.  Die  Auffindung  einzelner  Fälle  ist  daneben  von 
geringerer  Bedeutung,  wenn  natürlich  auch  die  zu- 
ständigen Behörden  dadurch  eine  nicht  unerhebliche 
Unterstützung  erfahren,  wie  in  den  Berichten  der  Qe- 
vverbeaufsichtsbeamten  immer  wieder  hervorgehoben 
wird.  Wenn  auch  die  Vertrauensleute  selbst  glauben 
angeben  zu  können,  dass  die  Zuwiderhandlungen 
gegen  die  Bestimmung  des  Warenaustragens  durch 
Kinder  sich  vermindert  haben,  so  müssen  sie  doch  zu- 
gestehen, dass  dieses  Stadtübel  trotz  aller  Bemühungert 
immer  wieder  neu  auflebt  und  vielleicht  niemals  auf 
Grund  der  bestdienden  Vorschriften  wird  beseitigt 
werden  können. 

Im  übrigen  haben  sich  auch  Berufsorganisationen 
wie  z.  B.  der  Verband  der  Blumen-  und  Blätter- 
arbeiterinnen Deutschlands  und  der  Gewerkverein  der 
Heimarbeiterinnen  Deutschlands  mit  der  Frage  des 
Kinderschutzes  beschäftigt  und  die  Bekämpfung  der 
Kinderarbeit  in  ihre  Beschlüsse  aufgenommen,  nicht 
nur  im  Interesse  der  Kinder  selbst,  sondern  auch  um 
der  lohndrückenden  Konkurrenz  der  kindlichen  Er- 
werbsarbeit zu  begegnen.    Der  Wert  solcher  Ent- 
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Schliessungen  liegt  vor  allem  in  der  Verbreitung  der 
Gesetzeskenntnis  und  in  der  Aufsicht  über  Erfüllung 
der  OeseJtzespf licht  durch  die  arbeitende  Bevölkerung 
selbst. 

3.  Wohlfahrtsorganisationen. 

Der  Zweck  des  Gesetzes  steht  im  Einklang  rpit 
den  Aufgaben,  die  sich  eine  Reihe  von  Wohlfahrts- 
organisationen gestellt  haben;  im  Rahmen  ihrer  Arbeit 
haben  sie  sich  gleichfalls  dem  Dienste  des  Kinder- 
schutzgedankens  gewidmet  und  die  Durchführung  des 
Gesetzes  nach  Kräften  gefördert.  In  Betracht  kommen 
vor  allen  Dingen  die  Kinderschutzvereine,  die,  welches 
immer  ihre  besonderen  Ziele  sein  mögen,  doch  auch 
den  ausgenutzten  in  der  Schar  der  bedrohten  und  von 
ihfien  beschützten  Kindern  ihre  Aufmerksamkeit 
schenken,  Ihre  Tätigkeit  unterscheidet  sich  von  der 
der  Kinderschutzkommissionen  durch  die  grössere 
Passivität  bezüglich  der  Beobachtung  von  Kinder- 
arbeit; es  kann  auch  nicht  ihre  Aufgabe  sein,  Zu- 
widerhandlungen durch  Massenkontrolle  auf  die  Spur 
zu  kommen.  Im  allgemeinen  beschränken  sie  sich 
darauf,  die  ihnen  gemeldeten  Fälle  sorgsam  zu  prüfen 
und  den  Missständen  durch  Einwirkung  auf  die  Fa- 
milie oder  mit  Hilfe  der  zuständigen  Behörden  abzu- 
helfen. Der  Wert  und  Nachdruck  ihrer  Arbeit  liegt 
noch  mehr  wie  bei  den  sozialdemokratischen  Vereini- 
gungen darin,  dass  sie  vorbeugenden  und  erzieheri- 
schen Charakter  trägt.  Der  häufige  Besuch  solcher 
Familien,  in  denen  Uebertretungen  festgestellt  wurden, 
durch  erprobte  Beamte  gibt  Gelegenheit,  durch  Auf- 
klärung das  Verständnis  für  die.  Schäden  der  Kinder- 
arbeit zu  wecken;  es  fehlt  selten  an  Rat,  wie  in  drin- 
genden Notfällen  der  Verdienst  der  Kinder  anderweitig 
eingebracht  werden  kann,  und  für  Kinder,  die  nur  aus 
angeblich  erzieherischen  Gründen  beschäftigt  werden, 
wird  immer  eine  angemessene  Unterbringung  in  Hör- 
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ten  und  Heimen  dank  der  den  Vereinen  zu  Gebote 
stehenden  Verbindungen  möglich  sein.  Schliesslich 
haben  sie  in  Fällen  schlimmer  Ausnutzung  die  Mittel 
in  der  Hand,  ein  so  gefährdetes  Kind  sogleich  aus 
seiner  Umgebung  zu  entfernen  und  auf  Grund  ihrer 
Zusammenarbeit  mit  allen  zuständigen  Behörden 
seinen  dauernden  Schätz  zu  erwirken,  Ihre  Tätigkeit 
ist  also  in  der  Hauptsache  auf  die  praktische  Abhilfe 
in  den  einzelnen  Fällen  gerichtet,  während  die  Durch- 
führung des  Gesetzes  durch  seine  Verbreitung  weniger 
in  ihr  Gebiet  fällt;  das  schliesst  aber  nicht  aus,  dass 
sie  an  der  Weiterbildung  des  Kinderschutzgedankens 
gemeinsam  teilnehmen,  eine  Aufgabe,  die  sich  u.  a.  der 
Deutsche  Kinderschutz-Verband  gestellt  hat.  Ihnen 
wird  es  in  Zukunft  noch  mehr  obliegen,  die  Ziele  des 
Kinderschutzgesetzes  nachdrücklich  zu  verfolgen;  in 
ihrem  Interesse  wird  es  liegen,  den  Polizeibehörden 
Material  an  die  Hand  zu  geben,  damit  die  §§  17,  20 
K.Sch.G.  öfter  und  wirksamer  angewendet  werden 
können.  Auch  auf  das  Hausarbeitsgesetz  wird  mit 
Rücksicht  auf  die  Kinderarbeit  ihre  AufmerkvSamkeit 
ausgedehnt  werden  müssen. 

Zu  den  Organisationen,  die,  wenn  auch  nur  mittel- 
bar, der  Durchführung  des  Gesetzes  die  Wege  ebnen, 
gehören  die  Verbände,  die  sich  der  Errichtung  von 
Horten  gewidmet  haben.  Manche  Eltern  werden 
durch  die  Möglichkeit,  in  ihrer  Abwesenheit  ihre  Kin- 
der Kleinkinderschulen  oder  Horten  übergeben  zu 
können,  davon  abgehalten  werden,  die  Kinder  mit  ge- 
werblicher Arbeit  an  das  Haus  zu  fesseln,  um  sie  so 
—  ein  Grund,  der  häufig  für  die  Beschäftigung  ange- 
geben wird,  —  vor  Verwahrlosung  zu  behüten.  Leider 
kommt  allerdings  der  Vorteil  der  Horte  in  der  Haupt- 
sache den  Städten  zugute,  während  in  den  ländlichen 
Bezirken  diese  Einrichtung  bis  zu  Kriegsbeginn  noch 
zu  den  Seltenheiten  gehörte.  Sehr  wirkungsvoll  sind 
in  den  Städten  solche  Horte,  die  für  geringe  Zahlung 
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oder  gar  unentgeltlich  Speisen  verabreichen;  abge- 
sehen von  dem  Segen  regelmässiger  und  gesunder 
Beköstigung  wird  der  Ausfall  des  kindlichen  Ver- 
dienstes zum  Teil  gedeckt  durch  das  Essen,  das  eine 
häusliche  Versorgung  erübrigt..  Einsichtige  Eltern,  die 
es  freilich  in  der  Minderzahl  gibt  unter  denen,  die  ihre 
Kinder  mitverdienen  lassen,  pflegen  sich  derartigen 
Vorstellungen  nicht  zu  verschMessen.  Einen  unbe- 
strittenen Erfolg  haben  auf  diesem  Gebiet  die  Be- 
strebungen gehabt,  die  armen  Kindern,  besonders  im 
Winter,  warmes  Frühstück  beschaffen  wollen;  sie 
haben  das  Verbot  des  morgendlichen  Austragens  von 
Backwaren  und  Milch  in  den  Städten  oft  erst  durch- 
führbar gemacht.  Ein  sehr  grosser  Teil  der  kleinen 
Botengänger  wurde  nämlich  nicht  mit  Geld,  sondern 
mit  Naturalien  bezahlt;  das  Verbot  ihrer  Beschäftigung 
raubte  ihnen  also  das  warme  Frühstück,  wenn  es  ihnen 
auch  den  Morgenschlaf  wiedergab.  Wird  nun  der 
Orund  für  die  ungesunde  Beschäftigung  durch  ander- 
weitige Versorgung  mit  einer  Morgenmahlzeit  hin- 
fällig, so  ist  damit  eine  Förderung  der  gesetzlichen 
Regelung  unmittelbar  gegeben. 

Den  Kampf  mit  der  Kinderarbeit  nimmt  auf  seine 
Weise  der  Nürnberger  Arndt- Verein  auf,  der  1911  ge- 
gründet wurde,  um  braven  Volksschülern,  besonders 
aber  solchen,  die  ihre  Eltern  durch  Heimarbeit  unter- 
stützen müssen,  eine  unentgeltliche  Ferienwanderung 
zu  ermöglichen.  Ein  weiteres  Mittel,  um  die  Heim- 
arbeitkinder der  gesundheitsschädlichen  Beschäftigung 
zu  entziehen  und  sie  frischer  Luft  und  gesunder  Be- 
tätigung zuzuführen,  ist  die  Gründung  von  Jugendhort- 
gärten, die  jedem  Kinde  ein  Stück  Land  zur  eigenen 
Bebauung  überlassen.  Alle  Bestrebungen  überhaupt, 
die  sich  in  der  Jugendfürsorge  nach  dieser  Richtung 
bewegen,  sind,  auch  ohne  dass  ihr  eigentlicher  Zweck 
der  Unterstützung  des  Kinderschutzgesetzes  gilt,  in 
ihrer  Wirkung  für  den  Schutz  des  arbeitenden  Kindes 
immer  unefttbehrlicher  geworden. 
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Zu  den  an  der  Mitwirkung  beteiligten  Unter- 
nehmungen geliören  in  gewisser  Weise  auch  die  Heim- 
arbeitsausstellungen, die  im  grösseren  Rahmen  in 
Berlin  1906  und  in  Frankfurt  a.  M.  1908,  in  kleinerem 
Umfange  auch  noch  in  verschiedenen  anderen  Orten 
Deutschlands  stattfanden.  Umfassten  sie  auch  nur 
ein  Oebiet,  in  dem  Kinderarbeit  zu  finden  ist,  so  be- 
rührten sie  doch  gerade  die  Beschäftigungsarten,  in 
denen  der  Durchführung  des  Gesetzes  besonders  hart- 
näckiger Widerstand  geleistet  worden  ist.  Wie  es  die 
Aufgabe  der  Ausstellungen  überhaupt  war,  konnte  auch 
bezüglich  der  Kinderarbeit  nur  die  Aufmerksamkeit  auf 
die  herrschenden  Zustände  gelenkt  werden,  in  der 
Hoffnung,  dadurch  die  Lage  der  Heimarbeiter  und  der 
mit  ihnen  gewerblich  tätigen  Kinder  zu  bessern.  Der 
Erfolg  war,  dass  weiteste  Kreise  auf  die  brennenden 
Fragen  aufmerksam  wurden;  in  Zeitschriften,  Fach- 
blättern und  in  Versammlungen  ist  die  Notwendigkeit 
des  Kinderschutzes  zugleich  mit  dem  Schutz  der  heim- 
arbeitenden Bevölkerung  besprochen  worden.  Der 
Frankfurter  Ausstellung  verdanken  wir  eine  Samm- 
lung von  Monographieen^)  über  die  Heimarbeit  im 
rhein-mainischen  Wirtschaftsgebiet,  die  wichtige  Auf- 
schlüsse über  Kinderarbeit  in  den  verschiedensten  Be- 
rufszweigen, ihre  Grundlagen,  Entwicklung  und  die 
Möglichkeit  ihrer  Beseitigung  geben.  Die  Berliner 
Ausstellung  hatte  im  Hinblick  auf  die  Kinderarbeit  den 
Erfolg,  dass  auf  Grund  der  Angaben,  in  denen  die  in 
manchen  Gegenden  fehlende  Durchführung  des  Kinder- 
schutzgesetzes  dargestellt  wurde,  der  Reichskanzler 
an  die  Bundesregierungen  das  Ersuchen  richtete,  die 
Richtigkeit  der  Mitteilungen  zu  prüfen  und,  falls  er- 
forderlich, die  Behörden  auf  die  Notwendigkeit  einer 
gründlichen  Kontrolle  über  die  Ausführung  der  Be- 
stimmung hinzuweisen. 

*)  Arndt:  Die  Heiniarbeif  im  rhein-mainisclien  Wirfrschafts- 
^ebiet,  Jena  1»0». 
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Dass  auch  weitere  Kreise  sich  mit  dem  Schutz  des 
erwerbstätigen  Kindes  beschäftigt  haben,  sei  hier  nur 
angedeutet:  die  Vereinigungen  für  Arbeiterschutz,  der 
Käuferbund  und  andere  haben  die  Frage  des  Kinder^ 
Schutzes  von  ihrem  Standpunkt  aus  gelegenthch  aufge- 
worfen und  beleuchtet  und  dabei  an  ihrem  Teil  zur 
Beachtung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  beigetragen. 

Leider  haben  die  Krankenkassen  bisher  ihre  Mit- 
hilfc.bei  der  Durchführung  des  Gesetzes  fast  ganz  ver- 
sagt, obgleich  sie  an  der  Ausführung  des  Kinder- 
schutzgesetzes  den  regsten  Anteil  nehmen  sollten.  Da 
das  Krankenkassenversicherungsgesetz  keine  Alters- 
grenze für  die  Versicherungspflichtigen  kennt,  unter- 
liegen in  gewerblichen  Betrieben  beschäftigte  Kinder 
von  Rechts  wegen  der  Anmeldungspflicht.  Den  viej- 
fachen  Vorschlägen  zur  zweckmässigen  Einbeziehung 
erwerbstätiger  Kinder  in  den  Kreis  der  Versicherten 
hat  sich  seinerzeit  Agahd^)  nachdrücklich  entgegen- 
gestellt, indem  er  ausführte,  dass  Kinder  eben  nicht 
Arbeiter  sein  sollen,  sondern  Kinder,  und  dass  die  Ver- 
sicherungspflicht sie  in  den  Augen  der  Eltern  erst  recht 
zu  Lohnarbeitern  stempeln  würde.  Für  eine  Gefahr 
hält  er  auch,  dass  viele  Eltern,  die  voLksschuIpflichtige 
Kinder  haben,  diese  beschäftigen  könnten,  um  Arzt  und 
Apotheke  billig  zur  Hand  zu  haben.  Diese  Bedenken 
sind  jedenfalls  übertrieben;  es  ist  vielmehr  durchaus 
der  Meinung  beizupflichten,  dass  durch  die  Ver- 
teuerung der  Kinderarbeit  infolge  der  Versicherung  die 
Heranziehung  von  Kindern  zur  Erwerbsarbeit  un- 
rentabler und  daher  erschwert  werden  würde.  Den 
Krankenkassen  wäre  es  überdies  möglich,  zur  Ueber- 
wachung  durch  ihre  kontrollierenden  Beamten  erheb- 
lich beizutragen.  Tatsächlich  ist  die  Beteiligung  der 
Kassen  heut  noch  ganz  unbeträchtlich:  So  ist  im 
Qrossherzogtum  Hessen  die  Versicherung  der  ge- 
werblich beschäftigten  Kinder  zu  verwirklichen  gesucht 

»j  A  g  a  h  (1:  In  soziale  Praxis  XIV,  Nr.  6,  Sp.  148. 
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und  teilweise  auch  erfolgreich  durchgeführt  worden, 
und  in  Hamburg  sind  bei  der  Ortskrankenkasse  der 
Buchdrucker-  und  ver\yandter  Gewerbe  zahlreiche  als 
Zeitungsträger  tätige  Kinder  versichert. 


IV.  Eingreifen  des  Gerichts. 

Die  Mitwirkung  der  Gerichte  bei  der  Durchführung 
des  Kinderschutzgesetzes  sollte  ursprüngHch  in  dieser 
Arbeit  genauer  untersucht  werden.  Die  Absicht  musstc 
iaber  leider  in  dem  geplanten  Umfange  aufgegeben 
werden,  weil  eine  Zusammenstellung  von  Entschei- 
dungen, die  über  ungesetzliche,  gewerbliche  Kinder- 
arbeit getroffen  worden  sind,  bisher  noch  nicht  ge- 
macht worden  ist;  auch  die  Fälle,  in  denen  das  Vor- 
mundschaftsgericht unter  Anwendung  des  §  1666  gegen 
übermässige  Beschäftigung  von  Kindern  eingeschritten 
ist,  sind  in  keiner  Sammlung  aufzufinden.  Es  würde 
über  den  Rahmen  dieser  Arbeit  hinausgehen,  wenn 
eine  solche  Uebersicht  hier  versucht  werden  würde; 
für  die  Frage  des  gewerblichen  Kinderschutzes  wäre 
es  aber  ohne  Zweifel  von  grösstem  Interesse,  wenn  an 
der  Hand  des  zusammengestellten  Materials  nachge- 
prüft werden  könnte,  welcher  Nachdruck  dem  Gesetz 
durch  die  Gerichte  verliehen  worden  ist.  Den  Be- 
richten der  Gewerbeaufsichtsbeamten  nach,  als  auch 
nach  dem  Urteil  zuständiger  Kreise  ist  die  Unter- 
stützung, die  das  Gericht  den  Aufsichtsbehörden  bei 
der  Ausführung  des  Gesetzes  hat  zuteil  werden  lassen, 
nicht  immer  ausreichend  gewesen.  Darauf  lässt  auch 
die  offenbar  gereizte  Stimmung  in  vielen  Berichten  , 
schliessen,  sobald  die  Rede  auf  die  gerichtlichen  Ent- 
scheidungen kommt.  Aus  diesen  Angaben  ist  natür- 
lich eine  umfassende  Beurteilung  nicht  möglich,  weil 
meistens  nur  die  besonders  auffallenden  Fälle  von 
milder,  richterlicher  Entscheidung  herausgestellt  wer- 
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den,  während  die  gesetzmässigen»  strafrechtlichen  Ver- 
folgungen eine  mehr  summarische  Abhandlung  er- 
fahren. 

Im  Anfang  haben  allgemein  die  Aufsichtsbehörden 
selbst  grosse  Zurückhaltung  in  der  Stellung  von  Straf- 
anträgen bewahrt.  Die  Gründe,  die  in  den  Berichten 
für  das  nachsichtige  Verhalten  immer  wieder  ange- 
führt werden,  liegen  vor  allem  in  der  Erkenntnis  von 
der  wirtschaftlichen  Not  der  betroffenen  Familien, 
deren  Lage  durch  Beschränkung  oder  sofortiges  Ver- 
bot der  Kinderarbeit  unhaltbar  geworden  wäre,  so- 
dass eine  Bestrafung  für  die  ungesetzmässige  Be- 
schäftigung von  Kindern  sich  weder  vom  sozialen  noch 
menschlichen  Standpunkte  aus  hätte  rechtfertigen 
lassen.  Nicht  selten  haben  auch  pädagogische  Ge- 
sichtspunkte, die  Rücksicht  auf  die  Wahrung  des 
eiterlichen  Ansehens  und  die  Ueberzeugung  von  der 
Zweckmässigkeit  gewisser  Beschäftigungsarbeiten  für 
Kinder,  die  Behörden  zum  Verzicht  auf  die  strafrecht- 
liche Verfolgung  von  Zuwiderhandlungen  bewogen. 
In  den  ersten  Jahren  kommt  noch  hinzu,  dass  die  Be- 
amten in  allen  Kreisen  eine  grosse  Unkenntnis  der  ge- 
setzlichen Vorschriften  feststellen  mussten  und  in 
Rücksicht  darauf  sich  mit  Verwarnungen  be^ügten, 
hoffend,  dass  die  immer  mehr  fortschreitende  Ver- 
breitung des  Gesetzes  künftigen  Ungesetzlichkeiten 
vorbeugen  würde.  In  diesem  Sinne  äussern  sich  fast 
alle  Berichte  der  Gewerbeinspektoren,  und  es  geht 
daraus  hervor,  dass  von  Seiten  der  Auf  Sichtsbeamten 
jedenfalls  nur  die  schlimmsten  Fälle  und  solche,  deren 
Bestrafung  abschreckend  wirken  sollte,  dem  Gericht 
übergeben  wurden.  Trotzdem  erfolgte  eine  fühlbare 
Bestrafung  des  Schuldigen  verhältnismässig  selten. 
Besonders  in  den  ersten  Jahren  nach  Inkrafttreten  des 
Gesetzes  Hessen  auch  die  Gerichte  eine  sichtliche  Milde 
walten,  bewogen  durch  ähnliche  Gründe,  die  schon 
für  das  Verhalten  der  Aufsichtsbehörden  massgebend 
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gewesen  waren.  Zu  den  zahlreichen  Freisprechungen 
hat  ausserdem  der  Umstand  beigetragen,  dass  die 
Uebertretungen  des  Kinderschutzgesetzes  im  Straf- 
prozess  ausserordenthch  schwer  festzustellen  sind, 
weil  auf  die  Aussagen  der  Kinder  gewöhnlfch  verzich- 
tet wird  und  die  Eltern  meistens  standhaft  und  erfolg- 
reich leugnen.  Die  Aussagen  der  Beamten  allein  sind 
in  solchen  Fällen  nicht  ausreichend,  besonders  wenn 
es  sich  um  Heimarbeit  handelt. 

Das  Gesetz  erkennt  auf  Bestrafung  von  1 — 150 
bei  eigenen,  von  3 — 2000  Mark  bei  fremden  Kindern; 
in  Fällen  gewohnheitsmässiger  Zuwiderhandlungen 
kann  bei  eigenen  Kindern  bis  zu  6  Wochen  Halt,  bei 
fremden  bis  zu  6  Monaten  Gefängnis  verhängt  werden. 
Die  Höchststrafen  sind  bisher,  soweit  sieh  feststehen 
Hess,  noch  niemals  ausgesprochen  worden,  vielmehr 
bewegen  sich  die  Bestrafungen  gewöhnlich  in  einer 
recht  gering  erscheinenden  Höhe,  die  der  Art  der  Zu- 
widerhandlungen oft  nicht  gerecht  werden  kann.  In 
den  Jahresberichten  werden  zahlreiche  Beispiele  an- 
geführt, die  auf  allzu  grosse,  unangebrachte  Milde  bei 
der  Rechtsprechung  schliessen  lassen;  da  die  Begrün- 
dung der  Urteile  niemals  angegeben  ist,  können  sie 
hier  eine  Wiedergabe  nicht  erfahren.  » 

Aus  den  Berichten  geht  immer  wieder  hervor,  dass 
der  ieweiHgen  Behandlung  der  Uebertretungen  durch 
das  Gericht  eine  unmittelbare  Wirkung  auf  die  Durch- 
führung des  Gesetzes  zugeschrieben  werden  muss.  So 
spricht  sich  1916  der  Bericht  für  Berlin  offen  dahin 
aus,  dass,  solange  Geldstrafen  von  3 — 5  Mark  die  l?egel 
bilden,  nicht  zu  erwarten  sei,  dass  sich  die  Beteiligten 
ihrer  Verantwortung  und  der  Schwere  der  Verstösse 
bewusst  werden.  Es  ist  selbstverständlich,  dass  eine 
niedrige  Geldbusse  auf  Arbeitgeber,  die  aus  bilhgen, 
kindlichen  Arbeitskräften  einen  erheblichen  Gewinn 
erzielen,  keinen  Eindruck  macht,  solange  ihnen  sozial- 
politische Einsicht  abgeht;  und  noch  viel  weniger  ist 
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mn  ^4en  eigenen  Eltern  zu  erwarten,  dass  ihre  Be- 
strarfüng  mit  einigen  Mark  Erfolg  haben  sollte,  wenn 
das  Verdienst  der  Kinder  weit  mehr  beträgt  und  zum 
Unterhalt  der  Familie  ausserdem  dringend  benötigt 
wird.  Daher  wird  im  Laufe  der  Jahre  immer  lauter 
eine  strengere  Handhabung  der  gerichtlichen  Strafe 
Verfolgung  zur  wirksamen  Ausführung  gefordert,  oft 
unter  dem  Hinweis,  dass  die  bisherige  Milde  die  Be- 
teiligten, die  nun  an  eine  Bestrafung  nicht  mehr  glau- 
ben, zu  sehr  in  Sicherheit  gewiegt  habe.  In  Hessen 
wird  1907  das  geringe  Strafmass,  das  bisher  von  den 
Qerichten  verhängt  worden  war,  lebhaft  bedauert  mit 
dem  Bemerken,  dass  eine  strengere  Handhabung  die 
Zahl  der  Uebertretungen  zweifellos  verringert  haben 
würde.  Dagegen  ist  in  Hamburg  ein  Erfolg  der  aus- 
nahmsweisen  strengen  Bestrafung,  die  gleich  nach  In- 
krafttreten des  Gesetzes  ausgeübt  wurde,  fraglos  in 
der  grossen  Zahl  von  Arbeitskarten  zu  erkennen,  die 
schon  in  den  ersten  Jahren  ausgestellt  werden  konn- 
ten. Die  Gerichte  sind  an  der  Durchführung  des  Ge- 
setzes auch  insofern  beteiligt,  als  die  Auslegung,  die 
sie  den  gesetzlichen  Bestimmungen  zuteil  werden 
lassen,  die  Tätigkeit  der  Aufsichtsbehörden  entweder 
fördert  oder  hemmt.  So  wird  1908  der  Rückgang  in 
der  Beschäftigung  von  Kindern  mit  Vorrichten  des 
Tabaks  in  einem  Bezirk  teilweise  auch  der  gerichtlichen 
Handhabung  der  gesetzlichen  Vorschriften  zuge- 
schrieben, während  bei  der  Kinderarbeit  in  Gärtnereien 
die  widersprechenden,  richterlichen  Entscheidungen 
eine  Feststellung  von  Ungesetzlichkeiten  bei  dieser 
Beschäftigung  so  gut  wie  unmöglich  machen  . 

Aus  allem  geht  hervor,  dass  die  Unterstützung 
der  Gerichte  ein  unentbehrlicher  Faktor  bei  der 
Durchführun^g  des  Kinderschutzgesetzes  ist.  Je  länger 
das  Gesetz  in  Kraft  ist  und  je  mehr  nach  den' zahl- 
reichen Bemühungen  eine  allgemeine  Kenntnis  der 
Gesetzesvorschriften  vorausgesetzt  werden  muss,  um- 
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»o  mehr  muss  ihnen  auch  durch  die  Rechtsptechuiig 
Nachdruck  verliehen  werden^  damit  der  Kinderschutz- 
gedanke  in  den  durch  die  wirtschafthchen  Verhähnis^e 
*iezogenen  Grenzen  seiner  Verwirklichung  näher  konir 
man  kann. 


B.  Wirkung  des  Gesetzes. 

Infolge  der  Schwierigkeiten  und  Mängel,  die  der 
Durchführung  des  Kinderschutzgesetzes  anhaften, 
konnte  seine  Wirkung  kein  voller  Erfolg  sein;  immer- 
hin ist  nach  den  Massnahmen  aber  anzunehmen,  dass 
dem  Gesetz  wenigstens  in  beschränkten  Grenzen  Gel- 
tung verschafft  werden  konnte.  Die  Beurteilung  des 
Ergebnisses  aller  Bemühunjgen  um  die  Verwirklichung 
der  gesetzlichen  Bestimmungen  ist  sowohl  beeinflusst 
von  der  zahlenmässigen  Erfassung  der  Kinderarbeit, 
als  auch  von  dem  Gesamtbild,  das  die  Schilderungen 
der  zuständigen  Stellen  von  den  kindlichen  Be- 
schäftigungsarten, den  Zuwiderhandluingen,  sowie  von 
dem  Eindringen  des  Gesetzes  in  das  Volksbewusstsein 
entwerfen.  Dabei  ist  zu  berücksichtigen^  dass  das 
Zahlenmaterial  nur  mit  grösster  Vorsicht  zu  verwerten 
ist,  weil  die  ihm  zugrunde  liegenden  Feststellungen 
nicht  nur  in  den  einzelnen  Bumdesstaaten,  sondern  auch 
innerhalb,  dieser  in  verschiedenen  Bezirken  verschieden 
sind,  ja  sich  sogar  das  System  der  Erhebungen  in  dern 
gleichen  Bezirk  zuweilen  im  Laufe  der  Jahre  ändert. 
Es  muss  aber  ebenfalls  beachtet  werden,  dassv  wenn 
auch  die  Durchführungsmethode  in  den  zehn  Friedens- 
jahren, in  denen  das  Gesetz  rechtskräftig  war,  zu 
einem  gewissen  Abschluss  gelangt  ist,  die  Durch- 
führung an  sich  noch  immer  in  steter  Entwicklung  be- 
griffen ist.  Ihre  Wirkung  kann  daher  nicht  ohne  Vor- 
behalt beurteilt  werden;  bei  der  ungeheuren  Tragweite 
des  gesetzlichen  Eingriffs  in  die  Rechte  der  arbeiten- 
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(Jen  Klassen  kann  der  Uebeigang  vom  unfferegrelten 
zum  gesetzlich  beschränkten  Zustand  nur  langsam  vor 
sich  gehen.  So  wird  selbst  da  eine  Tendenz  zur  Ab- 
nahme der  ungesetzmässigen  Kinderarbeit  im  besonde- 
ren und  der  gesetzlichen  im  allgemeinen  anzunehmen 
sein,  wo  sich  zahlenmässig  ein  erheblicher  Rückgang 
nicht  findet,  wenn  man  bedenkt,  dass  jede  Darstellung 
den  Ausgleich  enthält  zwischen  erfolgreicher  Ver- 
breitung des  Gesetzes  und  seinem  Kampf  gegen  noch 
nicht  erobertes  Qebiet.  Wie  wenig  die  Wirkung  des 
Gesetzes  allein  ausschlagigebend  ist  für  den  Umfang 
der  Kinderarbeit,  drückt  sich  in  den  Schwankungen 
aus^  denen  die  Heranziehung  von  Kindern  zur  Er- 
werbsarbeit im  Zusammenhang  mit  den  gesamten 
wirtschaftlichen  Verhältnissen  unterliegt;  bei  allge- 
meiner Preissteigerung  nimmt  die  Beschäftigung  kind- 
licher Arbeiter  gewöhnlich  zu,  während  sie  bei  sinken- 
dem Geschäftsgang  zurückgeht. 

Rein  äusserlich  muss  noch  darauf  hingewiesen 
werden,  dass  die  Beurteilung,  die  sich  bezüglich  der 
Wirkung  des  Gesetzes  in  der  Hauptsache  auf  die  Be- 
richte der  Gewerbeaufsichtsbeamten  stützen  muss, 
notwendig  einer  gewissen  Einseitigkeit  verfällt.  Die 
Berichte  enthalten  selbstverständlich  eine  genauere 
Erörterung  der  ungesetzlichen  als  der  gesetzmässigen 
Fälle  —  ein  Los,  das  das  Kinderschutzgesetz  auch  mit 
änderen  sozialpolitischen  Massnahmen  z.  B.  mit  dem 
Fürsorgeerziehungsgesetz  teilt;  eine  besondere  Her- 
vorhebung und  Beachtung  der  Zuwiderhandlungen 
gegenüber  den  viel  allgemeiner  behandelten  oder  über- 
haupt nicht  erwähnten  Erfolgen  der  Durchführung  ist 
daher  unvermeidlich. 
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I.  Verbreitung  der  Gesetzeskenntnis. 

Das  Kinderschuizgesetz  bedarf  zu  seiner  .erfolg- 
reichen Durchführung  der  Mitwirkung  aller  Beteiligten 
und  darüber  hinaus  auch  weiterer  Kreise;  seine  Zweck- 
mässigkeit und  Notwendigkeit  müssen  erkannt  sein, 
um  eine  günstige  Wirkung  aller  Massnahmen  zu  er- 
zielen. Die  Verbreitung  des  Gesetzes  ist  eine  Vorbe- 
dingung zu  beiden  Forderungen. 

Was  die  Kenntnis  der  gesetzlichen  Bestimmungen 
unter  den  unmittelbar  von  ihnen  betroffenen  Kreisen 
anlangt,  so  ist  aus  allen  Feststellungen  zu  entnehmen^ 
dass  sie  keineswegs  überall  vorhanden  ist.  Am  besten 
weiss  man  in  den  grösseren  Städten  und  in  industrie- 
reichen Gegenden  damit  Bescheid,  weniger  gut  da- 
gegen in  ländlichen  Bezirken.  Musste  schon  erwähnt 
werden,  dass  die  Gesetzesvorschriften  selßst  den  zur 
Beaufsichtigung  berufenen  Organen  in  Landgerneinden 
auch  noch  in  jüngster  Zeit  unbekannt  sind,  so  ist  das 
natürlich  in  erhöhtem  Masse  bei  Arbeitgebern  und 
Eltern  der  beschäftigten  Kinder  der  Fall.  Noch  1913 
melden  einzelne  Jahresberichte  der  Gewerbeaufsichts- 
beamten, dass  ungesetzliche  Kinderarbeit  in  gewissen 
Gemeinden  entdeckt  worden  wäre,  in  die  noch  nie- 
mals die  Kunde  vom  Bestehen  eines  Kinderschutzge- 
setzes  gedrungen  war.  Der  Grund  für  diese  Be- 
obachtungen liegt  in  dem  geringeren  Einfluss,  den  die 
Aufsichtsbehörden  auf  fern  von  ihrem  Wirkungskreise 
liegende  Bezirke  haben  können,  sodass  es  für  sie 
schwer  ist,  die  zuständigen  Gemeindebeamten  auf  das 
Gesetz,  seine  Aufgaben  und  die  Mittel  zu  seiner  Durch- 
führung aufmerksam  zu  machen.  In  den  von  den 
Durchführungsmassnahmen  nachhaltiger  berührten 
Gegenden  ist  die  Gesetzeskenntnis  bei  den  Arbeit- 
gebern, die  fremde  Kinder  beschäftigen,  durchaus  als 
vorhanden  zu  betrachten,  wenm  auch  die  Fülle  der  ver- 
wickelten und  schwierigen  Bestimmungen  bei  ihnen 
nicht  immer  eine  klare  Vorstellung  von  erlaubter  und 
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unerlaubter  Kinderarbeit  zulässt.  An  die  Eltern  er^- 
werbstätiger  Kinder  umd  an  die  Kinder  selbst  tritt  je- 
doch das  Gesetz  in  vielen  Fällen  erst  mit  der  Schul- 
pflicht heran,  erst  die  Schule  vermag  in  grossem  Um- 
fange di'e  Schüler  und  damit  auch  die  Eltern  auf  die 
Vorschriften  aufmerksam  zu  machen.  Das  Arbeitsver- 
bot für  vorschulpflichtige  Kinder  bleibt  also  oft  unbe- 
kannt. Keineswegs  ist  die  Kenntnis  der  Bestimmungen 
aber  immer  mit  ihrem  Verständnis  dafür  verbunden; 
nicht  nur  die  UnentbehrHchkeit  der  Kinderarbeit  in  ge- 
wissen Einzelwirtschaften,  sondern  auch  zahlreiche 
Andere,  in  besonderen  Fällen  zweifellos  begründete 
Beweise,  werden  für  die  angebliche  Unzweckmässig- 
keit  des  Gesetzes  angeführt.  Dazu  gehören  die  von 
vielen  Eitern  geäusserten  Bedenken^  dass  ihre  Kinder 
durch  das  Arbeitsverbot  der  Aufsicht  entzogen  wer- 
den, der  Hinweis,  dass  sie  selbst  in  ihrer  Jugend  ohne 
Schaden  haben  hart  arbeiten  müssen  und  sie  sich  da- 
durch frühzeitig  an  das  Arbeiten  gewöhnt  hätten.  In 
ländlichen  Bezirken  wird  der  Schutzcharakter  des  Ge- 
setzes oft  bezweifelt,  weil  viele  Kinder  unbestraft  an- 
gestrengt in  der  Landwirtschaft  beschäftigt  werden 
dürfen,  und  bei  gewissen  Arbeiten  in  der  Heimarbeit 
wird  die  Verhinderung  der  rechtzeitigen  Ausbildung 
von  Kindern  im  Interesse  ihrer  späteren.  Erwerbs- 
tätigkeit bedauert. 

An  der  Gesamtheit  der  nicht  unmittelbar  davon 
berührten  Bevölkerung  ist  das  Gesetz  jedoch  fast  wir- 
kungslos vorbeigegangen.  In  weiteren  Kreisen  besteht 
kaum  ein  Wissen  von  dem  Gesetz,  geschweige  denn 
eine  Kenntnis  seines  Inhalts  oder  ein  Interesse  für  seine 
Ziele.  Unzählige  Beispiele  könnten  für  diese  bedauer- 
liche Tatsache  angeführt  werden.  Denn  wer  von  allen 
denen,  die  Milch,  Backwaren  oder  Zeitungen  in  das 
Haus  geliefert  erhalten,  denen  Waren  aller  Art  zuge- 
.  sandt  werden,  weiss,  dass  es  Beschränkungen  für  die 
Beschäftigung  von  Kindern  mit  diesen  Aufgaben  gibt, 
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wer  achtet  überhaupt  darauf,  ob  ein  Kind  die  Be- 
stellung ausrichtet.  Nur  wenige  werden  in  der  Werk- 
statt des  kleinen  Handwerkers,  im  Gasthof  oder  der 
Gärtnerei  an  das  Gesetz  denken^  wenn  sie  Kinder  in 
solchen  Betrieben  beschäftigt  sehen.  Die  grosse  Masse 
bildet  daher  für  die  Aufsicht  führenden  Beamten 
keinerlei  Unterstützung;  es  kommt  dagegen  nicht 
selten  vor,  dass  sie  unverständig  und  in  schlecht  an- 
gebrachtem Mitleid  den  Behörden  bei  ihrer  Aufsichts- 
tätigkeit in  den  Arm  fällt.  Die  Begründung  für  die 
Teilnahmlosigkeit  der  Bevölkerung  gegen  ein  Gesetz, 
dessen  letztes  Ziel  die  Gesunderhaltung  und  Ertüchti- 
gung weitester  Volkskreise  ist  und  das  daher  regstes 
Interesse  beanspruchen  müsste,  liegt  zweifellos  zum 
grossen  Teil  in  der  Unterschätzung  von  Umfang  und 
Art  der  Kinderarbeit  und  ihren  Folgen.  Dazu  kommt, 
dass  das  Gesetz  nicht  populär  ist;  die  unterschiedliche 
Behandlung  der  verschiedenen  Kategorien  von  Kin- 
dern lässt  für  den  Unkundigen  kaum  erkennen,  dass 
es  überhaupt  eine  Arbeitsbeschränkung  für  Kinder  gibt, 
die  Unübersichtlichkeit  der  Bestimmungen  erschwert 
ihr  allgemeines  Verständnis. 


II.  Wirkung  des  Gesetzes  auf  die  Kinderarbeit. 

Bei  Betrachtung  der  Kinderarbeit  und  ihrer  Be- 
schränkung in  den  einzelnen  Berufsarten  konnten 
naturgemäss  nur  einige  typische  Beschäftigungs- 
gruppen herausgegriffen  werden,  um  die  Wirkung  zu 
beleuchten,  die  das  Kinderschutzgesetz  auf  sie  bisher 
gehabt  hat  Der  Anspruch  auf  erschöpfende  Behand- 
lung aller  möglichen,  kindlichen  Erwerbsarbeit  kann 
und  soll  im  Hinblick  auf  das  vorliegende  Material  nicht 
gemacht  werden.  Bei  der  Auswahl  der  angeführten 
Beispiele  musste  manche  Art  von  Kinderarbeit  uner- 
wähnt bleiben,  für  deren  Untersuchung  trotz  ihrer  all- 
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gemeinen  Verbreitung  ausreichende  Unterlagen  nicht 
vorhanden  waren,  während  zuweilen  die  Erwerbs- 
tätigkeit von  Kindern,  die  sich  nur  in  gewissen  Be- 
zirken findet,  ihrer  besonderen  Entwicktog  wegen  in 
die  Betrachtungen  hineingezogen  wurden. 

1.  Verbotene  Betriebe. 

Das  Gesetz  spricht  in  §  4  von  Beschäftigungen,  die 
für  Kinder  verboten  sind.  Es  handelt  sich  dabei  unter 
anderem  um  Ziegeleien,  Bauten  aller  Art,  über  Tage 
betrieben  Gruben  und  Brüche,  um  das  Schornstein- 
fegergewerbe, das  Steineklopfen,  den  Fuhrwerksbe- 
trieb, der  mit  Speditionsgeschäft  verbunden  ist,  Be- 
schäftiguing  in  Kellereien  und  in  einer  Anzahl  von 
Werkstätten,  in  denen  ebenfalls  Kinder  schweren  ge- 
sundheitlichen, zuweilen  auch  sittlichen  Gefahren  aus- 
gesetzt sein  würden.  Die  Frage,  ob  es  mit  Hilfe  des 
Gesetzes  möglich  gewesen  ist,  Kinderarbeit  aus 
solchen  Betrieben  zu  beseitigen,  kann  im  allgemeinen, 
mit  Ausnahme  der  Heimarbeit,  bejaht  werden.  Zwar 
liat  es  zunächst  einige  Mühe  gekostet,  die  Arbeitgeber 
zur  Entlassung  der  von  ihnen  beschäftigten  Kinder  zu 
bewegen,  zumal  ein  grosser  Teil  der  Gewerbetreiben- 
den der  Meinung  war,  dass  die  Fabrikbeschäftigung 
schulpflichtiger  Kinder  wieder  gestattet  sei,  wenn  sie 
nur  Arbeitskarten  besässen.  Auch  wurde  vielfach  die 
Wahrnehmung  gemacht,  dass  die  Kinderarbeit  in  den 
Fabriken  von  der  Arbeiterschaft  begünstigt  wurde,  be- 
.sonders  da  viele  Eltern  die  Gewohnheit  hatten,  ihre 
Kinder  in  die  verbotenen  Betriebe  mitzunehmen  und 
sie  dort  unter  stillschweigendem  Einverständnis  der 
Betriebsleiter  m  Hilfeleistungen  zu  verwenden.  In 
den  Uebertretungs-  und  Umgehungsfällen,  die  zumeist 
zur  Kenntnis  der  aufsichtsführenden  Behörde  ge- 
langten, da  derartige  Betriebe  ja  häufigeren  Revi- 
sionen unterzogen  werden,  ist  jedoch  mit  verhältnis- 
mässig strengen  Strafen  vorgegangen  worden,  sodass 
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ein  Erfolg  des  Gesetzes  nicht  ausblieb.  Die  Beschäfti- 
gung von  Kindern  in  den  verbotenen  Betrieben  kommt 
in  den  letzten  Jahren  im  Verhältnis  zu  Uebertretungen 
anderer  Art  nur  noch  in  verschwindend  geringem  Um- 
fange vor.  Auch  die  in  neueren  Untersuchungen  immer 
wieder  angeführten  Fälle  der  Heranziehumg  von  Kin- 
dern zu  Arbeiten  in  Fabriken  sind,  so  bedauerlich  sie 
sein  mögen,  doch  nur  als  Ausnahmen  m  betrachten. 
Dagegen  sind  andere  Kinderarbeiten  überhaupt  erst 
durch  das  Kinderschutzgesetz  fassbar  geworden,  wie 
z.  B.  die  Beschäftigung  von  Kindern  in  den  -  Metall- 
schlägereien der  Kreishauptmannschaft  Bautzen;  ihre 
Beseitigung  ist  allein  der  Wirkung  des  Gesetzes  zuzu- 
schreiben. 

Was  die  Hilfeleistung  von  Kindern  in  Ziegeleien 
anlangt,  so  ist  der  Kampf  der  Beamten  um  die  Durch- 
führung der  schon  durch  §  135  GO.  vorbereiteten  Be- 
stimmungen äusserst  schwer  gewesen.  Hatten  zwar 
die  Ziegeleibesitzer,  Betriebsleiter  und  Werkmeister, 
die  lange  Zeit  hindurch  selbst  Kinderarbeit  der  geringen 
Kosten  halber  in  ihren  Betrieben  nur  zu  gern  zuliessen 
oder  wenigstens  ein  Auge  zudrückten,  wenn  ihre  Ar- 
beiter die  eigenen  Kinder  zur  Hilfe  verwandten, 
schliesslich  infolge  der  sorgfältigen  Aufsicht  der  Be- 
hörden und  der  strengen  Bestrafung  von  Ueber- 
tretungsfällen  selbst  Massregeln  zur  Entfernung  der 
Kinder  getroffen,  so  widerstanden  doch  die  Arbeiter 
noch  den  allseitigen  BemühoKUgen  um  die  Durchführung 
des  Gesetzes.  Die  Tatsache,  dass  Kinder  in  sehr 
vielen  Fällen  nur  zu  leichten  Arbeiten  wie  Aufstellen 
und  Wenden  von  Ziegeln  herangezogen  wurden,  dass 
sie  oft  überhaupt  nur  helfend  einspramgen,  wenn  sie 
den  Eltern  das  Essen  gebracht  hatten  oder  sich  sonst 
vorübergehend  auf  dem  Arbeitsplatz  aufhielten,  mag 
es  für  die  Arbeiter  haben  unverständlich  erscheinen 
lassen,  dass  sie  auf  solche  Hilfe  verzichten  sollten. 
Wie  wichtig  es  aber  war,  diese  Kinderarbeit  abzu- 
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schaffen,  mgen  die  Berichte  der  Fabrikinspektionen  in 
früheren  Jahren,  als  übermässige  Anstrengung  und 
Ausnutzung  der  Kinder  durch  Transport  von  schweren 
Lasten  oder  Tätigkeit  von  10  und  mehr  Stunden  bei 
dieser  Beschäftigung  üblich  waren.  Uebermässige  An- 
strengung kommt  heute  nicht  mehr  vor;  immerhin 
nehmen  die  Zuwiderhandlungen  gegen  das  Verbot  jeg- 
licher Kinderarbeit  in  Ziegeleien  unter  den  Vergehen 
gegen  §  4  K.Sch.G.  (soweit  sie  sich  nicht  auf  Heim- 
arbeit beziehen)  die  erste  Stelle  ein.  Aber  die  Zahl  der 
Uebertretumigen  ist  unerheblich  gegen  den  früheren 
Umfang  dieser  Kinderbeschäftigung,  und  die  erfreu- 
liche Besserung  ist  zweifellos  dem  Gesetze  zuzu- 
schreibea 

Beschäftigung  von  Kindern  bei  über  Tage  be- 
triebenen Gruben  und  Brüchen,  im  Schornsteinfeger- 
gewerbe und  bei,  Bauten  ist,  abgesehen  von  gelegent- 
lichen Hilfeleistungen  eigener  Kinder  beim  Ausbau  und 
Decken  von  Gebäuden  auf  dem  Lande,  nicht  mehr  zu 
finden.  Das  Bewusstsein  von  der  Unzuträgliehkeit 
dieser  Arbeiten  für  Kinder  ist  auch  der  grossen  Masse 
ganz  in  Fleisch  und  Blut  übergegangen,  das  Verbot 
dieser  Kinderarbeit  wird  so  verstanden  und  ist  allen 
so  gegenwärtig,  dass  Uebertretungen  fast  garnicht 
mehr  vorkommen.  Die  Berichte  der  Gewerbeauf  sich  ts- 
beamten  melden  überhaupt  derartige  Fälle  nicht  mehr, 
ein  Zeichen,  dass  in  den  in  Frage  kommenden  Be- 
trieben, die  doch  sehr  häufig  revidiert  werden,  die 
Kinderarbeit  verschwunden  ist.  Der  Erfolg  des  Ge- 
setzes steht  hier  ausser  Frage. 

Nicht  die  gleiche  Wirkung  besteht  bezüglich  der 
Beschäftigung  von  Kindern  mit  Steineklopfen, 
Schotterschlagen  und  bei  Steinmetzarbeiten.  Es  muss 
auf  den  ersten  Blick  in  Erstaunen  setzen,  dass  der- 
gleichen Arbeiten  überhaupt  jemals  von  Kindern  ver- 
richtet wurden,  weil  der  dazu  nötige  Kraftaufwand, 
die  damit  verbundene  Gefahr  und  der  Ort  der  Tätig- 
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keit  keineswegs  für  kmdliche  Hilfskräfte  geeignet  zu 
sein  scheinen.  Trotzdem  wurden  Kinder  häufig  damit 
beschäftigt  —  vornehmlich  im  Süddeutschland  und  im 
Elsass  —  wo  in  vielen  Fällen  Eltern  sich  bei  dieser 
Arbeit  von  ihren  Ki'ndern  helfen  liessien,  über  die  sie 
dabei  zugleich  die  Aufsicht  führten.  Aus  diesem 
Grunde  hat  es  auch  zuweilen  Schwierigkeiten  gemacht, 
das  Gesetz  zur  Geltung  zu  bringen;  die  nützliche 
Tätigkeit  in  frischer  Luft  unter  elterlicher  Anleitung 
wird  für  segensreicher  gehalten  als  der  Aufenthalt  der 
Kinder  in  der  Stube,  in  der  sie  anderenfalls  wohl  gar 
eingeschlossen  werden  mussten.  Noch  erstaunlicher 
ist  es  freilich,  dass  sogar  Gemeinden  auf  dem  Stand- 
punkt standen,  Kinder  könnten  ihre  Zeit  nicht  ange- 
messener als  mit  Steineschlagen  ausfüllen;  sogar  eine 
Erziehungsanstalt  in  Baden  Hess  noch  1913  ihre  Zög- 
linge Steine  klopfen.  Die  aufsichtsführenden  Beamten 
haben  durch  Aufklärungen  über  die  Schädlichkeit  der 
Arbeit  und  durch  Hinweis  darauf,  dass  Eltern  oder 
Arbeitgeber  sich  strafbar  machen,  falls  diese  Kinder- 
arbeit nicht  abgestellt  würde,  schliesslich  im  Grossen 
und  Ganzen  den  gesetzlichen  Bestimmungen  Erfofe  zu 
verschaffen  gewusst;  nur  in  einzelnen  Fällen  wird 
noch  1913  von  Uebertretungen  berichtet.  In  Baden 
werden  in  diesem  Jahre  die  Bezirksämter  durch  einen 
Erlass  des  Ministers  des  Innern  beauftragt,  die  Bürger- 
m_eister  auf  das  bestehende  Verbot  ausdrücklich  hinzu- 
weisen und  sie  zu  veranlassen,  bei  Vergebung  von 
Schotterlieferungen  das  Verbot  bekannt  zu  geben  und 
die  Uebernehmier  un|terschriftlich  zur  Beachtung  des 
Verbots  zu  verpflichten.  Es  ist  zu  erwarten,  dass  diese 
Massnahme,  die  in  Württemberg  guten  Erfolg  hatte, 
auch  hier  ihre  Wirkung  nicht  verfehlen  wird. 

Auf  die  Beseitigung  von  Kinderarbeit  in  Glas- 
hütten wurde  im  Reichstage  besonderer  Wert  gelegt; 
in  der  Kommission  wird  betont,  dass  Kindern  der  Auf- 
enthalt in  den  Räumen,  wo  diese  Arbeit  stattfindet,  un- 
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bedingt  zu  verbieten  ist.  Der  Qrund  der  Regelung 
liegt  nahe:  die  überaus  grosse  gesundheitliche  Gefahr, 
die  für  Kinder  noch  mehr  als  für  Erwachsene  mit  dieser 
Arbeit  verbunden  ist,  erfordert  dringend  die  Entfer- 
nung von  Kindern  aus  solchen  Betrieben.  In  der 
Reichserhebung  von  1898  werden  besonders  die  Be- 
zirke Liegnitz  und  Breslau  angeführt  in  denen  diese 
Kinderbeschäftigung  vorgekommen  ist;  den  Gewerbe- 
aufsichtsberichten nach  findet  sie  sich  zuweilen  auch 
noch  in  anderen  Gegenden  Preussens  und  in  ver- 
schiedenen Bundesstaaten.  Ueberall  sind  die  Zu- 
widerhandlungen gegen  das  Verbot  der  Beschäftigung 
von  Kindern  in  Glashütten  im  Laufe  der  Jahre  geri^nger 
geworden.  Werden  auch  zuweilen  noch  Kinder  ent- 
deckt, die  gelegentliche,  kleine  Dienstleistungen  ver- 
richten, so  dürfen  solche  Ungesetzlichkeiten  trotz 
aller  ihnen  gebührenden  Missbilli.gung  kaum  eine 
andere  Bewertung  erfahren  als  die  Uebertretungen, 
denen  jedes  Gesetz  unterworfen  ist.  In  diesem  Sinne 
werden  die  Fälle  von  Kinderarbeiten  in  Glashütten 
auch  von  den  Auf  Sichtsbeamten  behandelt;  mit  Recht 
wird  einmal  darauf  hingewiesen,  dass  die  häufigen 
Revisionen,  denen  gerade  diese  Betriebe  ausgesetzt 
sind,  eine  dauernde,  unbemerkte  Beschäftigung  von 
Kindern  unmöglich  macht,  sodass  eigentlich  immer  das 
Gesetz  erfolgreich  in  Kraft  treten  kann. 

In  §  12  K.Scli.G.  wird  die  Beschäftigung  von  eige- 
nen Kindern  in  Motor  Werkstätten  verboten;  für  fremde 
Kinder  bestand  schon  früher  ein  reichsrechtliches  Ver- 
bot durch  §  154  Abs.  3  GG.  Den!  Bestimmungen,  die 
die  Verminderung  der  Unfallsgefahr  für  erwerbstätige 
Kinder  bezwecken,  ist  bis  auf  den  heutigen  Tag  ein 
voller  Erfolg  nicht  beschieden  gewesen;  in  den  Be- 
richten der  Gewerbeaufsicbtsbeamten  kehren  die  Mel- 
dungen von  Uebertretungen  dieser  Art  auch  in  der 
jüngsten  Zeit  immer  wieder.  Sie  sind  in  erster  Reihe 
darin  begründet,  dass  das  Verständnis  für  den  Sinn 
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des  Oeset2^s  fehlt,  weil  es  den  Aufenthalt  von  Kindern 
in  den  Räumen^  in  denen  Maschinen  stehen,  nicht  ver- 
bieten kann,  wenn  es  auch  jegliche  gewerbliche  Be- 
schäftigung in  diesen  Räumen  untersajgt.  Besonders 
gross  ist  der  Konflikt  in  der  Heimarbeit,  die  mit  motori- 
schen Kräften  arbeitet,  weil  Wohnraum  und  Werk- 
stätte in  einem  Räume  vereinigt  sind;  hier  ist  daher 
auch  der  Erfolg  des  Gesetzes  ganz  gering.  Eine  erheb- 
liche Zahl  von  Zuwiderhandlungen  findet  sich  im 
Kreise  kleiner  Gewerbetreibender,  die  immer  wieder 
suchen,  die  Hilfe  ihrer  eigenen  Kinder  zu  benutzen,  sie 
wohl  auch  die  Maschinen  mit  leichten  Handgriffen  be- 
dienen lassen.  Oft  verrät  erst  ein  Unglücksfall  die 
Uebertretung.  Fremde  Kinder  werden  im  allgemeinen 
seltener  in  kleinen  Werkstätten  beschäftigt,  dagegen 
geschieht  ihre  Heranziehung  zu  Hilfsarbeiten  recht 
häufig  in  grossen'  Betrieben,  wie  z.  B.  in  Druckereien. 
Die  ungesetzliche  Beschäftigung  von  Kindern  mit  Ver- 
packen von  Waren,  mit  Falten  und  Versenden  von 
Zeitungen  und  ähnlichen,  nicht  in  den  Maschinen- 
räumen stattfindenden  Arbeiten  wird  auch  in  letzter 
Zeit  in  den  Jahresberichten  mehrfach  erwähnt.  Oie  an 
sich  oft  gefahrlose  und  unscliädliche  Arbeit  fordert  zu 
Umgehungsversuchen  fast  heraus:  man  lässt  die  Kin- 
der in  anderen  Räumen  oder  im  Freien  arbeiten,  man 
vermietet  eigene  Räume  angeblich  an  die  Eltern  und 
lässt  diese  dort  ihre  eigenen  Kinder  zusammen  mit 
fremden  für  den  Betrieb  tätig  sein;  in  den  meisten 
Fällen  glaubt  man  damit  dem  Oesetz  genug  getan  zu 
haben.  Abgesehen  von  der  mangelnden  Einsicht  trägt 
zur  Uebertretung  gerade  dieses  Verbotes  auch  die  Er- 
laubnis bei,  dass  Kinder  für  solche  Betriebe  Boten- 
gänge übernehmen  dürfen;  so  kommt  es  recht  häufig 
vor,  dass  an  Stelle  der  gesetzmässigen  Beschäftigung 
mit  Warenaustragen  die  Kinder  zu  Hilfeleistungen 
innerhalb  des  Betriebes  selbst  herangezogen  werden. 
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Im  allgemeinen  ist  jedoch  von  der  Kinderarbeit  in 
verbotenen  Betrieben  zu  sagen,  dass  das  Kinder- 
schutzgesetz  ihre  Beseitigung  in  hohem  Masse  erreicht 
hat.  Die  Zahl  der  hier  ungesetzlich  erwerbstätigen 
Kinder  steht  in  keinem  Verhältnis  zu  den  Zuwider- 
handlungen gegen  das  Gesetz  in  anderen  Beschäfti- 
gungsarten. 

2.  Heimarbeit. 

Hat  das  Gesetz  die  Aufgabe,  in  verbotenen  Be- 
trieben Kinderarbeit  völlig  zu  beseitigen^  so  sollen  die 
Bestimmungen  die  Erwerbstätigkeit  der  Kinder  in 
anderen  Beschäftigungsarten  nur  beschränken,  d.  h.  sie 
auf  ein  dem  kindlichen  Organismus  angepasstes  Mass 
zurückführen.  Es  ist  daher  für  an  sich  erlaubte  Ar- 
beiten vorgeschrieben^  dass  die  dabei  beschäftigten 
Kinder  über  ein  bestimmtes  Sohutzalter  hinaus  sind, 
und  dass  Zeit  und  Dauer  der  Arbeit  den  kindlichen 
Hilfskräften  für  ihre  Schülpf licht  und  die  ihnen  nötige 
Ruhe  und  Erholung  genügend  Raum  lassen.  Es  liegt 
in  der  Natur  solcher  begrenzten  Vorschriften,  dass 
Uebertretungen  unschwer  möglich  sind,  ob  häufiger 
das  gesetzliche  Sdhutzalter  aus^ser  acht  gelassen  wird 
oder  öfter  Kinder  ungebührlich  lange  und  zu  verbote- 
nen Zeiten  mit  gewerblicher  Arbeit  beschäftigt  wer- 
den, wird  von  der  Erwerbstätigkeit  und  der  wirt- 
schaftlichen Lage  abhängen. 

In  der  Heimarbeit  hat  das  Gesetz  allgemein  mit 
einer  Kette  von  Missständen  zu  kämpfen.  Infolge  der 
niedrigen  Löhne  müssen  alle  Hilfskräfte  in  der  Fa- 
milie zur  Mitarbeit  herangezogen  wierden,  sodass 
auch  Kinder  irn  Schuitzalter  ihr  Teil  zum  Unterhalt  bei- 
tragen müssen;  die  grosse  Armut  der  Heimarbeiter 
zwingt  sie  zu  übermässig  langer  Arbeit,  vor  dem  Ab- 
lieferungstermin häufig  auch  zu  Nachtarbeit,  der  sich 
die  helfenden  Kinder  ebenfalls  nicht  entziehen  können. 
Der  Arbeitsraum  pflegt  gewöhnlich  auch  Wohn-  und 
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Schlafraum  zu  sein;  er  ist  daher  meist  unhygienisch, 
feucht,  schlecht  gelüftet,  mit  ungesunden  Dämpfen 
oder  Staub  erfüllt.  Die  in  vielen  Fällen  unterernährten, 
ungesunden  Kinder  leiden  umter  der  anstrengenden 
Arbeit  doppelt;  die  gebückte  Körperhaltung,  stunden- 
langes Sitzen,  das  Arbeiten  bei  besonders  im  Winter 
fast  ungenügender  Beleuchtung  wirkt  auf  ihre  Ent- 
wicklung höchst  schädHch.  Unverstand  der  Eltern 
sucht  dazu  nicht  selten  die  Leistungsfähigkeit  der 
kindlicher  Arbeiter  durch  stark  aufregende  oder  alko- 
holartige Getränke  zu  erhöhen.  Der  Kampf  mit  diesen 
Schädlichkeiten  ist  für  das  .Gesetz  in  den  meisten 
Fällen  nicht  erfolgreich  gewesen;  Kenner  der  Verhält- 
nisse in  der  Heimarbeit  Deutschlands  behaupten  sogar, 
dass  eine  Wirkung  des  Gesetzes  nicht  zu  spüren  und 
seine  Durchführung  den  Behörden  nicht  gelungen  sei. 
Dieses  Urteil  scheint  jedoch  in  vollem  Umfange  nicht 
aufrecht  erhalten  werden  zu  können.  Um  einen 
Schluss  daraus  ziehen  zu  können,  in  welchem  Masse 
CS  gelungen  ist,  die  gesetzlichen  Bestimmungen  bei 
allen  diesen  Schwierigkeiten  in  den  hausindustriellen 
Betrieben  zur  Geltung  zu  brin.gen,  sollen  in  Anlehnung 
an  die  in  der  Erhebung  von  1898  festgestellte  Kinder- 
arbeit in  den  einzelnen  Gewerbegruppen  einige  typi- 
sche Fälle  von  kindlicher  Erwerbstätigkeit  in  der 
Heimarbeit  herausgegriffen  und  ihre  Beeinflussung 
durch  das  Gesetz  untersucht  werden. 

a)  Textilindustrie. 
Der  grösste  Teil  aller  erwerbstätigen  Kinder, 
nämlich  46,84%,  war  1898  in  der  Textilindustrie  be- 
schäftigt, und  zwar  meistens  in  der  Heimarbeit.  Die 
statistische  Darlegung  der  verschiedenen  Beschäfti- 
gungsarten lässt  das  auch  ohne  weiteres  erkennen; 
in  der  Spinnerei  und  Weberei  handelt  es  sich  um 
Spulen,  Fädenknüpfen,  Spindeln  stecken,  Fransen 
drehen,  Wolle  haspeln  und  ähnliche  Hilfeleistungen. 
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Dazu  kommen  Häkelei  und  Stickerei,  Strickerei  und 
Wirkerei,  Posamentenfabrikation  und  Seilerei,  Ar- 
beiten, die  grösstenteils  im  Hause  ausgeführt  werden. 
Allein  das  Spulen  beschäftigte  im  Jahre  1898  55% 
aller  in  der  Textilindustrie  erwerbstätigen  Kinder;  der 
hohe  Prozentsatz  findet  seine  Erklärung  darin,  dass 
die  an  sich  leichte  und  einfache  Arbeit  des  Aufwickeins 
eines  Fadens  auf  die  Spule  schon  von  kleinen  und 
kleinsten  Kindern  verrichtet  werden  kann  und  dem 
Weber  durch  solche  Hilfe  erhebliche  Zeit  gespart  wird. 
Die  anderen  Beschäftigungsarten  sind  sehr  mannig- 
fach; auch  sie  bestehen  oft  nur  aus  einem  kleinen 
Handgriff,  zuweilen  allerdings  auch  aus  recht 
schwierigen  und  mühevollen  Arbeiten.  Die  grosse 
Rolle,  die  die  Kinderarbeit  in  der  Textilindustrie  spielt, 
wird  gekennzeichnet  durch  die  weitgehenden  Aus- 
nahmebestimmungen, die  für  fast  alle  Landesteile  bis 
1905,  für  die  besonders  vom  Kinderschutzgesetz  l>e- 
troffenen  Gebiete  im  Königreich  Sachsen  bis  1908  ge- 
währt worden  waren.  In  Sachsen  ist  auch  noch  bis 
Kriegsbeginn  der  Hauptsitz  der  kindlichen  Heimarbeit 
in  der  Textilndustrie  zu  suchen  gewesen;  ausserdem 
ist  sie  in  allen  Bundesstaaten  vertreten,  vornehmlich 
noch  im  Königreich  Preussen  in  der  Provinz  Schlesien. 

Die  Handweberei  hat  im  allgemeinen  die  früher 
von  Kindern  in  der  Heimarbeit  verrichteten  Vorarbei- 
ten an  Maschinen  abgegeben;  es  wird  daher  „die  Zahl 
der  Kinder,  die  Webgarne  treiben  und  spulen,  infolge 
vermehrter  Aufstellung  von  Treib-  und  Spulmaschinen 
in  den  Fabriken  von  Jahr  zu  Jahr  kleiner"^).  Diese 
Feststellung  trifft  nicht  nur  für  ganz  Sachsen,  sondern 
auch  für  Schlesien  zu,  und  zwar  besonders  für  die  Oe- 
birgsdörfer  des  Eulen-,  Waldenburger-  und  Riesen- 
gebirges, wo  die  Kinder  der  Handweber  früher  in 
grossem  Umfange  zu    Hilfeleistungen  herangezogen 
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worden  waren,  W  i  1  b  r  a  n  d  schildert  1906  die  Lage 
der  Weberbevöikerung  und  damit  auch  die  der  er- 
werbstätigen Kinder  in  der  Gebirgsgegend  sehr  ein- 
gehend und  vergleicht  das  dort  herrschende  Elend 
und  die  Not  mit  der  Lage  der  Weberbevölkerung  Eng- 
lands, wie  sie  1845  von  E  n  g  e  1  sO  gezeichnet  worden 
ist.  Inzwischen  haben  sich  allerdings  die  Verhältnisse 
erheblich  geändert.  Zwar  herrscht  im  kleinen  Kreise 
und  in  einzelnen  Orten  noch  immer  Weberelend,  aber 
es  werden  doch  in  der  Hauptsache  nur  noch  alte  Leute 
davon  betroffen,  die  sich  einer  anderen  Beschäftigung 
nicht  mehr  zuwenden  können.  Im  übrigen  hat  die  Ent- 
stehung grösserer  Fabrikbetriebe  bewirkt,  dass  den 
liauswebern  alle  einigermassen  lohnende  Arbeit  ent- 
zogen wurde,  und  dass  sich  die  jüngere  Generation  all- 
gemein der  Fabrikarbeit  zuwandte.  Nicht  zuletzt  hat 
auch  der  gewaltige  Aufschwung,  den  die  Oebirgsorte 
als  Sommerfrischen  und  Winter  Sportplätze  genommen 
haben,  zum  Aufgeben  der  bisher  geübten,  unlohnenden 
Beschäftigung  beigetragen.  Die  Kinderarbeit  ist  dieser 
Entwicklung  entsprechend  so  gut  wie  ganz  aus  der 
liandweberei  dieser  Gegenden  verschwunden;  der  ge- 
ringe Anteil,  den  sie  mit  Glätten  und  Falten  von 
Tüchern  und  ähnlichem,  gelegentlichen  Hilfsleistungen 
an  der  Textilindustrie  nimmt,  steht  in  den  seltensten 
Fällen  mit  dem  Kinderschutzgesetz  in  Widerspruch. 

Weit  bedenklicher  lagen  bis  zu  Kriegsbeginn  die 
Verhältnisse  in  den  Plüsch-,  Krimmer-  und  Teppich- 
webereien in  Katscher  O/S.,  in  denen  Kinder  im 
Frieden  mit  „Rutenstechen'*  und  Spulen,  und  bei  der 
Fertigstellung  von  Strickwaren,  Phantasiewaren  aus 
Wolle,  Seidenchinille,  Kunstseide  und  dergleichen  in 
Leobschütz  O/S.,  bei  der  Kinder  mit  Fransendrehen 
und  -knüpfen  u.  s.  w.  beschäftigt  wurden.  Nach  den 
Wahrnehmungen  der   Gewerbeaufsichtsbeamten  sind 

E  n  g  e  1  •;  Lage  der  arbtittndcn  KUseen  in  Eagland. 
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fremde  und  noch  mehr  eigene  Kinder  in  grossem  Um- 
fange zur  ungesetzHchen  Arbeit  herangezogen  worden, 
sowoIj!  inbezug  auf  das  zu  jugendliche  Alter  als  die  zu 
lange  Dauer  ihrer  Beschäftigung.  Die  Beschäftigung 
ist  zwar  rein  zahlenmässig  zurückgegangen,  in  der 
Hauptsache  ist  das  aber,  auch  nach  Meinung  der  Ge- 
werbeaufsicht, der  mit  zunehmender  Kenntnis  des  Ge- 
setzes wachsenden  Qeschickiichkeit  in  der  Umgehung 
des  Gesetzes  zuzuschreiben.  Fremde  Kinder  arbeiten 
z.  B.  am  gleichen  Tage  bei  verschiedenen  Arbeit- 
gebern, bei  jedem  nicht  über  die  zulässige  Arbeitszeit. 
Ueber  die  Verhältnisse  der  armen  Weber  in  Katscher 
gibt  der  Bericht  für  1910^)  näheren  Aufschluss,  in  dem 
geschildert  wird,  wie  noch  kaum  schulpflichtige  Kin- 
der angestrengt  helfen  müssen.  Die  grosse  Armut  der 
Bevölkerung  zwingt  zur  Heranziehung  der  Kinder- 
arbeit; der  drückenden  Notlage  gegenüber  ist  das  Ge- 
setz machtlos. 

Im  allgemeinen  ist  aber  jedenfalls  ein  Rückgang 
der  Kinderarbeit  in  der  Weberei  zu  verzeichnen,  der  in 
der  Hauptsache  der  Einführung  von  Maschinen  und 
der  Erweiterung  der  Fabrikbetriebe  zuzuschreiben  ist. 
In  welchem  Masse  das  Gesetz  seinerseits  Anlass  zu 
den  technischen  Verbesserungen  gegeben  hat,  lässt  sich 
natürlich  schwer  nachweisen;  ohne  Zweifel  wird  auch 
zuweilen  Rücksicht  auf  das  Kinderschutzgesetz  bei 
derartigen  Neuanschaffungen  von  Einfluss  gewesen 
sein.  Wenn  allerdings  die  Heimarbeiter  selbst  vor  die 
Frage  gestellt  wurden,  maschinelle,  die  erwerbstätigen 
Kinder  entlastende  Hilfsmittel  anzuschaffen,  so  ver- 
hielten sie  sich  meistens  ablehnend  dazu,  und  die  sich 
darum  bemühenden  Beamten  stiessen  auf  Widerstand. 
Der  Hauptgrund  für  die  Abneigung  gegen  die  An- 
schaffung von  Maschinen  ist  die  Verteuerung  der  Pro- 
duktion; so  befürchteten  die  Plauenscher  Sticker,  dass 
durch  die  Beschränkung  der  Kinderarbeit  die  Industrie 

•)  Jahresbericht  für  Preussen,  1910,  S.  184. 
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nicht  mehr  lebensfähig  sein  würde.  Daher  beschäf- 
tigten viele  Matndmaschinensticker  immier  noch  eigene 
Kinder  mit  Fädeln,  nachdem  es  schon  längst  eine 
Fädelmaschine  gab,  die  die  Arbeit  schneller  verrichten 
und  Augen  und  Nerven  der  Kinder  schonen  kann. 
„Die  Fädelmaschine  wird  häufig  erst  dann  zu  Hilfe 
genommen,  wenn  eigenie  Kinder  durch  bezahlte  Hilfs- 
kräfte ersetzt  werden  müssen''^). 

Ein  anderer  Qrund,  der  die  geringe  Wirkung  des 
Gesetzes  oder  sein  gänzliches  Versagen  erklärlich 
macht,  ist  das  Bestreben,  den  Kindern  schon  möglichst 
früh  die  Geschicklichkeit  beizubringen,  um  ihre  Leis- 
tungsfähigkeit zu  erhöhen.  Diese  Ueberlegung  spielt 
vornehmlich  in  der  Spitzen-  und  Perlenindustrie  eine 
Rolle,  die  sowohl  im  Königreich  Sachsen  als  in  Bayern, 
in  der  Oberpfalz,  in  Mittelfranken  und  im  Spessart 
blühen.  Gerade  in  der  Spitzenindustrie  sind  Kinder- 
hände zum  Klöppeln,  für  die  Plauensche  Näherei,  zum 
Häkeln  und  Perlenaufnähen  besonders  geeignet;  dazu 
kommt,  dass  die  Tätigkeit  der  Kinder  vielen  Ortes 
durch  Klöppelschulen  und  Stickereikurse  noch  geför- 
dert wurde.  Die  ungesetzliche  Kinderarbeit  ist  daher 
in  allen  diesen  Bezirken  recht  hoch,  die  Zahl  der  über- 
riaiipt  gewerblich  tätigen  Kinder  im  Laufe  der  Jahre 
eher  gewachsen  als  gefallen. 

Schliesslich  entgehen  alle  die  Gebiete  der  Beein- 
flussung des  Gesetzes  vollständig,  in  denen  seine  Ver- 
breitung und  Kenntnis  nicht  allgemein  ist.  Gerade  bei 
der  Textilhauisindustrie,  die  sich  in  vielen  abgelegenen 
Orten  aufhält  und  deren  Heimarbeiter  mit  der  Aussen- 
weit  fast  garnicht  in  Berührung  kommen,  ist  das 
ausserordentlich  häufig  der  Fall.  Durch  die  Registrier- 
pflicht des  Hausarbeitsgesetzes  sind  zahlreiche  Ver- 
stecke der  Kinderarbeit  ausfindig  gemacht  worden; 
so  stellte  sich  1912  heraus,  dass  in  Annaberg  im  Erz- 
gebirge viele  Kinder  in  der  Posamentenindustrie  in 

»)  Jahresbericht  für  Sachsen  1909.    S.  258. 
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urigesetzmässiger  Weise  beschäftgt  wurden.  Auch  in 
der  Haarnetzindustrie  in  Elsass-Lothringen  wurde  vor 
dem  Kriege  in  vielen  verstreut  liegenden  Ortschaften 
die  übermässige  Kinderarbeit  vergeblich  bekämpft.  . 

b  j  Industrie  der  Holz-  und  S  c  h  n  i  t  z  s  t  o  f  f  e. 

Einen  erheblichen  Anteil  an  der  Kinderbeschäfti- 
gung fordert  die  Industrie  der  Holz-  und  Schnitzstoffe, 
soweit  sie  der  Hausindustrie  angehört;  dafür  zeugen 
die  gleichfalls  in  dieser  Qewerbegruppe  für  einen 
grossen  Teil  der  Beschäftigungsarten  erlassenen  Aus- 
nahmebestimmungen, die  erst  1908  abgelaufen  waren. 
Kinderarbeit  findet  sich  bei  der  Anfertigung  von  Zünd- 
holzschachteln, beim  Flechten  von  Körben,  Stühlen, 
Strohhülsen  und  Strohhüten,  bei  der  Herstellung  von 
Holzspielwaren  und  in  der  Bürsten-  und  Pinselfabri- 
kation. Die  meisten  Kinder  waren  1898  in  Preussen  in 
dieser  Qewerbegruppe  tätig,  und  zwar  wurden  sie 
hauptsächlich  in  Schlesien  uind  da  mit  der  Anfertigung 
von  Zündholzschachteln  beschäftigt.  Dr.  Gustav 
L  a  n  g  e^)  schildert  1890  die  Ausbeutung  von  Kindern 
in  der  Grafschaft  Glatz;  oft  schon  von  3  Jahren  an 
mussten  sie  den  ganzen  Tag  über,  zuweilen  von  4  Uhr 
früh  bis  9  Uhr  abends,  tätig  sein;  nicht  viel  besser  war 
es  in  den  Bezirken  Liegnitz  und  Breslau.  Inzwischen 
hat  diese  Beschäftigung  abgenommen;  im  Jahre  1912 
ist  die  Kinderarbeit  in  der  Grafschaft  Glatz  von  1591 
Kindern,  die  1910  erwerbstätig  waren,  auf  491  zurückge- 
gangen. Auch  wenn  diese  Zahlen  nur  mit  grösster  Vor- 
sicht betrachtet  werden  können,  so  finden  sie  doch  ihre 
Bestätigung  in  der  Tatsache,  dass  die  Schachtelfabri- 
kation im  Kreise  Habelschwerdt  unter  dem  Mangel  an 
Aufträgen  sehr  zu  leiden  hatte  und  dass  sich  eine 
grosse  Fabrik  überhaupt  der  Herstellung  anderer  Ar- 
tikel zuwandte.  Auch  in  Breslau  und  Liegnitz  nahm 
die  gewerbliche  Arbeit  der  Kinder  in  der  Zündholz- 


*)  Schrifteu  des  Veieius  für  Soziitlpolitik  Bd.  XLII. 
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schachtelmacherei  infolge  veränderter  Fabrikationsbe- 
dingungen ab;  die  Berichte  der  Qewerbeaufsichtsbe- 
amten  enthalten  keine  Erwähnung  mehr  von  ihr, 
jedenfalls  eine  Bestätigung  dafür,  dass  besonders  be- 
merkenswerte Verhältnisse  nicht  vorHegen.  Der  Er- 
folg ist  allerdings  dabei  kaum  dem  Gesetz  zuzuschrei-* 
ben;  auch  die  Qewerbeauf Sichtsberichte  glauben  von 
dem  Rückgang  der  Kinderarbeit  nicht,  dass  er  eine 
Wirkung  der  Vorschriften  sei.  Ebenso  wird  man  ihren 
Einfluss  auf  die  Verminderung  der  früher  in  Ober- 
bayern blühenden  Schachtelheimarbeit  der  Kinder 
nicht  allzu  hoch  anschlagen  können,  wenn  man  be- 
rücksichtigt, dass  eine  beteiligte  Fabrik  diese  Haus- 
industrie schon  1908  nur  noch  bestehen  Hess,  um  den 
Meimarbeitern  den  kargen  Verdienst  nicht  zu  nehmen, 
obwohl  sie  die  Schachteln  auf  maschinellem  Weg 
billiger  hätte  herstellen  können. 

Die  Flechtereien  aller  Art  sind  eine  besonders  be- 
liebte Kinderarbeit;  dabei  ist  das  Rohrflechten  von 
Stuhlsitzen  recht  anstrengend  für  Finger  und  Arme 
abgesehen  davon,  dass  diese  Beschäftigung,  da  das 
Rohr  geschwefelt  ist,  Husten  und  Halsweh  erregt. 
Diese  Kindertätigkeit  findet  sich  in  allen  Landesteilen 
welchen  Einfluss  das  Gesetz  darauf  gehabt  hat,  lässt 
sich  aber  kaum  fesstellen.  Es  dürfte  besonders  dann 
schwer  sein,  den  Vorschriften  Geltung  zu  verschaffen, 
wenn  die  Heimarbeit  sich  in  einzelnen  Familien  ab- 
spielt und  nicht  gemeindeweise  ausgeführt  wird.  Eben- 
sowenig wird  über  den  Erfolg  des  Gesetzes  bei  der 
Herstellung  von  Flaschenhülsen,  in  Hannover  und 
Westfalen  in  hohem  Masse  Kinderarbeit  war,  von  den 
Gewerbeaufsichtsbeamten  ausgesagt.  Es  wird  nur  all- 
gemein erwähnt,  dass  die  Durchführung  des  Gesetzes, 
besonders  bei  eigenen  Kindern,  mit  grossen  Schwierig- 
keiten verknüpft  sei.  In  Sachsen  ist  in  der  Erzge- 
birgischen  Stroh-  und  Bastflechterei  die  verfrühte  Er- 
werbstätigkeit der  Kinder  dadurch  gefördert  worden, 
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dass  die  Flechtschulen  Kinder  vom  ersten  Schuljahr 
annehmen;  die  dort  erworbene  Fertigkeit  wurde  dann 
in  der  Hausindustrie  schnell  verwertet. 

Ein  Rückgang  der  Kinderbeschäftigung  und  der 
damit  verknüpften  Ungesetzlichkeiten  ist,  wie  immer 
erneut  sich  herausstellt,  doch  hauptsächlich  nur  da  zu 
verzeichnen,  wo  die  Heimarbeit  an  sich  zurü<;kgeht. 
So  ist  wohl  der  Hauptgrung  für  die  merkbare  Ver- 
minderung der  erwerbstätigen  Kinder  in  der  Holz- 
schuhmacherei und  Strohflechterei  in  Baden,  wie  sie 
in  den  seit  1909  regelmässig  im  Frühjahr  und  im 
Herbst  vorgenommenen  Schulerhebungen  sich  zeigt, 
darin  zu  suchen,  dass  die  Gewerbe  immer  mehr  im  Ab- 
nehmen begriffen  sind.  Ebenso  ist  in  Elsass-Lothrin- 
gen  das  die  kindlichen  Arbeiter  übermässig  an- 
strengende Strohhutflechten  erst  zurückgegangen,  als 
schlechter  Geschäftsgang  die  Heimarbeit  verringerte; 
trotzdem  ist  es  auch  dann  dem  Gesetz  nicht  gelungen, 
die  schädliche  Kinderarbeit  zu  beseitigen.  Nur  einmal 
wird  auf  einen  Erfolg  des  Gesetzes  ausdrücklich  hinge- 
wiesen: in  den  Arndtschen  Monographien^)  wird 
erwähnt,  dass  in  der  Weidenschälerei  im  Spessart,  in 
der  früher  Kinder  zu  übermässig  langer  Arbeit  heran- 
gezogen wurden,  die  Kinderarbeit  durch  mehrmaliges 
Eingreifen  der  bayrischen  Regierung  sehr  einge- 
schränkt worden  sei. 

Immer  wieder  wird  die  Bemerkung  gemacht,  dass 
das  Gesetz  nichts  vermag,  wenn  die  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  die  Heranziehung  von  Kindern  zur  Er- 
werbsarbeit fordern.  So  zwingt  in  der  Holzspielwaren- 
iridustrie  der  Kreishauptmannschaft  Chemnitz  die  fort- 
dauernde Steigerung  der  Lebensmittel  Frauen  und 
Kinder  zum  Miterwerb,  und  trotzdem  in  einigen  Orten 
des  flauen  Geschäftsganges  wegen  die  Beschäftigung 
schulpflichtiger  Kinder  zurückging,  ist  die  Gesamtzahl 

*)  Ä  r  n  d  t,  a  a.O.:  S.  118  Dr,  Köster,  Die  Weideiigchälerei 
in  Sendelbach  (Spesßart). 
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der  erwerbstätigen  Kinder  noch  gestiegen.  !n  der 
Erzgebirgischen  Spiel-  und  Holzwarenindustrie  wird 
die  1906  verzeichnete  Abnahme  der  Kinderarbeit  nur 
mit  den  technischen  Fortschritten  in  Zusammenhang 
gebra'cht;  auch  hier  ist  der  Einfluss  des  Gesetzes  nicht 
zu  spüren.  Die  Eltern  der  Kinder  sind  nämlich  nur 
schwer  von  Ungesetzlichkeiten  zu»  überzeugen,  beson- 
ders dann,  wenn  die  Einführung  einer  noch  so  kleinen, 
motorischen  Kraft  die  Mitarbeit  der  Kinder  verbietet, 
wie  es  gerade  innerhalb  dieser  Heimarbeit  zahlreich 
vorkommt.  —  Einen  Erfolg  hat  das  Oesetz  anscheinend 
in  Baden  bei  der  kindlichen  Bürsten-  und  Pinsel- 
macherei  gehabt,  einer  Beschäftigung,  die  der  damit 
verbunden  Staubentwickelung  wegen  für  Kinder  höchst 
schädlich  ist,  besonders  wenn  sie  in  zu  jungem  Alter 
und  übermässig  lange  Zeit  dabei  tätig  sind.  Die  über- 
aus sorgfältigen  Bemühungen  aller  zuständigen  Stellen 
in  Baden  haben  die  im  Charakter  dieser  Heimarbeit 
liegende  Möglichkeit  zur  Beseitigung  der  Kinderarbeit 
wahrscheinlich  wirksam  unterstützt. 

c)  Bekleidungsgewerbe. 
An  3.  Stelle  stand  im  Jahre  1898  die  Zahl  der  im 
Bekleidungsgewerbe  beschäftigten  Kindern.  Kinder- 
heimarbeit ist  neben  Schneiderei  und  Näherei  auch  bei 
der  Anfertigung  künstlicher  Blumen,  der  Verarbeitung 
von  Federn,  der  Herstellung  von  Schuhen,  Hand- 
schuhen und  Korsetts,  der  Verarbeitung  von  Fellen 
(Hasenhaarschneiderei)  und  Pelzen  vertreten.  Die 
Beeinflussung  der  kindlichen  Erwerbsarbeit  durch  das 
Gesetz  unterliegt  hier  natürlich  denselben  Bedingungen 
wie  in  den  anderen  Gewerbegruppen.  So  wird  die 
Hilfe  in  der  Konfektions-  und  Wäsohenäherei  kaum 
erfasst,  solange  die  Registrierpflicht  des  Hausarbeits- 
gesetzes i;iicht  vollständig  durchgeführt  ist;  aber  auch 
bei  besseren  Revisionsmöglichkeiten  wird  die  an  sich 
übrigens  nicht  zu  den  schlimmsten  Kinderarbeiten  ge- 
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hörige  Hilfe  durch  Knöpfeannähen,  Fädenknüpfen  und 
Abschneiden  nur  schwer  zu  beaufsichtigen  sein,  weil 
sie  sich  hauptsächlich  in  den  Grossstädten  abspielt,  in 
denen  eine  dauernde  Beobachtung  der  Familie  sehr 
erschwert  ist.  Unbekannt  ist  das  Gesetz  noch  1909  in 
der  Hasenhaarschneiderei  und  Fellzurichterei  im 
Rhein-Mainischen  Wirtschaftsgebiet^)  gewesen.  Eine 
Beeinflussung  dieser  für  Kinder  infolge  der  Staubent- 
wicklung höchst  ungesunden  Beschäftigung  durch  die 
gesetzlichen  Vorschriften  war  noch  nicht  zu  merken; 
von  einer  Kontrolle  hatte  niemand  etwas  vernommen. 
Aehnlich  verhielt  es  sich  auch  bei  der  Blumenhaus- 
industrie in  einigen  Ortschaften  des  Münchener  Be- 
zirks, in  der  erst  1913  bei  der  Eingemeindung  über- 
mässige Kinderarbeit  vorgefu/nden  wurde,  auf  die  bis- 
her der  Schutz  des  Gesetzes  nicht  angewandt  worden 
war.  Die  Industrie  der  künstlichen  Blumen  be- 
schäftigte überhaupt  in  sehr  vielen  Landesteilen  Kin- 
der, und  da  diese  Heimarbeit  gerade  von  der  ärmsten 
Bevölkerung  ausgeübt  wird,  ist  auch  dort,  wo  man 
Arbeiter  und  Arbeitgeber  kennt,  die  Durchführung  des 
Gesetzes  sehr  wenig  erfolgreich;  im  allgemeinen  bil- 
det nicht  nur  in  Bayern  die  Blumenfabrikation  ein 
trübes  Bild.  Der  Wert,  den  man  in  dieser  Heimarbeit 
auf  die  Hilfe  der  Kinder  zu  legen  gewohnt  war,  zeigt 
s.ich  wieder  in  den  Ausnahmebestimmungen,  die  für 
Sachsen,  Württemberg  und  Baden  bis  1908  Gültigkeit 
hatten.  Besonders  aussichtslos  ist  die  Lage  in  Sachsen. 
Nicht  nur,  dass  das  Gesetz  gegen  die  Kinderarbeit  in 
dieser  Heimarbeit  nichts  ausrichten  kann,  die  Zahl  der 
kindlichen  Heimarbeiten  wächst  auch  noch  mit  der 
sich  stetig  ausdehnenden  Industrie.  Der  Bericht  der 
sächsischen  Auifsichtsbeamten  für  1911  führt  über  die 
Verhältnisse  folgendes^)  an,  was  auch  für  die  Blumen- 

»)  Arndt:  a  aO.  S  842  Job.  Heiden,  Hasenhaarschneiderei 
und  FeUzuriehterei     S.  S42. 

j&hresbericlit  für  Sachsen  1911.    S.  '22. 
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industrie  anderer  Landesteile  gilt:  „Nach  wie  vor 
bietet  die  Industrie  künstlicher  Blumen  und  Blätter 
durch  gesetzwidrige  Heranziehung  selbst  kleiner  Kin- 
der die  grössteri  Schwierigkeiten,  und  die  Beamtinnen 
nehmen  wiederholt  Anlass,  darauf  hinzuweisen,  dass 
die  an  sich  ganz  leicht  erscheinenden  Arbeiten  doch 
auf  das  Nervensystem  der  Kinder  einen  schädlichen 
Einfluss  ausüben  müssen".  So  werden  trotz  aller  Be- 
mühungen der  Beamten  im  Jahre  1913  noch  1175  Kin- 
der als  in  der  Blumenindustrie  erwerbstätig  ermittelt, 
von  denen  329  ungesetzlich  beschäftigt  wurden,  ganz 
abgesehen  von  den  nicht  von  der  Feststellung  erfassten. 
Ein  Rückgang  der  Kinderarbeit  gegen  1911,  wo  1641 
Kinder  überhaupt  mit  Blumenmachen  beschäftigt  ge- 
funden worden  waren,  darunter  474  Kinder  unter  10 
Jahren,  kann  nicht  angenommen  werden,  da  1913 
„viele  der  Blumenheimarbeiterinnen  wegen  stillen  Ge- 
schäftsganges nur  schwach  oder  zeitweilig  garnicht 
beschäftigt  werden  konnten"^),  also  auch  eine  Anzahl 
Kinder  ihre  Beschäftigung  verloren  haben  dürften. 
Ausserdem  sind  rein  äusserlich  die  Zahlen  kaum  zu 
vergleichen,  weil  die  Anzahl  der  Revisionen,  von  der 
die  Zahl  der  ermittelten  erwerbstätigen  Kinder  ab- 
hängt, in  beiden  Jahren  nicht  angegeben  ist.  Auch  in 
Baden  ist  das  Gesetz  der  Lage  der  Heimarbeiter  in  der 
Blumenindustrie  gegenüber  machtlos,  obwohl  diese 
Tätigkeit  der  Kinder  dort  von  beschränktem  Umfang 
ist.  In  den  Orten  Bühl,  Lauf  und  Walldürn  arbeiten 
Kinder  an  der  Herstellung  von  Myrthen-,  Vergiss- 
meinnicht  und  Laubblättern.  B  i  1 1  m  a  n  n^)  erwähnt 
1906,  dass  in  Lauf  zwar  nicht  fremde,  wohl  aber 
eigene  Kinder  unter  Ueberschreitung  d'er  Arbeitszeit 
beschäftigt  wurden.  Die  Kinder  mussten,  oft  gegen 
den  Wunsch  der  Eltern,  zur  Heimarbeit  herangezogen 
werden,  da  der  Ertrag  der  Landwirtschaft  und  der 

*)  Jahresbericht  für  Sachseu  1»13.    S.  72. 
*)  B  i  1 1  m  a  D  n,  a.a.O.  S.  845. 
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Verdienst  der  Eltern  zum  Leben  nicht  ausreichten. 
Der  Rückgang  der  Kinderarbeit,  der  sich  neuerdings 
in  den  Erhebungen  ausspricht,  ist  sehr  gering;  das 
lässt  darauf  schhessen,  dass  das  Gesetz  angesichts 
der  wirtschaftlichen  Lage  der  Bevölkerung  auch  jetzt 
nur  wenig  oder  nichts  ausrichten  kann. 

Dass  gesetzmässige  Zustände  noch  schwerer  er- 
reicht werden,  wenn  sich  die  Kinder  für  gewisse  Be- 
schäftigungsarten besonders  eignen,  zeigt  sich  auch 
fiier  wieder  und  zwar  in  der  Württemberger  Korsett- 
industrie. Kinderhände  müssen  Streifen  bücken, 
Knöpfe  fädeln,  Stäbchen  stecken  und  Schnüre  wickeln, 
lauter  einfache  Handreichungen,  die  die  Arbeit  der  Er- 
wachsenen erheblich  fördern  und  bei  der  Erzielung 
einer  einigermassen  lohnenden  Einnahme  nur  schwer 
zu  entbehren  sind.  Die  Schädlichkeit  der  an  sich 
leichten  Arbeit  liegt  in  der  übermässig  langen  Be- 
schäftigung, der  auch  schon  Kinder  in  sehr  jungem 
Alter  ausgesetzt  sind  und  die,  sich  meist  in  ungesunden 
Räumen  abspielend,  die  körperliche  Entwicklung  der 
Kinder  ungünstig  beeinflusst.  Das  Gesetz  hat  bisher 
wenig  erreicht;  der  wirkliche  Umfang,  in  dem  Kinder 
zu  der  Heimarbeit  herangezogen  werden,  hat  sich  noch 
nicht  einmal  feststellen  lassen,  und  der  Grund  des 
sonst  beobachteten  Rückganges  dieser  kindlichen  Er- 
werbstätigkeit wird  von  der  Gewerbeaufsicht  selbst 
nur  mit  Vorbehalt  in  der  Wirksamkeit  des  Gesetzes 
gesucht.  Die  verständliche  Zurückhaltung  der  Eltern 
bei  Angaben  über  die  für  den  Lebensunterhalt  so  nötige 
Kinderarbeit  wird  viel  eher  als  Anlass  der  vermin- 
derten Ermittelung  zu  betrachten  sein. 

Ebensowenig  ist  ein  Rückgang  der  Kinderbe- 
schäftigung in  den  Fällen  dem  Gesetz  zuzuschreiben, 
in  denen  eine  erloschene  Industrie  die  Hilfskräfte  der 
Kinder  nicht  mehr  benötigt,  wie  es  bei  der  Herstellung 
von  Federschmuck  in  Schlesien  der  Fall  war.  Im  Be- 
zirk Oels  wurde  1908  eine  grosse  Anzahl  von  Kindern 


mit  dieser  in  hygienischer  und  sicherheitspolizeilicher 
Hinsicht  sehr  bedenklichen  Arbeit  beschäftigt,  die  aber 
infolge  des  Eingehens  der  Fabrik  ein  Ende  nahm. 
Aehnlich  war  es  auch  mit  dem  Endschuhflechten  auf 
dem  Heuberg,  bei  welcher  weit  über  ihre  Kräfte 
gehenden  Beschäftigung  zahlreiche  Kinder  oft  schon 
mit  4  oder  5  Jahren  helfen  mussten,  damit  die  Fa- 
milien überhaupt  einen  nennenswerten  Verdienst  er- 
zielen konnten.  Erst  als  das  Endschuhflechten  infolge 
spärlicher  Aufträge  einging,  hörte  auch  die  Kinderar- 
beit auf,  die  vorher  mit  Hilfe  des  Gesetzes  nicht  zu  be- 
seitigen gewesen  war. 

Wie  weit  die  gesetzliche  Beschränkung  der  Kin- 
derarbeit zur  Einführung  von  Maschinen  beigetragen 
hat,  die  in  neuester  Zeit  in  der  Württemberger  Trikot- 
warenindustrie das  früher  von  Kindern  ausgeführte 
Fädenabschneiden  und  Knöpfeannähen  in  den  Fabriken 
besorgen,  steht  dahin;  zweifellos  sind  aber  die  Forde- 
rungen der  gesetzlichen  Vorschriften  in  diesem  Falle 
auch  von  Einfluss  gewesen. 

d)  Industrie  der  Nahrungs-  und  Genuss- 

mittel.  - 

In  der  Industrie  der  Nahrungs-  und  Gen'ussmittel 
ist  das  Rippen  von  Tabak  und  das  Einwickeln  von 
Bonbons  eine  althergebrachte  Kinderbeschäftigung,  die 
sich  fast  überall  in  Deutschland  findet.  Erwähnens- 
wert wegen  der  dabei  verwendeten  Kinderarbeit  ist 
auch  noch  die  Lebküchlerei,  die  Nudel-  und  Makka- 
ronifabrikation,  die  Vorbereitung  von  Gemüsen  für 
Konservefabriken,  sowie  Fischzubereitung. 

Die  Zigarrenheimarbeit  findet  sich  überall,  in 
Preussen  namentlich  in  den  Provinzen  Westfalen, 
Hannover,  Rheinland  und  Hessen-Nassau.  Leider  sind 
die  Berichte  der  preussischen  Gewerbeaufsichtsbe- 
amten teilweise  so  knapp,  dass  sich  aus  ihnen  ein 
rechtes  Bild  über  die  Zigarrenheimarbeit  der  Kinder 
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im  allgemeinen  nicht  gewinnen  l^sst.  Schliesst  man 
aber  von  den  Angaben  einzelner  Bezirke  auf  die  Ver- 
hältnisse in  anderen  Gegenden,  in  denen  die  Zigarren- 
industrie vertreten  ist,  eine  Folgerung,  die  durchaus 
gerechtfertigt  sein  dürfte,  so  zeigt  sich,  dass  das  Ge- 
setz bisher  wirkungslos  den  Uebelständen  dieser 
Kinderarbeit  gegenübergestanden  hat.  Denn  Uebel- 
stände  sind  es  in  der  Tat,  die  notwendig  bekämpft  wer- 
den müssen;  zu  der  Ueberanstrengung  der  Kinder,  zu 
ihrer  Beschäftigung  im  jugendlichen  Alter  mit  der 
allerdings  einfachen  Arbeit  des  Tabakrippens,  zu  allen 
Nachteilen,  die  eine  intensiv  betriebene  Kinderarbeit 
in  Heimwerkstätten  hat,  kommt  bei  dieser  noch  die 
ungesunde  Luft,  der  Tabaksstaub,  den  die  Beschäfti- 
gung mit  sich  bringt.  Gerade  hier  aber  bleibt  das  Ge- 
setz erfolglos,  weil  die  primitive  Arbeit  des  Tabak- 
rippens als  Mittel  zum  Lebensunterhalt  von  der 
ärmsten  Bevölkerung  gewählt  wird,  die  eine  andere 
Beschäftigung  nicht  findet  und  die  Hilfe  von  Frau  und 
Kind  braucht,  um  ihr  Leben  fristen  zu  können.  Wie 
verbreitet  das  Tabakrippen  von  Kindern  unter  unge- 
setzlichen Bedingungen  ist,  zeigen  beispielsweise  die 
Angaben  der  Mindener  Gewerbeaufsichtsbeamten. 
Allein  im  Kreise  Herford  wurden  im  Jahre  1909  264 
eigene,  99  fremde  Kinder  ermittelt,  bei  denen,  die  Be- 
schäftigung nicht  mit  den  gesetzlichen  Bestimmungen 
in  Einklang  stand,  und  1912  werden  504  eigene,  5 
fremde  Kinder  als  in  der  Zigarrenindustrie  erwerbs- 
tätig festgestellt.  Der  kleine  Fortschritt,  der  sich  den 
Ermittlungen  von  1910  gegenüber  zeigt,  wo  1589 
Schulkinder  (900  eigene)  in  der  Zigarrenindustrie  be- 
schäftigt waren,  ist  kaum  dem  Gesetz  zuzuschreiben. 
In  den  fraglichen  Jahren  hat  sich  nämlich  infolge  der 
wenig  befriedigenden  Geschäftslage  die  Zahl  der  Heim- 
arbeiter in  der  Zigarrenindustrie  unter  dem  Druck  der 
Verhältnis-se  um  ungefähr  20%  vermindert,  und  dem- 
gemäss  ist  natürlich  auch  die  Zahl  der  kindlichen  Er- 
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werbstäti'gen  zurückgegangen.  Aehnlich  ist  es  im  Be- 
zirk Hildesheim,  in  dem  allerdings  schon  1909  be- 
hauptet wird,  dass  „die  Abstellung  dieser  unzulässigen 
Beschäftigung  veranlasst  und  überwacht  wurde"^). 
In  späteren  Berichten  wird  nur  allgemein  von  zahl- 
reichen Zuwiderhandlungen  gesprochen;  man  wird 
nicht  fehlgehen,  wenn  man  sie  mit  der  Zigarrenheim- 
arbeit in  Verbindung  bringt.  Im  Bezirk  Kassel  wurde 
in  dem  Taunusstädtchen  Orb  infolge  sorgfältig  aufge- 
stellter Schullisten  die  starke  Beschäftigung  von 
Schulkindern  mit  Tabakrippen  festgestellt;  Ueber- 
tretungen,  besonders  Nichtbeachtung  des  Schutz- 
alters, waren  überaus  häufig.  Die  Aufsichtsbeamten 
haben  sich  bemüht,  hierin  Wandel  zu  schaffen;  ob  es 
ihnen  gelungen  ist,  wird  späterhin  nicht  angegeben. 
Immerhin  gibt  zu  denken,  wenn  sich  im  Jahre  1913 
herausstellt,  dass  die  Hausindustrie,  vornehmlich  die 
Zigarrenheimarbeit,  im  Bezirk  viel  stärker  und  viel- 
seitiger vertreten  ist,  als  man  zuerst  annahm.  Auch 
im  Bezirk  Danzig  entdeckte  man  erst  lange  nach  In- 
krafttreten des  Gesetzes  eine  bis  dahin  nicht  bekannt 
gewesene,  umfangreiche  Kinderarbeit  in  der  Zigarren- 
industrie, in  der  Kinder  schon  vom  6.  Lebensjahre  an 
zum  Entrippen  von  Tabak  herangezogen  wurden. 
Selbst  in  Baden,  wo  von  der  Kinderarbeit  in  allen  Haus- 
industrien im  Jahre  1913  behauptet  wird,  dass  sie 
immer  mehr  abnehme,  ist  in  der  Zigarrenheim arbeit 
keine  Abnahme  zu  spüren.  Die  gänzliche  Wirkungs- 
losigkeit des  Gesetzes  wird  noch  stärker  beleuchtet 
durch  die  Fesstellung,  dass  die  Zigarrenheimarbeit  an 
sich  dauernd  zurückgeht,  weil  viele  Fabriken  infolge 
der  Bestimmungen  vom  1.  1.  1913  Neubauten  er- 
richteten und  nur  noch  in  geringem  Umfange  Haus- 
arbeit ausgeben.  Die  Zahl  der  dabei  beschäftigten 
Kinder  beträgt  nahezu  die  Hälfte  aller  überhaupt  er- 

>)  Jahreibericht  f.  PreuBien,  1909,  S.  «66. 


werbstätigen  Kinder;  die  Uebertretungen  hinsichtlich 
der  Dauer  der  Beschäftigung  und  der  Nichtachtung 
des  Schutzalters  sind  erschreckend.  Das  Gesetz  ist 
dem  Zwange  der  Verhältnisse  gegenüber  machtlos; 
erst  dem  Tabaksteuer gesetz  vom  Jahre  1909  gelingt  es, 
die  Anzahl  der  tabakrlppenden  Kinder  um  25%  zu  ver- 
mindern, ein  Erfolg,  der  dem  Kinderschutzgesetz  nie- 
mals beschieden  gewesen  ist.  Im  Jahre  1913  ist  so- 
wohl die  Zahl  der  überhaupt  beschäftigten  Kinder  wie 
die  der  ungesetzlich  erwerbstätigen  stark  angestiegen. 
—  Obgleich  im  Königreich  Sachsen  die  Zigarrenheim- 
arbeit hinter  den  anderen  Kinderbeschäftigungen  zu- 
rücktritt, machen  sich  doch  dieselben  Erscheinungen 
bemerkbar.  Ersichtlich  wird  zwar  dieser  liausindu- 
striellen  Kinderarbeit  von  den  Aufsichtsbehörden 
weniger  Interesse  geschenkt  als  den  überwiegenden 
sonstigen  Beschäftigungsarten.  So  wird  auch  einmal 
gelegentlich  erwähnt,  dass  sich  die  Revision  der 
Zigarrenheimarbeit  bezüglich  des  Kinderschutzge- 
setzes  auf  Stichproben  beschränken  könne,  da  die  Kin- 
derarbeit nur  schwach  vertreten  sei.  Wenn  von  einem 
Rückgang  in  der  Erwerbstätigkeit  beim  Vorrichten  des 
Tabaks  die  Rede  ist,  so  wird  er  ausschliesslich  darauf 
zurückgeführt,  dass  es  immer  mehr  üblich  würde,  den 
Heimarbeitern  schon  vorgerichteten  Tabak  zum  Ver- 
arbeiten zu  geben,  oder  auch  auf  die  weitgehende,  ge- 
richtliche Auslegung  der  Verordnung  vom  21.  2.  07, 
das  Verbot  von  Kinderarbeit  in  den  Werkstätten  der 
Zigarrenfabrikation  enthaltend. 

Wenn  das  Kinderschutzgesetz  nicht  erreicht  hat, 
das  Kind  aus  der  so  ungesunden  Luft  der  Arbeits- 
räume in  der  Tabakheimindustrie  zu  verbannen  und  es 
ihm  nicht  einmal  gelungen  ist,  die  kindliche  Erwerbs- 
tätigkeit auf  diesem  Gebiet  auf  das  gesetzliche  Mass 
zurückzuführen,  so  ist  wenigstens  zu  hoffen,  dass  die 
neuen  Verordnungen  über  die  Heimarbeit  in-  der  Tabak- 
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Industrie  vorn  17.  11.  13  künftighin  einen  besseren  Er- 
folg zeitigen  werden. 

In  welchem  Mass  das  Gesetz  auf  die  allgemein  ver- 
breitete  Beschäftigung  von   Kindern   mit  Bonbons- 
packen, mit  Herstellung  von  Teigwaren  und  Vorbe- 
reitungsarbeiten   für    Konservenfabriken  eingewirkt 
hat,  ist  nicht  nachzuweisen;   denn  die  immer  stärker 
werdenden  Forderungen  der  Hygiene  haben  in  neuerer 
Zeit  die  Einschränkung  der  Heimarbeit  auf  dem  Ge- 
biete  der   Nahrungsmittel    erstrebt   und  erfolgreich 
durchgesetzt,  und  damit  auch  der  Kinderarbeit  Einhalt 
geboten.    Immerhin  wird  in  Niederbayern  im  Jahre 
1012  gerade  bei  der  Beschättigung  von  Heimarbeitern 
mit  Verpacken  von  Zucker  waren  die  Stärkung  des  Be- 
wusstseins  der  Ungesetzlichkeit  kindlicher  Erwerbs- 
arbeit bemerkt,  die  sowohl  in  der  rückläufigen  Zahl 
der  Kinder,  wie  besonders  im  Alter  der  Beschäftigten, 
dasS  sich  mehr  dem  gesetzHch  zulässigen  näherte,  zum 
Ausdruck  kam.    Einen  Teilerfolg  werden  den  Vor- 
schriften auch  bei  einer  sonst  nicht  üblichen  Kinder- 
beschäftigung   zugeschrieben:    der    Lebkuchen-  und 
Zuckerbäckerei  im  Odenwald').    Die  Arbeit,  die  be- 
sonders um  die  Weihnachtszeit  stark  einsetzt,  be- 
schäftigt die  Kinder  übermässig  lange,  sodass  ihnen 
für  Spiel  und  frische  Luft  wenig  Zeit  bleibt.   Das  Ge- 
setz soll  nun  wenigstens  soviel  erreicht  haben,  dass 
keine  fremden  Kinder  mehr  zur  Arbeit  herangezogen 
werden;  gegen  die  Ausnutzung  eigener  Kinder  durch 
unvernünftige  Eltern  ist  es  machtlos  gewesen,  sodass 
eine  strengere  Handhabung  der  Bestimmungen  em- 
pfohlen werden  musste.    Es  tritt  eben  immer  die  Er- 
scheinung auf,  da&s  die  Verhältnisse  zwingender  als 
die  gesetzliche  Regelung  sind;  auch  bei  der  Beschäfti- 
gung von  Kindern  mit  Auspflücken  von  Krabben  im 
Regierungsbezirk  Schleswig  wird  diese  Erfahrung  ge- 

')  Arn  di,  a.a.O.:  S.  84  Eidmann,  Die  Lebkuchen-  und  Zucker- 
bäekerei  im  Odenwald. 
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macht.  Trotzdem  Ausnahmebestimmungen  bis  1908 
die  Durchführung  des  Gesetzes  erleichtern  sollten  und 
trotzdem  1909  eine  gänzHche  Beseitigung  dieser 
Kinderarbeit  angenommen  wird,  stellen  sich  doch 
1910  durch  die  Schullisten  zahlreiche  Ungesetzlich- 
keiten heraus;  vor  allem  müssen  schon  vorschul- 
pflichtige Kinder  mitarbeiten.  Auch  1913  wird  aus  dem 
Bezirk  von  einer  grossen  Zahl  von  Zuwiderhandlungen 
berichtet,  von  denen  allerdings  nicht  gesagt  ist,  ob 
noch  andere  Beschäftigungsarten  darin  enthalten  sind. 

e)    Metallverarbeitung,    Industrie  der 
Maschinen,  Instrumente  u.  s,  w.  und  In- 
dustrie der  Steine  und  Erden. 

Die  Heimarbeit  in  der  Metallverarbeitung  und  bei 
der  Herstellung  von  Instrumenten  und  dergl.  weiss 
gleichfalls  Kinder  zu  einfachsten  Beschäftigungen 
heranzuziehen  und  verwendet  sie  besonders  häufig 
beim  Anfertigen  von  Uhrketten,  Einziehen  von  Federn 
in  Druckknöpfe,  Fabrikation  von  Haken  und  Oesen, 
Aufreihen  von  Nähnadeln,  bei  der  Herstellung  von 
leonischen  (Metall-)Spitzen,  bei  der  Blechwarenfabri- 
kation u.  a.  m.  Gerade  diese  Erwerbstätigkeit  der 
Kinder  hat  schwere  Schädigungen  des  kindlichen  Or- 
ganismus zur  Folge  gehabt  und  durch  offenkundige 
Missstände  die  Aufmerksamkeit  der  Behörden  auf  sich 
gelenkt.  Die  Anwendung  der  gesetzlichen  Vorschriften 
ist  daher  ausserordentlich  häufig  erfolgt  und  nicht  ohne 
Wirkung  geblieben.  Die  rheinische  Kleineisenindustrie 
bildet  dafür  ein  Beispiel:  im  Regierungsbezirk  Aachen 
wurden  1905  etwa  3600  Kinder  in  der  Heimarbeit  be- 
schäftigt, hauptsächlich  mit  Aufnähen  von  Metallhaken 
und  -Oesen  auf  Karten  oder  Abzählen  uind  Einfüllen 
dieser  Gegenstände  in  Briefe  umd  Kästchen,  Aufreihen 
von  Nähnadeln  auf  Draht  und  Einreihen  und  Aufstecken 
von  Nadeln,  wozu  später  auch  noch  das  Einsetzen  von 
Messingdrahtfedern  in  Druckknöpfe  kam.  Letztere 
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Arbeit  war  besonders  gesundheitsschädigend  durch  die 
dadurch  verursachten  Kopf-  und  Rückenschmerzen 
und  die  nicht  selten  eintretende  Verwundung  der 
Fingerspitzen.  \m  allgemeinen  war  eine  übermässig 
lange  Beschäftigung  üblich;  380  Kinder  arbeiteten  1905 
noch  nach  8  Uhr  abends,  viele  bis  9  oder  10  Uhr,  einige 
bis  um  12  Uhr  nachts.  Ueber  1100  Kinder  waren  im* 
Alter  von  6 — 8  Jahren,  genügten  also  noch  nicht  ein- 
mal den  Bedingungen  der  Ausnahmebestimmungen. 
Den  Bemühungen  der  zuständigen  Stellen  ist  es  ge- 
lungen, derartige  Zustände  zu  beseitigen.  Der  Bericht 
für  1906  schreibt  den  Erfolg  zum  Teiil  der  Mitwirkung 
der  Lehrerschaft  zu,  die  so  lange  auf  die  Uebelstände 
hinwies,  bis  die  Firma,  die  Druckknöpfe  durch  Heim- 
arbeiter herstellen  liess,  sich  um  die  Herstellung 
brauchbarer  Maschinen  bemühte,  sodass  die  Kinder- 
arbeit überflüssig  wurde.  1911  wird  berichtet,  dass 
das  Einfedern  der  Druckknöpfe  fast  ausschliesslich 
maschinell  und  nicht  mehr  von  Kindern  ausgeführt 
wurde.  Auch  die  anderen  angeführten  Kinderarbeiten 
wurden  in  den  letzten  Jahren  durch  die  gesetzlichen 
Bestimmungen  in  gewisser  Beziehung  beschränkt, 
wenn  auch  der  1908  geäusserte  Optimismus,  „dass  die 
in  den  Schulen  und  Abgabestellen  für  Heimarbeit  in 
den  letzten  Jahren  erfolgte  Belehrung  ihren  Zweck  er- 
reicht hätte"*)  sich  späterhin  als  nicht  ganz  gerecht- 
fertigt erwies.  Zum  grössten  Teil  mag  damals  der 
schlechte  Geschäftsgang  in  dieser  Industrie  die  Kin- 
derarbeit haben  abflauen  lassen.  Die  1910  erstmalig 
erfolgte  Befragung  der  Kinder  in  den  Schulen  ergab 
3150  erwerbstätige  Kinder,  von  denen  1530  unter  10 
Jahren  waren.  1911  soll  zwar  eine  Besserung  bezüg- 
lich der  Einhaltung  der  gesetzlichen  Bestimmungen 
eingetreten  sein,  jedoch  wird  darauf  hingewiesen,  dass 
die  vollkommene  Durchführung  nicht  ohne  Härten 
möglich  sein  würde,  und  dass  im  Hinblick  auf  die  noch 

*)  Jahresbericht  für  Preuisen  S.  473. 
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Von  Kindern  ausgeführten  und  im  allgemeinen  leichten 
Arbeiten  eine  solche  Härte  nicht  immer  angebracht  sei. 
Der  Erfolg  des  Gesetzes  ist  also  tatsächlich  vorhanden, 
v/enn  auch  begrenzt;  im  Jahre  1912  sind  bei  den  Fest- 
stellungen über  die  Heimarbeiten  noch  immer  40% 
aller  in  diesen  Qewerbezweigen  beschäftigten  Per- 
sonen Kinder. 

Im  Regierungsbezirk  Düsseldorf  wurden  beson- 
ders im  Bezirk  Solingen  Kinder  weitgehend  mit  Me- 
tallarbeiten beschäftigt.  Der  ausserordentlich  sorg- 
fältigen und  verständnisvollen  Tätigkeit  der  Qewerbe- 
aufsichtsbeamten  ist  es,  besonders  unter  Mitarbeit  der 
Schule,  gelungen,  das  Gesetz  erfolgreich  durchzu- 
führen: gegen  6,6%  im  Jahre  1901  werden  1907  nur 
noch  3,8%  erwerbstätiger  Kinder  unter  allen  Volks- 
schülern ermittelt.  Im  Jahre  1910  kann  festgestellt 
werden,  dass  der  Rückgang  der  Kinderbeschäftigung 
unter  der  Wirkung  des  Gesetzes  unverkennbar  ist. 

In  Baden  passte  sich  die  Beschäftigung  von  Kin- 
dern beim  Haftenmachen  und  Oesenstecken  gleichfalls 
der  gesetzlichen  Regelung  an.  B  i  1 1  m  a  n  n^)  schil- 
dert die  Tätigkeit,  die  darin  bestand,  Drähte  in  die 
Knöpfe  einzuführen,  als  im  höchsten  Grade  für  Kinder 
ungeeignet;  denn  da  zum  Zusammenbiegen  der  Draht- 
enden meistens  die  nötigen  Zangen  fehlten,  musste  die 
Arbeit  mit  den  Fingern  unter  Zuhilfenahme  der  Zähne 
ausgeführt  werden.  Nicht  nur  Schulkinder,  sondern 
auch  Vorschulpflichtige  beteiligten  sich  an  der  Be- 
schäftigung, die  übermässig  lange,  oft  bis  in  die  Nacht 
ausgedehnt  wurde.  B  i  1 1  m  a  n  n^)  führt  an,  dass  die 
Gewerbeinspektion  auf  Grund  der  von  der  Lehrer- 
schaft geführten  Klagen  die  Fabrik  dringend  um  Ab- 
stellung der  ungesetzlichen  Verhältnisse  ersuchte;  die 
Herstellung  der  Oesen  auf  maschinellem  Wege  sei 
darauf  in  Aussicht  genommen.    Da  die  badischen  Qe- 

1)  B  i  t  t  m  a  n  n,  a.a.O.  S.  32  f. 
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werbeaufsichtsberichte  in  den  folgenden  Jahren  diese 
Kinderbeschäftigung  niemals  mehr  erwähnen,  ist  an- 
zunehmen, dass  das  Gesetz  seine  Wirkung  nicht  ver- 
fehlt und  es  die  Missstände  endgiltig  beseitigt  hat. 

Ebenso  wird  man  den  Vorschriften  bei  der  in 
Baden  blühenden  Uhrenindustrie  einen  gewissen  Er- 
folg nicht  absprechen  dürfen.  1906  wird  zwar  geklagt, 
dass  die  in  dieser  Heimarbeit  beschäftigten  Kinder 
nicht  voll  erfasst  werden  könnten,  solange  die  Eltern 
sie  den  Augen  der  Obrigkeit  zu  entziehen  suchen.  Auf 
die  Mithilfe  der  Eltern  konnte  allerdings  nur  geringe 
Hoffnung  gesetzt  werden,  da  „die  meist  feinen  Ar- 
beiten von  den  kleinen  Kinderhänden  geschickt  ver- 
richtet werden"^).  Im  Jahre  1911  ist  daher  auch  ein 
Rückgang  der  ungesetzlichen  Kinderarbeit  noch  nicht 
zu  spüren,  vielmehr  werden  zahlreiche  Kinder  auch 
schon  im  Alter  von  6  und  7  Jahren  täglich  längere  Zeit 
mit  „Butzenstecken"  beschäftigt.  Der  Grund  wird  in 
dem  günstigen  Geschäftsgang  und  dem  Mangel  an  Ar- 
beitskräften gesehen.  1913  scheint  das  Gesamturteil 
über  die  verschiedene  Kinderheimarbeit  aber  auch  für 
die  Uhrenindustrie  gerechtfertigt  zu  sein;  denn  trotz 
weiterer  ruhiger  Geschäftslage  ist  die  Zahl  der  über- 
haupt dabei  beschäftigten  Kinder  und  die  der  Ueber- 
tretungen  in  geringem  Masse  zurückgegangen.  Im 
Hinblick  auf  die  Eignung  der  Kinder  für  diese  Arbeit 
kann  eine  Beschränkung  ihrer  Tätigkeit  im  Sinne  des 
Gesetzes  nur  allmählich  erwartet  werden.  In  der 
Württemberger  Uhrenindustrie  ist  das  Gesetz  wir- 
kungsvoller durch  technische  Verbesserungen  unter- 
stützt worden.  Die  Kinderheimarbeit  ist  dort  ganz  er- 
loschen, weil  das  „Spindelstecken"  jetzt  fast  aus- 
schliesslich maschinell  in  den  Fabriken  gemacht  wird. 

Einflussreicher  als  das  Gesetz  hat  sich  auch  bei 
der  Beschäftigung  von  Kindern  mit  Anfertigung  von 


')  Jahresbericht  für  Baden  1911,  S.  26. 
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Qeldtäschchen  aus  Metallringen  der  Umstand  er- 
wiesen, dass  das  Geflecht  aus  dem  Auslande  billiger 
bezogen  werden  kann.  Dass  diese  Kinderarbeit  zu- 
rückgegangen ist,  ist  umso  erfreulicher,  als  die  Arbeit 
mit  den  glitzernden  Ringen  bei  meist  schlechter  Be- 
leuchtung die  Augen  übermässig  anstrengte. 

Für  die  entschwundenen  Beschäftigungsarten 
tauchen  freilich  auch  immer  wieder  neue  auf,  in  denen 
Kinder  ohne  gesetzlichen  Schutz  und  ohne  Beschrän- 
kung beschäftigt  werden.  So  wird  1913  ihre  Mitwir- 
kung bei  der  Herstellung  von  Drahtkörbchen  in  Baden 
festgestellt.  Ebenfalls  unbekannt  war  bis  1911,  dass 
in  den  Eifeldörfern  die  Drahtwarenhausindustrie 
eigene  Kinder,  auch  unter  10  Jahren,  zur  Hilfe  heran- 
zog. Der  Beschäftigung,  die  bis  dahin  von  den  ge- 
setzlichen Bestimmungen  ganz  unberührt  geblieben 
war,  Beschränkungen  im  Sinne  des  Gesetzes  erfolg- 
reich auferlegen  zu  können,  glaubt  der  Bericht  be- 
zweifeln zu  müssen,  da  die  Kinder  zu  einer  ihre  Eltern 
belastenden  Aussage  ausserhalb  der  Schule  nicht  ge- 
zwungen werden  könnten.  Eine  andere  amtliche  Be- 
einflussung der  Eltern  im  Interesse  ihrer  Kinder  scheint 
also  von  vornherein  aussichtslos  gewesen  zu  sein. 

In  der  Nürnberger  Spielwarenindustrie,  die  sich 
weitestgehend  der  Kinderheimarbeit  bedient,  ist  das 
Oesetz  völlig  unbeachtet  geblieben.  Eine  Schilderung 
von  der  Ueberarbeitung  der  Heimarbeiterkinder  in  der 
Nürnberger  Hausindustrie  gibt  Katechet  K  l  i  n  g  1  e  r 
auf  dem  4.  Verbandstage  des  Qewerkvereins  der  Heim- 
Ii  arbeiterinnen  Deutschlands.  Kinder  bemalen,  gegen 
das  Verbot  in  §  4  K.Sch.Q.,  Zinnsoldaten,  fertigen  Ka- 
nonen, Trompeten,  Wagen,  überhaupt  alle  Arten  von 
m  -  Spielwaren  und  deren  einzelne  Bestandteile,  sie  über- 
spinnen und  malen  Glaskugeln  und  fertigen  Christ- 
baumschmuck. Die  Berichte  der  Qewerbeaufsichts- 
beamten  erwähnen  nur,  dass  sich  die  Kinderbeschäfti- 
gung im  Laufe  der  Jahre  nicht  ungünstiger  gestaltet 
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habe;  deutlicher  spricht  aber  der  KHnglersche  Be-- 
richt  davon,  dass  die  Durchführung  des  Qesetzes  nicht 
gelungen  ist.  Die  eindringlichste  Sprache  reden 
weniger  die  Zahlen  —  48%  aller  gewerblich  be- 
schäftigten Kinder  sind  Heimarbeiter,  von  denen  viele 
kaum  6  Jahre  alt  sind  und  die  meisten  bis  tief  in  die 
Nacht  hinein  arbeiten  müssen  —  als  die  Bemerkungen 
der  Lehrer,  die  den  ungünstigen  Einfluss  der  Arbeit  auf 
die  Schulkinder  schildern.  „Die  Ueberanstrengung  der 
Kinder  in  schlechter  Luft,  die  mangelhafte  Ernährung, 
das  alles  führt  nicht  nur  zu  geistigen,  sondern  auch  zu 
körperlichen  Schädigungen  schlimmster  Art"^).. 
K  1  i  n  g  1  e  r  sieht  eine  Abhilfe  nur  in  einem  erweiterten 
gesetzlichen  Schutz,  der  seine  Ergänzung  in  einer  ver- 
ständigen Kinderfürsorge  finden  muss.  Das  Organ  der 
Glasarbeiter,  der  „Fachgenosse"^),  das  auf  die 
schlimme  Lage  der  Kinder  in  der  Qlasheimarbeit  hin- 
weist und  die  Gefährlichkeit  der  kindlichen  Arbeit,  der 
ungesunden  Arbeitsräume  und  der  masslosen  Ueber- 
anstrengung der  Kinder  wegen,  betont,  erhofft  eine 
Verbesserung  der  Verhältnisse  nur  von  einer  allge- 
meinen Lohnerhöhung.  Das  Kinderschutzgesetz  wird 
bezeichnenderweise  garnicht  in  den  Rahmen  der  Be- 
trachtung gezogen. 

Der  Anteil,  den  die  berüchtigte  Sonneberger  Spiel- 
warenindustrie an  der  Kinderarbeit  hat,  ist  einzig  in 
seiner  Art  und  bedarf  daher  auch  einer  besonderen 
Würdigung.  Die  ist  ihr  in  der  vorzüglichen  Abhand- 
lung von  B  i  e  r  e  r  so  ausführlich  und  eingehend  ge- 
worden, dass  hier  nur  die  Ergebnisse  der  Untersuchung 
angeführt  werden  sollen.  „Die  Sprache  hat  nicht 
Worte  genug,  um  alle  die  verschiedenen  Tätigkeiten 
gesondert  wiederzugeben"^),  die  von  Kindern  ausge- 

Bericht   übor   die  VerliainllüHi^rn   des  IV.  YerhrtTKLstai^es  des 
Gewerkvereins  der  HeimarbeiteriDncü  l.it'atschlandä,  S  135. 
„Der  Fuchgenosse''  XXIX.  Jahrg  Kr.  37. 
•}  B  i  e  r  e  r  a.a.O.  8.  34. 
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führt  werden;  um  einige  Beschäftigungsarten  heraus- 
zugreifen, sei  nur  die  Papiermach^drückerei,  das 
Dockenstopfen,  die  Herstellung  von  Pnppenkleidchen, 
das  Tressieren  von  Flachs,  das  Abputzen  von  Por- 
zellangegenständen, Herstellung  von  Christbaum- 
schmuck und  Glasaugen  ,die  Verfertigung  von  Metali- 
hütchen und  die  Schiefergriffelindustrie  genannt. 
B  i  e  r  e  r  betont  nachdrücklich,  dass  „Kinderarbeit 
keine  Stümperarbeit,  sondern  in  der  Qualität  durchaus 
vollwertig"^)  sei,  und  dass  die  Kinder  ohne  Rücksicht 
auf  ihre  kindlichen  Kräfte  mit  der  Arbeit  der  JEr- 
wachsenen  Schritt  halten  müssen.  Die  gesetzmässigen 
Schranken  werden  bezüglich  der  Arbeitszeit  und  des 
Alters  der  Kinder  in  zahllosen  Fällen  überschritten, 
ohne  dass  es  gelingt,  die  gesetzlichen  Forderungen  zu 
erfüllen.  So  kommt  B  i  e  r  e  r  zu  dem  Schluss,  dass 
das  Gesetz  im  Bereich  der  Sonneberger  Hausindustrie 
weder  durchgeführt  noch  in  Zukunft  durchführbar  ist, 
nicht  nur  der  Unkontrollierbarkeit  der  Hausarbeit,  son- 
dern vor  allem  der  ökonomischen  Gründe  wegen,  die 
einen  Widerstand  gegen  das  Gesetz  notwendig  be- 
dingen. 

Aus  der  Fülle  der  Beispiele  von  Kinderheimarbeit, 
denen  zahlreiche  ähnliche  aus  allen  Teilen  Deutsch- 
lands hinzugefügt  werden  könnten,  geht  hervor,  dass 
die  gesetzliche  Regelung  allerdings  bisher  nur  geringe 
Erfolge  zu  verzeichnen  gehabt  hat.  Immerhin  ist  eine 
Beeinflussung  der  kindlichen  Tätigkeit  in  der  Heim- 
arbeit keineswegs  zu  verkennen;  denn  im  Verein  mit 
sozialen  und  technischen  Verbesserungen  ist  es  den 
Bestimmungen  doch  zuweilen  möglich  gewesen,  eine 
vorteilhafte  Aenderung  in  der  Lage  der  arbeitenden 
Kinder  herbeizuführen,  die  ohne  gesetzlichen  Schutz 
nicht  zu  erreichen  gewesen  wäre.  Dass  der  Einwir- 
kung des  Gesetzes  auf  die  Heimarbeit  Grenzen  gesetzt 
sind,  zeigt  sich  in  allen  Fällen;  nur  eine  gehobene 

1)  Bier  er  a.a.O.  S.  47. 

7 


^   98  - 


Lebensweise  der  hausindustriellen  Bevölkerung  und 
eine  Besserung  der  Methode  der  Heimarbeit  wird  auch 
die  gesetzliche  Beschränkung  der  Kinderarbeit  in  das 
Bereich  der  Möglichkeit  ziehen. 

3.  Sonstige  Betriebe. 

Beschränkungen,  nicht  Verbote,  sind  der  Kinder- 
arbeit ausser  in  der  Hausindustrie  auch  sonst  noch  auf- 
erlegt, in  ebenso  zahlreichen  Berufsarten,  wie  sie  der 
vielfachen  Verwendbarkeit  der  Kinder  und  ihrer  billi- 
gen Arbeitskraft  entsprechen.  Die  Mannigfaltigkeit 
der  überhaupt  möglichen  Kinderbeschäftigung  fügt  sich 
dem  Gesetz  nach  Massgabe  der  allgemeinen  Bedin- ^ 
gungen  für  seine  Erfüllung  ein;  es  kann  daher  auf  ihrej 
einzelne  Darstellung  verzichtet  werden,  ganz  abge-"" 
sehen  davon,  dass  es  unmöglicji  wäre,  jeder  Aeusse- 
rung  kindlicher  Erwerbstätigkeit  nachzugehen.  Nur 
die  Beschäftigung  von  Kindern  in  Gast-  und  Schank- 
wirtschaften, in  Gärtnereien  und  mit  Warenaustragen 
und  Botengängen  aller  Art  sollen  des  besonderen  Cha- 
rakters dieser  Kinderarbeiten  wegen  kurz  dargestellt 
werden. 

a)  Gast-  und  S  c  h  a  n  k  w  i  r  t  s  c  h  a  f  t  e  n. 

Die  Beschäftigung  von  Kindern  in  Gast-  und 
Schankwirtschaften  unterliegt  insofern  besonderen  Be- 
dingungen, als  zwischen  der  Tätigkeit  von  Knaben  und 
Mädchen  unterschieden  wird;  auch  gelten  hier  füi* 
Eigene  Kinder  die  gleichen  Bestimmungen  wie  für 
fremde.  Der  Grund  für  die  weitgehende  Beschränkung 
der  Kinderarbeit  liegt  in  der  sittlichen  Gefährdung,  der 
die  Kinder  bei  Hilfeleistung  in  solchen  Betrieben  in 
grösserem  Masse  als  bei  jeder  anderen  Beschäftigung 
ausgesetzt  sein  können.  Die  Heranziehung  von  Kin- 
dern geschieht  gewöhnlich  zu  Reinigungsarbeiten  aller 
Art,  zum  Biereinschänken,  von  Knaben  besonders  zum 
Kegelaufsetzen  und  in  Orten,  in  denen  Ausnahmen  zu- 
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gelassen  werden  können,  auch  zum  Qästebedienen. 
Im  allgemeinen  hat  sich  das  Kinderschutzgesetz  in 
dieser  Beschäftigungsart  durchaus  bewährt,  besonders 
im  Hinblick  auf  das  Verbot  der  Sonntagsarbeit,  dem 
auch  die  Tätigkeit  in  Gastwirtschaften  unterworfen  ist, 
ist  die  Zahl  der  lieber  tretungen  in  allen  Landesteilen 
gering,  selbst  wenn  mian  annimmt,  dass  viele  eigene 
Kinder,  namentlich  Mädchen,  höhere  Schulen  be- 
suchen und  daher  von  den  Schulerhebungeu  nicht  er- 
fasst  werden.  Der  Qrund  für  den  Erfolg  des  Gesetzes 
ist  hier  darin  zu  suchen,  dass  Kinderarbeit  in  diesem 
Gewerbe  entbehrlich  und  durch  keine  wirtschaftliche 
Notlage  bedingt  ist.  Eine  Ausnahme  macht  allerdings 
die  Beschäftigung  von  Knaben  mit  Kegelaufsetzen,  die 
zu  äusserst  zahlreichen  Uebertretungen  führt.  Beim 
Kegelaufsetzen  kommen  zur  langen,  fast  regelmässig 
sich  bis  tief  in  die  Nacht  erstreckenden  Dauer  der  an- 
strengenden Arbeit  noch  als  ungünstiges  Moment  die 
durch  den  Anprall  der  Kugeln  stauberfüllte  Luft  und 
die  Unfallsgefahr  hinzu,  sowie  die  Gewöhnung  der 
Kinder  an  Trinken  und  Rauchen.  Die  Möglichkeit,  sich 
auf  einfache  Weise  und  ohne  vorherige  Uebung  Geld 
zu  verdienen,  lockt  immer  wieder  Kinder  zu  dieser  Be- 
schäftigung, besonders,  wenn  die  Eltern  das  Geld 
brauchen  und  selbst  die  Schädlichkeit  dieser  Tätigkeit 
nicht  einsehen.  Der  Mangel  an  Erwachsenen,  die  sich 
einer  solchen  primitiven  und  unlohnenden  Arbeit  unter- 
ziehen wollen,  veranlasst  die  Wirte  trotz  des  Verbotes, 
Kinder  dazu  heranzuziehen.  Die  völlige  Entfernung 
der  Kinder  von  den  Kegelbahnen  wird  daher  auch  in 
künftiger  Zeit  dem  Gesetz  schwerlich  gelingen. 

b)  Gärtnereien. 
Verhältnismässig  geringe  Aufmerksamkeit  ist  bis- 
her der  Kinderarbeit  in  den  Gärtnereien  geschenkt 
worden;  das  hat  nicht  zuletzt  seinen  Grund  darin, 
dass  das  Gesetz  zwar  Anwendung  findet  auf  die  eigent- 
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liebe  üandelsgärtnerei,  dagegen  aul  den  zur  Landwirtr 
Schaft  gehörenden  Gartenbau,  sowie  auf  die  reinen 
Kunstgärtnereien  nicht  bezogen  werden  kann.  Es  liegt 
schon  in  dem  Gekünstelten  der  Unterscheidung,  dass 
eine  Erfassung  von  Kinderbeschäftigung  in  solchen 
Betrieben  mit  grossen  Schwierigkeiten  verknüpft  ist; 
4azu  kommt,  dass  einzelne  gerichtliche  Entscheidungen 
die  Auffassung,  Kinder  dürften  im  Gartenbetrieb  ohne 
gesetzliche  Beschränkung  tätig  sein,  noch  bestärkt 
hat.  Die  Behörden  wissen  selbst  oftmals  nicht,  ob 
das  Gesetz  anwendbar  ist  oder  nicht.  Der  Meinung, 
dass  eine  Einschränkung  der  Kinderarbeit  in  Gärtne- 
reien unnötig  sei,  ist  wie  bei  der  landwirtschaftHchen 
Arbeit  entgegenzuhalten,  dass  auch  beim  Gartenbau 
Kinder  überanstrengt  werden  können.  Unkraut  jäten, 
Glessen,  Hacken,  Beerenpflücken  können,  im  Ueber- 
mass  von  zu  jungen  Kindern  oder  bei  ungünstiger 
Witterung  ausgeführt,  dem  Gesundheitszustande  der 
Kinder  schaden,  obgleich  diese  Tätigkeiten  in  frischer 
Luft  vor  sich  gehen;  eine  Beaufsichtigung  und  ge- 
gebenenfalls ein  Verbot  der  Arbeit  für  schulpflichtige 
Kinder  ist  dabei  durchaus  am  Platze.  Die  allgemeine 
deutsche  Gärtnerzeitung^)  hat  sich  mit  der  Frage  be- 
schäftigt und  ist  zu  der  Ueberzeugung  gekommen,  dass 
das  Kinderschutzgesetz  in  der  Erwerbsgärtnerei  fast 
tiberall  nur  theoretisch,  sehr  selten  praktisch,  Anwen- 
dung findet.  In  Dresden  ermittelte  z.  B.  die  Kinder- 
schutzkommission,  dass  in  den  vor  ihr  aufgesuchten 
Gärtnereien  an  800  erwerbstätige  Schulkinder  in  den 
Ferien  täglich  9 — 11  Stunden  und  innerhalb  der  Schul- 
zeit 4 — 6  Stunden  angestrengt  arbeiten  müssen. 
Aehnlich  lagen  die  Verhältnisse  in  den  Gärtnereien  zu 
Erfurt,  Hastenbeck  und  Quedlinburg.  In  Anlehnung 
an  die  Gärtnereistatistik  für  das  Königreich  Preüssen 
für  1906  wird  die  Beschäftigungszahl  für  1913  auf 
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10 — 15000  Kinder^)  geschätzt,  die  in  den  Hauptferien- 
zeiten, fast  alle  über  die  gesetzliche  Zeit  hinaus,  be- 
schäftigt werden.  Auch  die  Gärtnerzeitung  betont, 
dass  die  Arbeit  der  Kinder  in  solchen  Betrieben  durch- 
aus nicht  immer  gesundheitsfördernd  sei,  vielmehr  oft 
schwere  Erkrankungen  im  Gefolge  habe. 

Systematisch  ist  seit  Bestehen  des  Kinderschutz- 
gesetzes  eigentlich  nur  in  Dresden^  und  da  auch  erst 
1913,  die  Kinderarbeit  in  Gärtnereien  beobachtet  wor- 
den, um  ihren  Umfang  in  diesen  Betrieben  festzu- 
stellen, bei  denen  die  Anwendbarkeit  der  Gewerbe- 
ordnung und  des  Kinderschutzgesetzes  noch  zum  Teil 
umstritten  wird.  Von  den  330  Gärtnereien,  die  Kinder 
beschäftigten,  hielten  nur  22  die  Bestimmungen  des 
Kinderschutzgesetzes  in  vollem  Umfange  ein!  Das  Ge- 
setz wurde  also  in  den  meisten  Fällen  nicht  beachtet, 
konnte  auch  nicht  durchgeführt  werden,  weil  man  sich 
bisher  so  gut  wie  garnicht  um  diese  Tätigkeit  küm- 
merte. Bezeichnenderweise  wird  die  Gartenarbeit  in 
den  Badenschen  Schulerhebungen,  die  sonst  sehr  ge^ 
nau  auf  die  verschiedenen  Berufszweige  der  Kinder 
eingehen,  überhaupt  nicht  erwähnt. 

c)  B  o  t  e  n  g  ä  n  g  e  r  e  i 
Einen  besonderen  Charakter  trägt  die  Kinderarbeit 
in  der  Botengängerei,  sowohl  der  Schwierigkeit  ihrer 
Bekämpfung  als  auch  der  Zahl  der  dabei  beschäftigten 
Kinder  wegen.  Die  Tätigkeit  scheint  auf  den  ersten 
Blick  zu  harmlos  zu  sein,  um  sie  zu  bekämpfen;  jedoCh 
stellen  Ueberanstrengung  und  die  meistens  vorliegende 
sittliche  Gefährdung  der  Kinder  die  Beaufsichtigung 
dieser  Beschäftigung  unter  die  Aufgaben  des  Gesetzes, 
und  die  Klagen  der  Schulbehörden  über  Schulver- 
säumnisse, verspätetes  Eintreffen  in  der  Schule,  Be- 
einflussung des  allgemeinen  Fortganges  infolge  Be- 
tätigung der  Schüler  mit  Warenaustragen  und  Boten- 

*)  Die  Richtigkeit  der  Schätzung  entzieht  sich  m«iuer  Beurteiluttg.. 
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diensten  beleuchten  die  Notwendigkeit  einer  gesetz- 
lichen Einschränkung.  Unzählige  Beispiele  von  über- 
mässiger Beschäftigung  und  von  sittlichen  Bedenken,  M 
die  sich  gegen  sie  erheben  müssen,  liessen  sich  aus  ™ 
jedem  Jahrgange  der  Qewerbeaufsi(±tsberichte  an- 
führen: Kinder  müssen  am  frühen  Morgen  Backwaren 
und  dergleichen  austragen  oder  noch  am  späten  Abend 
Zeitungen  von  Hau^  zu  Haus  bringen,  Kinder  werden 
durch  den  oft  nicht  unbeträchtlichen  Verdienst,  über 
den  sie  allein  verfügen  dürfen,  zum  Naschen,  Spielen 
und  Trinken  verlockt  oder  versucht,  sich  durch  Unter- 
schlagungen zu  bereichern.  Fische  r^)  führt  als 
typisches  Beispiel  für  die  unerfreulichen  Erscheinungen 
der  kindlichen  Botenigängerei  an,  dass  zwei  Bäcker- 
meister erklärten,  der  eine,  dass  er  niemals  mehr 
Mädchen,  der  andere,  dass  er  keine  Knaben  mehr  zu 
Austragediensten  benutzen  wolle  der  vielen  schlimmen 
Erfahrungen  wegen,  die  beide  gemacht  hatten.  Selbst- 
verständlich gibt  es  auch  sehr  viele  harmlose  Be- 
schäftigungsarten, deren  Bekämpfung  an  sich  nicht 
nötig  wäre.  So  wird  sich  in  der  Regel  gegen  die 
Tätigkeit  der  kleinen  Warenausträger  mancher  Ge- 
schäfte nichts  einwenden  lassen,  wenn  die  Kinder 
zwischen  den  Gängen  reichlich  Zeit  haben,  sich  im 
warmen  Räume  auszuruhen  und  ihre  Schularbeiten  zu 
erledigen;  selbst  dann  Hesse  sich  nichts  dagegen  sagen, 
wenn  die  Kiwder  getgen  die  Vorschrift  länger  als  drei 
Stunden  dem  Arbeitgeber  zur  Verfügung  ständen.  Vor 
allem  unterscheidet  sich  die  kindliche  Botengängerei 
auf  dem  Lande  und  in  kleinen  Städten  wohltuend  von 
der  der  Qrossstadt,  denn  es  fehlen  dort  die  sittlichen 
Gefahren,  das  anstrengende  Laufen  treppauf  und 
treppab,  meistens  auch  die  grossen  Entfernungen. 
Daher  dürfte  auch  mancher  Botengang  in  ländlichen 
Bezirken  unbedenklich  sein,  der  eigentlich  gegen  das 

*)  Kar]  Fischer:  Bericht  über  die  FeststeUungen  betreffend 
die  gewerblich  beschäftigten  YoIksschulkiDder  in  Breslau,  S.  17. 
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Gesetz  verstösst.  In  diesem  Punkte  ist  also  der  Vor- 
wurf, dass  das  Gesetz  nur  auf  grossstädtische  Ver- 
hältnisse zugeschnitten  sei,  meistens  gerechtfertigt; 
umso  bedauerlicher  ist,  dass  es  gerade  der  grossstädti- 
schen Beschäftigung  der  Kinder  mit  Warenaustragen 
nicht  gerecht  werden  kann;  denn  die  Durchführung 
des  Gesetzes  bezüghch  dieser  Kinderarbeit  ist  bisher 
so  gut  wie  gar  nicht  mögHch  gewesen.  Schon  bei  der 
Besprechung  der  Kinderschutzkommission  und  ihrer 
']  atigkeit  musste  darauf  hingewiesen  werden,  dass  es 
bisher  nicht  gelungen  ist,  die  Uebelstände  bei  der  Be- 
schäftigung von  Kindern  mit  Warenaustragen  aller 
Art  gänzlich  zu  beseitigen.  Die  Schwierigkeit  der 
Kontrolle  steht  der  bei  der  Beaufsichtigung  der  Heim- 
arbeit in  nichts  nach;  die  Möglichkeit,  Kinder  bei 
ungesetzlicher  Beschäftigung  aufzugreifen,  ist  unend- 
lich gering,  da  Ort  und  Zeit  der  Arbeit  nicht  bekannt 
sind.  Nur  fremde  Kinder  müssen  namentlich  durch 
Arbeitskarten  gemeldet  sein;  aber  es  herrscht  bei  der 
Ausstellung  von  Arbeitskarten  „noch  vielfach  Unklar- 
heit"^), sodass  sie  eine  vollkommene  Unterlaige  für  die 
Beaufsichtigung  nicht  geben  können.  Umgehungen 
der  gesetzlichen  Bestimmungen  sind  gerade  hier  Tür 
und  Tor  geöffnet,  da  regelmässige  Nachprüfungen 
nicht  zu  befürchten  sind:  die  Arbeitgeber  beschäftigten 
angeblich  ältere  Geschwister  oder  Eltern,  die  ihrer- 
seits sich  dann  mit  kleineren  Kindern  in  die  Arbeit 
feilen;  oder  Eltern  übernehmen  dem  Namen  nach  den 
selbständigen  Vertrieb  von  Zeitungen  oder  Backwaren, 
um  ihre  Kinder  als  „eigene"  mit  der  Arbeit  ausgiebig 
zu  beschäftigen,  die  sie  als  „fremde"  nicht  hätten  ver- 
richten dürfen.  Das  Gesetz  vermag  solche  Auswege 
in  den  seltensten  Fällen  zu  verlegen;  die  Bestimmung 
gen  über  die  Beschäftigung  eigener  Kinder  für  Dritte 
geben  dem  Rückzug  auf  die  unbehinderte  Beschäfti- 
gung eigener  Kinder  mit  Botengängen  nur  zu  gut 

»)  J»broberioht  für  Bayern  1913.    S.  185. 
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Raum.  Die  Unklarheit  und  Unausgeglichenheit  der  ge- 
setzlichen Vorschriften  bilden  überhaupt  auf  diesem 
Gebiete  ein  grosses  Hindernis  für  ihre  Durchführung. 
Die  Bemerkung  der  Württembergischen  Aufsichts- 
beamtin dürfte  auch  noch  in  den  letzten  Friedens- 
lahren  für  die  Aufnahme  zutreffend  gewesen  sein,  die 
das  Gesetz  bezüglich  der  Botengängerei  bei  den  Be- 
teiligten gefunden  hat:  „Als  ein  Unrecht  wird  es 
empfunden,  dass  eigene  Kinder  hinsichtlich  der  Be- 
schäftigungszeiten so  erheblich  geringeren  Beschrän- 
kungen unterliegen  als  fremde  Kinder.  In  den  Kreisen 
der  Bäcker  wird  es  z.  B.  nicht  verstanden,  dass  ein 
solcher  durch  seine  Kinder  ohne  Beschränkung  hin- 
sichtlich des  Alters  und  zu  jeder  Tageszeit  Back- 
waren austragen  lassen  darf,  während  diese  Arbeit 
fremden  Kindern  vor  dem  12.  Lebensjahr  und  vor 
8  Uhr  morgens  verboten  isf 

Ein  gewichtiger  Grund  für  den  Widerstand  gegen 
die  gesetzliche  Regelung  dieser  Kinderarbeit  ist 
natürlich  auch  wieder  die  wirtschaftliche  Lage  der 
Kinder.  Botendienste  zu  leisten  ist  eine  überaus  ein- 
fädle Arbeit,  zu  der  in  Notlagen  am  schnellsten  ge- 
griffen wird,  und  in  sehr  vielen  Fällen  kann  der  Ver- 
dienst der  Kinder  nicht  mehr  entbehrt  werden.  In- 
folgedessen sehen  auch  die  Aufsichtsbehörden  häufig 
von  einer  Bestrafung  ab.  Schhesslich  trägt  noch  zur 
Erschwerung  der  Durchführung  bei,  dass  die  Arbeit- 
geber vielfach  Ungesetzlichkeiten  unterstützen,  einmal, 
weil  sie  die  Beschäftigung  mit  Warenaustragen  für 
nicht  schlimm  umd  nicht  als  Arbeitsleistung,  sondern 
als  „Spaziergang"  ansehen^),  und  ferner,  weil  sie  be- 
fürchten, keine  geeigneten,  erwachsenen  Boten  zu 
finden.  Beide  Einwendungen  sind  wohl  nicht  stich- 
haltig; was  die  Anstellung  erwachsener  Boten  anlangt, 
so  würde  bei  einer  angemessenen  Lohnerhöhung  in 

»)  Jahreebericbt  für  Württemberg  1906.    S.  44. 
*)  Jahresbericht  ffit  Preußsen  1912.    S.  468. 
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Friedenszeiten  häufig  die  Beschäftigung  der  Kinder 
auf  ältere  Geschwister  oder  die  Mutter  selbst  über- 
gehen. 

Die  Zahl  der  mit  Warenaustragen  und  Boten- 
gängen beschäftigten  Kinder  ist  in  den  letzten  Be- 
richten aller  Bundesstaaten  übermässig  hoch,  und  die 
Uebertretungen  entsprechen  dieser  Höhe.  Auch  wenn 
man  berücksichtigt,  dass  eine  grosse  Anzahl  der  Zu- 
widerhandlungen rein  formaler  Natur  sind,  z.  B.  dass 
für  eine  sonst  zulässige  Beschäftigung  die  Arbeits- 
karte fehlt,  und  dass  vielfach  ungesetzmässige  Arbeit 
ganz  unbedenklich  ist,  kaum  doch  nur  der  eine  Schluss 
gezogen  werden,  dass  dem  Gesetz  weder  gelungen  ist, 
die  Schäden  der  Botengäingerei  zu  beseitigen,  noch 
auch  das  richtige  Verständnis  für  die  Notwendigkeit 
ihrer  Beseitigung  zu  erwecken.  In  Zukunft  wird 
diesem  Gebiet  der  Kinderarbeit  noch  mehr  Aufmerk- 
samkeit zugewandt  werden  müssen,  zumal  hier  dem 
Schutz  des  erwerbstätigen  Kindes  keine  andere  Ge- 
setzgebung zu  Hilfe  kommt. 


Zusammenfassung. 

Zusammenfassend  wird  über  die  Wirkung  des 
Kinderschutzgesetzes  auf  die  Erwerbstätigkeit  von 
Kindern  in  den  verschiedenen  Beschäftigungsarten  zu 
sagen  sein,  dass  sie  folgenden  Bedingungen  unterliegt: 

Die  Wirkung  ist  in  erster  Reihe  abhängig  von  der 
wirtschaftlichen  Lage  der  Bevölkerung,  auf  die  sich 
das  Gesetz  bezieht.  Wo,  wie  in  der  Heimarbeit, 
niedrige  Entlohnung  zur  Mitarbeit  der  Kinder  zwingt, 
ist  von  einer  gesetzlichen  Regelung  der  Kinderarbeit 
nicht  viel  zu  erwarten.  Selbst  der  Hinweis  auf  den 
Lohndruck,  den  die  Konkurrenz  der  Kinder  auf  die  ge- 
samte Heimarbeit  ausübt,  wird  keinen  Einfluss  haben 
können,  weil  die  einzelne  Familie  von  dem  Erfolg  einer 
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Aufhebang  der  kindlichen  Erwerbstätigkeit  nicht  über- 
zeugt ist,  sondern  glaubt,  nur  tiefer  dadurch  in  Not 
geraten  zu  müssen.  Die  Eignung  der  Kinder  zu  vielen 
Verrichtungen,  die  Möglichkeit  weitgehender  Arbeits- 
teilung gewisser  Beschäftigungsarten,  die  eine  Heran- 
ziehung der  Kinder  zu  Hilfeleistungen  erleichtert^ 
unterstützen  den  Widerstand,  der  dem  Gesetz  ent- 
gegengestellt wird. 

Der  Erfolg  der  gesetzlichen  Vorschriften  wird 
ferner  bestimmt  durch  die  Möglichkeit  ihrer  Kontrolle. 
Die  Unstetigkeit  vieler  Berufsarten  und  die  zahlreichen 
angeführten  Schwierigkeiten  der  Gesetzesdurch- 
führung haben  die  Beschränkung  der  Kinderarbeit  nur 
in  solchen  Betrieben  ermöglicht^  die  eine  regelmässige 
Beaufsichtigung  gewährleisten. 

Technischer  Ausbau  der  Herstellungsweise  er- 
leichtert die  Wirksamkeit  des  Gesetzes,  das  seinerseits 
zuweilen  wieder  Einfluss  auf  die  Einführung  maschi- 
neller Verbesserungen  hat.  Dieser  Wechselwirkung 
sind  zahlreiche  Erfolge  des  Gesetzes  zuzuschreiben. 

Schliesslich  darf  in  sonst  günstig  liegenden  Fällen 
die  Einwirkung  nicht  verkannt  werden,  die  die  Per- 
sönlichkeit der  aufsichtsführenden  Organe  auf  die 
Kinderarbeit  ausüben  kann.  Ein  planmässiges  und 
verständnisvolles  Eindringen  in  die  Eigenart  der  Be- 
schäftigungen, die  zweckmässige  Verfolgung  unge- 
setzlicher Kinderarbeit  und  die  Befähigung,  in  der 
arbeitenden  Bevölkerung  das  Verständnis  für  den  not- 
wendigen Schutz  der  Kinder  zu  wecken,  haben  die 
Wirkung  des  Gesetzes  stets  erfolgreich  unterstützt. 

Unter  solchen  Bedingungen  betrachtet,  ergibt  sich 
von  selbst,  dass  die  Fülle  kindlicher  Erwerbsarbeit  nur 
einer  beschränkten,  gesetzlichen  Regelung  unterworfen 
werden  konnte.  Von  der  Entwickelung  der  gesamten 
Wirtschaftslage  wird  es  abhängen,  ob  das  Kinder- 
sehutzgesetz  ein  wahrhafter  Bestandteil  des  Volksbe- 
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wusstseins  werden  kann  und  ob  damit  übermässige 
Kinderarbeit  wird  beseitigt  werden  können. 


ML  Wirkung  des  Gesetzes  auf  die  Beschäftigung 
„eigener"  und  .,fremder"  Kinder. 

Die  Betrachtungen  über  die  Wirkung  des  Kinder- 
schutzgesetzes  haben  bisher  das  Verhältnis  der  eige- 
nen zu  der  Zahl  der  fremden  erwerbstätigen  Kinder 
ausser  acht  gelassen;  jedoch  ist  der  Einfluss  der  ge- 
setzlichen Bestimmungen  darauf  unverkennbar.  Schon 
die  von  dem  Oesetzgeber  getroffene  Unterscheidung 
der  eigenen  und  fremden  Kinder  lässt  erkennen,  dass 
eine  einheitliche  Wirkung  der  Vorschriften  auf  alle 
Kinder  nicht  erwartet  werden  konnte.  Die  Motive  zum 
Gesetz  betonen,  dass-  die  Schwierigkeit  der  Kontrolle 
eigener  Kinder  dazu  nötige,  die  Bestimmung  für  diese 
möglichst  einfach  zu  gestalten  und  dass  die  notwendige 
Rücksichtnahme  auf  die  schwere,  wirtschaftliche 
Schädigung  gewisser  Bevölkerungskreise  durch  das 
Gesetz  nicht  zu  hohe  Anforderungen  bezüglich  der 
Beschäftigung  eigener  Kinder  stellen  dürfe.  Auch  auf 
die  eigenen,  für  Dritte  arbeitenden  Kinder  glaubt  man 
der  schwierigen  Beaufsichtigung  wegen  das  Gesetz 
nicht  in  vollem  Umfange  zur  Anwendung  bringen  zu 
können,  ohne  sie  jedoch  den  eigenen  Kindern  völlig 
gleich  zu  stellen.  Die  Bedenken,  die  sich  in  der  Be- 
gründung aussprechen  und  die  im  Gesetz  verwirklicht 
worden  sind,  haben  zweifellos  ihre  Berechtigung.  Es 
ist  technisdi  unmöglich,  die  Beschäftigung  eigener 
Kinder,  die  täglich  etwa  nur  eine  bestimmte  Zahl  von 
Stunden  dauern  sollte,  zu  überwachen,  und  die 
materielle  Lage  der  Bevölkerung,  die  ihre  eigenen  Kin- 
der des  Verdienstes  wegen  mitarbeiten  lassen  muss, 
verlangt  eine  weniger  straffe  Handhabung  des  Oe- 
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setzes,  wenn  es  nicht  nur  eine  Kette  von  Ueber- 
tretungen  zur  Folge  haben  soll.  Trotz  aller  Be- 
mühungen ist  aber  eine  Anpassung  an  die  mannig- 
faltigen Verhältnisse  in  der  Kinderarbeit  nicht  ge- 
lungen, die  Unterscheidung  zwisdhen  eigenen  und 
fremden  Kindern  kann  keine  Lösung  des  Problems  ge- 
nannt werden.  Die  Erwerbstätigkeit  der  eigenen  Kin- 
der, die  alle  Stufen  von  der  harmlosen  Spielerei  bis 
zur  schlimmsten  Ausbeutung  durchläuft,  ist  in  ihrem 
Umfange  durch  die  gesetzlichen  Bestimmungen  keines- 
wegs erfasst  worden,  und  der  Schutz  der  eigenen  Kin- 
der steht  hinter  dem  der  fremden  weit  zurück.  Demi 
nach  den  Erfahrungen,  die  man  seit  Bestehen  des 
Kinderschutzgesetzes  gemacht  hat,  wird  man  kaum  im 
Ernst  mehr  annehmen,  dass  „die  Bande  des  Blutes", 
von  denen  in  den  Reichstagverhandlungen  so  viel  er- 
hofft worden  war,  bei  der  Beschäftigung  eigener  Kin- 
der wirksam  genug  sei,  um  sie  vor  Ueberanstr engung 
durch  Erwerbsarbeit  zu  schützen.  Beii  einigermasserf 
günstigen,  wirtschafthchen  Verhältnissen  ist  es'  da- 
gegen überall  gelun'gen,  die  Arbeit  der  fremden  Kin- 
der auf  ein  gesetzlich  zulässiges  Mass  zurückzuführen, 
was  sich  auch  in  dem  Rückgang  der  Gesetzesüber- 
tretungen ausprägt.  Im  Gegensatz  dazu  hat  sich  die 
Zahl  der  Zuwiderhandlungen  bei  eigenen  Kindern  nach 
wie  vor  auf  einer  Bedenken  erregenden  Höhe  gehalten. 
Die  Bestimmungen  haben  es  in  vielen  Fällen  ermög- 
licht, dass  „fremde"  Kinder  ihre  Beschäftigung  auf- 
gaben^ die  infolge  der  gesetzlichen  Beschränkung  nicht 
mehr  lohnend  war,  um  sie  als  „eigene"  Kinder  wieder 
und  in  verstärkter  Weiise  zu  beginnen.  Die  Verhält- 
nisse in  der  Heimarbeit,  in  den  kleinen  Motorwerk- 
stätten, in  allen  Betrieben,  in  denen  eigene  Kinder  bei 
der  Erwerbsarbeit  helfen  können,  beweisen  die  Unzu- 
länglichkeit des  Gesetzes. 

Eine  besondere  Art  der  „fremden*'  Kinder  sind  die 
Pflegekinder,  die  auch  bezüglich  des  Gesetzes  letzten 
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Endes  der  Aufsicht  der  Waisenätnter  unterstehen.  Die 
Durchführung  des  gesetzlichen  Schutzes  ist  infolge  der 
Unterscheidung  dann  sehr  erschwert,  wenn  Pflege- 
kinder mit  eigenen  Kindern  zusammen  beschäftigt 
werden,  weil  den  Eltern  die  Verschiedenheit  der  Be- 
stimmungen nur  schwer  verständlich  zu  machen  ist. 


C.  Die  Kinderarbeit  Im  Kriege  und  die 
Möglichkeit  ihrer  völligen  Beseitigung. 

Die  Betrachtungen  über  die  Kinderarbeit  und  ihre 
Beeinflussunig  durch  das  Gesetz  haben  sich  auf  die 
Friedensjahre  beschränken  müssen,,  weil  das  amtliche 
Material,  das  die  Hauptgrundlage  bei  der  Beurteilung 
bilden  muss,  seit  Kriegsausbruch  fehlt.  Inzwischen 
haben  sich  nun  die  Verhältnisse  in  den  Berufszweigen, 
die  Kinderarbeit  auizuweisen  haben,  von  Grund  auf  ge- 
ändert, und  eine  Umwandlung  ist  vor  sich  gegangen, 
die  auch  auf  die  Erwerbstätigkeit  der  Kinder  nicht  nur 
einen  vorübergehenden  Einfluss  ausgeübt  hat.  Das 
Kinderschutzgesetz  ist  im  Gegensatz  zui  einer  Reihe 
von  anderen  Schutzbestimmungen  unberührt  ge- 
blieben, es  besteht  während  des  Krieges  fort  —  ob  von 
den  Behörden  mit  dem  früheren  Interesse  verfolgt,  sei 
dahingestellt.  Tatsächlich  sdhwebt  es  in  der  Luft,  so- 
weit die  Heimarbeit  in  Frage  kommt,  weil  fast  alle 
Zweige  der  Hausindustrie  brach  liegen  und  Kinder- 
arbeit nicht  mehr  verlangt  wird.  Die  Spielwaren- 
industrie in  Sonneberg,  der  der  ausländische  Absatz 
fehlt,  und  die  Textilindustrie,  die  nur  noch  mit  be- 
schränkten Vorräten  und  mit  verkürzter  Arbeitszeit 
arbeitet,  sind  dafür  das  beste  Beispiel.  In  beiden  In- 
dustrien ist,  nach  den  angestellten  Erkundigungen, 
Kinderarbeit  zur  Zeit  nicht  zu  finden;  dem  Gesetz  ist 
damit  also  der  Wirkungskreis  genommen.  Auch  in 
den  kleinen  Werkstätten  ist  die  Beschäftigung  von 
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Kindern  zurückgegangen,  weil  zahlreiche  Betriebe  und 
oft  gerade  die  kleinsten,  in  denen  mit  der  Hilfe  der 
eigenen  Kinder  gerechnet  wurde,  eingegangen  isind. 
Etwas  anders  liegen  die  Verhältnisse  für  die  im  Aus- 
tragedienst beschäftigten  Kinder.  Wenn  auch  der 
Rationierung  der  Lebensmtitel  wegen  das  Austragen 
von  Milch  und  Backwaren  aufgehört  hat,  so  blüht  da- 
gegen das  Geschäft  der  kleinen  Zeitungsträger  umso 
mehr.  Allem  Anscheine  nach  wird  auch  die  gesetz- 
liche Regelung  des  kindlichen  Zeitungshandels  jetzt 
weniger  beachtet  als  im  Frieden,  und  alle  Behörden 
stehen  davon  ab,  diese  Kinderarbeit,  soweit  sie  nicht 
besondere  Auswüchse  zeigt,  zu  beschränken,  aus 
Rücksicht  auf  die  allgemeine  Verteuerung  der  Lebens- 
haltung. —  Vieilfach  hat  sich  ausserdem  eine  Ab- 
wanderung der  Kinder  zur  Landarbeit  und  in  kauf- 
männische Berufsarten  geltend  gemacht. 

Soweit  sich  überhaupt  die  zukünftige  Gestaltung 
der  kindlichen  Erwerbstätigkeit  beurteilen  lässt,  wird 
die  Beschäftigung  eigener  Kinder  in  normalen  Zeiten 
wieder  aufleben.  Die  Erschweruaig  aller  Lebensbe- 
dingungen dürfte  nach  dem  Kriege  die  Kinder  der 
Familien,  die  den  kindlichen  Verdienst  zu  ihrer  Er- 
hailtung  brauchen,  den  neuerwachenden  Gewerbebe- 
trieben wieder  zuführen,  und  der  Mangel  an  Arbeits- 
kräften wird  zahlreiche  Besitzer  kleiner  Betriebe  zur 
Heranziehung  ihrer  Kinder  zu  kleinen  Hilfeleistungen 
bestimmen.  Ebenso  ist  anzunehmen,  dass  die  Be- 
schäftigung mit  Botengängen  aller  Art,  und  zwar  auch 
von  fremden  KLndern,  wieder  aufgenommen  werden 
wird,  weil  die  Bedinguoigen,  unter  denen  sie  vor  dem 
Kriege  trotz  aller  gesetzlichen  Regelung  bestanden 
haben,  auch  dann  noch  vorhanden  sein  werden.  Je- 
doch wird  man  eine,  wenn  auch  geringe,  Unterstützung 
der  Bestrebungen  des  Gesetzes  von  den  zahlreichen 
Massnahmen  erwarten  dürfen,  die  im  Interesse  einer 
ausgedehnten  Jugendfürsorge  im  Laufe  des  Krieges 
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getroffen  worden  sind.  Es  wäre  schliesslich  auch  denk- 
bar, dass  die  Verpflanzung  zahlreicher  Kinder  auf  das 
Land,  wie  sie  im  Laufe  des  Krieges  von  Gemeinden 
und  Vereinen  vorgenommen  und  sogar  staatlich  unter- 
stützt worden  ist,  die  Entfernung  manchen  Kindes  aus 
der  gewerblichen  Arbeit  dadurch  ermöglicht,  dass  es 
dauernd  bei  seinen  ländlichen  Pflegdtern  verbleibt. 

Ein  erheblicher  Rückgang  oder  das  Verschwinden 
jeglicher  gewerblicher  Kinderarbeit  aus  wirtschaft- 
licher Notwendigkeit  heraus  wird  auch  von  einer 
künftigen  Friedenswirtschaft  nicht  zu  erwarten  sein. 
Eine  andere  Frage  ist  es,  ob  eine  erweiterte  Arbeiter- 
scliutzgesetzgebung  die  völlige  Beseitigung  kindlicher 
Erwerbstätigkeit  ermöglichen  kann  und  ob  ein  solches 
Verbot  zweckmässig  wäre. 

In  den  Motiven  des  Kinderschutzgesetzes  wird  da- 
von ausgegangen,  „dass  eine  mässige  Beschäftigung 
von  Kindern  insofern  ihre  Berechtigung  hat,  als  sie 
geeignet  ist,  die  Kinder  an  körperliche  und  geistige 
Tätigkeit  zu  gewöhnen,  den  Sinn  für  Fleiss  und  Spar- 
samkeit zu  wecken  und  sie  vor  Müssiggang  und  ande- 
ren Abwegen  zu  bewahren"^).  Dagegen  führt  Hen- 
riette Fürth  in  ihren  Beiträgen  „Zu  Kinderarbeit 
und  Kinderschutz"^)  an,  dass  zwar  mässige  Arbeit 
dem  Kinde  nicht  schade,  dass  aber  Arbeit  zu  Erwerbs- 
zwecken nie  mässig  sei.  Aus  diesem  Gedankengange 
heraus  schlägt  Deutsch^)  einen  internationalen  Ge- 
setzesentwurf vor,  nach  dem  jede  Beschäftigung  frem- 
der Kinder  vor  zurückgelegtem  14.  Lebensjahre,  eige- 
ner Kinder  vor  zurückgelegtem  12.  in  allen  Beschäfti- 
gungszweigen verboten  werden  sollte.  Noch  weiter 
geht  der  im  Korrespondenzblatt  der  Gewerkschaften 
Deutschlands  veröffentlichte  Entwurf  für  eine  vervoll- 
kommnete    Arbeiterschutzgesetzgebung,      in  dem 

*)  H  p  n  r  i  e  t  t  e  Fürt}»:  AVeitere  Beiträge  -^u  Kinderarbeit 
und  Kinderschutz  S.  23. 

■)  Julius  Deutsch:  Die  Kinderarbeit  und  ihre  Bekämpfung. 
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lakonisch  gefordert  wird,  dass  Kindern  unter  15  Jahren 
jede  Erwerbstätigkeit  verboten  werden  soll. 

Es  ist  durchaus  richtig,  dass  die  Kinderarbeit,  so- 
weit sie  eine  Mechanisierung  und  eine  Anspannung  der 
kindlichen  Nerven  bedeutet,  nicht  massig  genannt 
werden  kann,  auch  wenn  sie  sich  aus  den  allerein- 
fachsten  Handgriffen  zusammensetzt.  Aus  den  vor- 
hergehenden Ausführungen  geht  überdies  hervor,  dass 
das  Kinderschutzgesetz  in  seiner  jetzigen  Fassung  den 
Forderungen  nach  Beseitigung  übermässiger  Kinder- 
arbeit im  weitesten  Sinne  nicht  genügen  kann.  Es 
fragt  sich  aber,  ob  im  Hinblick  auf  die  grundlegenden 
Widerstände,  die  eine  vollkommene  Durchführung  des 
Gesetzes  bisher  unmöglich  gemacht  haben,  eine  radi- 
kalere Gesetzgebung  besseren  Erfolg  haben  würde. 
Es  ist  wiederholt  auf  den  Einfluss  der  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  auf  das  Mass  der  Kinderarbeit  hinge- 
wiesen worden;  selbst  im  Grossherzogtum  Hessen, 
wo  der  Durchführung  ein  ungeheuerer  Aufwand  von 
Bemühungen  aller  Art  gewidmet  worden  ist,  ist  infolge 
Verschlechterung  der  wirtschaftlichen  Lage  im  Jahre 
1911  eine  Vermehrung  der  Kinderarbeit  zu  verzeich- 
nen. Kein  Gesetz  könnte  die  Folgen  solcher  immer 
wiederkehrenden  Veränderungen  abwenden,  dagegen 
ist  zu  bedenken,  dass  ein  allzu  weitgehendes  Verbot 
der  kindlichen  Hilfeleistung  in  der  Erwerbsarbeit  die 
Verwendung  der  Kinder  an  einem  anderen  Platz  not- 
wendig nach  sich  ziehen  muss.  Es  wird  z.  B.  nicht 
möglich  sein,  zu  verbieten,  dass  Eltern  ihre  Kinder  im 
Haushalt  anstellen  und  sie  dort  die  Arbeit  Erwachse- 
ner verrichten  lassen,  wenn  sie  kindliche  Hand- 
reichungen in  der  Erwerbsarbeit  nicht  mehr  tun  dürfen. 
Es  steht  dahin,  ob  eine  solche  „Abwanderung"  der  Kin- 
der in  die  Hauswirtschaft  wünschenswert  wäre,  da  es 
ja  auch  hier  schädliche  Arbeiten  und  Gefahren  aller 
Art  für  das  arbeitende  Kind  gibt. 
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Die  Lösung  der  technischen  Schwierigkeiten  einer 
durchgreifenden  Kontrolle  von  so  weit  gehenden  Ver- 
boten würde  Aufgabe  eines  den  Verhältnissen  der  ge- 
setzlichen Regelung  angemessenen  Stabes  von  Be- 
amten sein.  Die  Bedenken  gegen  die  Möglichkeit 
einer  Durchführung  können  nicht  Grund  für  die  Ab- 
lehnung einer  sozialpolitisch  so  ungeheuer  wichtigen 
Bestrebung  sein;  immerhin  liegen  sie  nach  den  Er- 
fahrungen mit  dem  Kinder  Schutzgesetz  nahe,  und  es 
ist  zu  erwarten,  dass  auch  ein  besseres  Gesetz  auf  dem 
Papier  stehen  bleibt,  wenn  es  nicht  „beigebracht"  wer- 
den kann.  Dass  die  Regelung  der  kindlichen  Arbeit 
nicht  schlechthin  mit  dem  Schutze  von  erwachsenen 
Arbeitern  verglichen  werden  kann,  bedarf  keiner 
näheren  Erörterung;  das  arbeitende  Kind,  dem  der 
gesetzliche  Schutz  zukommt,  ist  nicht  in  der  Lage,  sein 
Recht  zu  verteidigen,  sondern  ist  immer  auf  die  Hilfe 
einer  mehr  oder  weniger  interessierten  Umwelt  ange- 
wiesen, sodass  der  Durchführung  jedes  Kinderschutz- 
gesetzes  die  Unterstützung  durch  den  Geschützten 
selbst  fehlen  wird. 

Für  die  gänzliche  Beseitigung  kindlicher  Erwerbs- 
tätigkeit werden  auch  pädagogische  Gründe  geltend 
gemacht,  indem  immer  wieder  betont  wird,  dass  ge- 
werbliche Kinderarbeit  keinen  erziehlichen  Wert  habe. 
Bedingungslos  dürfte  dieser  Behauptuing  aber  doch 
nicht  zuigestimmt  werden  können.  Nicht  der  Grund 
soll  herangeführt  werden,  dass  eine  zeitige  Ausbildung 
in  gewissen  Handfertigkeiten  dem  heranwachsenden 
Arbeiter  ein  leichteres  Fortkommen  sichern  kann;  um 
diesen  Zweck  zu  erreichen,  würden  systematisch  ge- 
regelte Arbeitsschulen  ein  besseres  Mittel  sein.  Aber 
die  Gewöhnung  an  ein  zielsicheres  Arbeiten,  die 
straffe  Disziplinierung,  die  der  zweckmässigen  Arbeit 
anhaftet,  sind  zweifellos  in  vielen  Fällen  geeignet,  der 
unzureichenden  Erziehungsmethode  des  Elternhauses 
ein  segensreiches  Moment  hinzuzufügen.    Auch  der 
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eigene  Wunsch  der  Kinder,  ihren  Eltern  im  Kampf  um 
das  Dasein  helfen  zu  können  und  ihre  Befriedigung 
darüber,  an  der  Beschalfung  des  täglichen  Unterhaltes 
teilzuhaben,  sind  Gründe,  die  für  die  gewerbliche  Ar- 
beit sprechen.  Gegen  eine  zu  weitgehende  Regeluing 
Messe  sich  ferner  anführen,  dass  geweckte  Kinder  in 
dem  Gesetz  einen  starken  Rückhalt  finden,  den  sie  als- 
bald gegen  die  elterliche  Autorität  ausspielen  können. 
Der  Fall,  dass  ein  Knabe  bei  der  Gewerbeaufsichts- 
beamtin Unterstützung  suchte,  als  es  ihm  nicht  mehr 
passte,  seinem  Vater  die  Schuhe  zu  putzen,  ist  dafür 
kennzeichnend  und  durchaus  keine  Ausnahme.  Nicht 
nur  die  Wahrung  des  elterlichen  Ansehens  aber,  son- 
dern auch  die  Wahrung  des  Bestimmungsrechtes  der 
Eltern  über  ihre  Kinder  muss  bei  einer  erweiterten,  ge- 
setzlichen Regdung  berücksichtigt  werden.  Ein  Ver- 
bot aller  Kinderarbeit  wird  aber  unzweifelhaft  die  Frei- 
heit in  der  Familie  noch  weiter  beschränken  und  sie 
unter  dauernde  Aulsieht  stellen. 

Man  wird  daher,  wenn  auch  die  Kinderarbeit 
vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkte  aus  nicht  nur 
entbehrlich,  sondfern  ihre  Beseitigung  durchaus 
wünschenswert  ist,  den  tatsächlichen  Verhältnissen 
Rechnung  tragen  müssen  um  eine  Verringerung  der 
kindlichen  Erwerbstätigkeit  wirklich  zu  erreichen. 
Die  Aufgabe  aller  Freunde  der  leidenden  Kinderwelt 
muss  es  sein,  auf  den  Erfahrungen  der  vergangenen  ^ 
Jahre  aufbauend,  an  der  Vervollkommnung  des  Kin- 
derschutzes im  weitesten  Sinne  mitzuarbeiten,  um  dem 
Ideal  näher  zu  kommen,  das  zu  verwirklichen  keiner 
Zeit  vergönnt  sein  wird. 
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Lebenslauf 


Am  10.  November  1889  wurde  ich,  Irene  Miessner, 
evangelischen  Bekenntnisses,  Tochter  des  1916  verstorbe- 
nen Majors  a.  D.  Carl  Miessner  und  seiner  Ehefrau 
Clara  geb.  Holtze,  in  Frankfurt  a.  M.  geboren.  Ich 
besuchte  in  Breslau  die  private  Höhere  Töchterschule  von 
Fräulein  Knittel,  sodann  die  Realgymnasialabteilung  der 
Viktoriaschuie  in  Breslau  und  bereitete  mich  darauf  priva- 
tim auf  die  Reifeprüfung  vor,  die  ich  am  22.  September  1910 
am  Realgymnasium  „Zum  heiligen  Geist*  in  Breslau  als 
Extranea  ablegte. 

Vom  Oktober  1910  bis  August  1914  studierte  ich 
Naturwissenschaften,  darauf  Nationalökonomie  im  Haupt- 
lach, .  und  zwar  ein  Semester  in  München,  die  übrigen 
in  Breslau.  Von  September  1914  bis  April  1917  war  ich 
praktisch  im  Kinderschutz- Verein  für  Schlesien  zu  Breslau 
tätig 

Meine  Lehrer  waren  die  Herren  Professoren  und 
Privatdozenten ; 

Arndt,  Baeumker,  Baumgartner,  Biltz, 
von  Braun,  Burger  f,  Dingler,  Guttmann, 
Hintzef,  Hoenigswald,  Kautzsch,  Kneser, 
Kühnemann,  Külpe  f,  Ladenburg,  Lummer, 
Mayer,  Meyer,  Obst,  Patzak,  Pringsheim, 
Schäfer,  Schmidt,  Schnee,  Schott,  Specht, 
Steinitz,  Stern, Sturm, Waetzmann,  Wagner, 
Weber. 

Das  Rigorosum  bestand  ich  am  9.  Januar  1918. 

Allen  meinen  Lehrern  fühle  ich  mich  zu  grossem 
Danke  verpflichtet,  besonders  danke  ich  nochmals  Herrn 
Professor  Dr.  Adolf  Weber  für  die  freundliche  Unter- 
stützung, die  er  mir  bei  Ausführung  der  vorliegenden 
Arbeit  hat  zuteil  werden  lassen. 


